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Zum ersten Mal: Ermächtigung zur Gewaltanwendung 
DR. OTTO LEICHTER, N E W YORK 

Unser New Yorker Korrespondent berichtet nachstehend über 
die Vorgänge am Hauptsitz der Vereinten Nationen während 
der Monate März und April. Seine Ausführungen schließen 
an den Bericht des vorangegangenen Heftes an. 
Aus dem Inhalt: Rhodesien das beherrschende Thema -
Fingerhakeln um Einberufung des Sicherheitsrates - Groß­
britannien kommt den Afrikanern zuvor - Sitzstreik im Rat -
Präzedenzfall oder nicht? - Großbritannien erhält Vollmacht 
zur Gewaltanwendung - Keine Anwendung von Kapitel VII, 
aber dennoch neue Schritte - Alle Großmächte für U Thant: 
wird er bleiben? - Finanzen und Friedensaktionen schwierige 
Grundsatzprobleme - UNO-Truppen auf Zypern weiterhin 
nötig - Kampf gegen religiöse Intoleranz und Verjährung von 
Kriegsverbrechen - Um die rechtliche Fixierung der Koexi­
stenz - Jahr des Internationalen Tourismus - Organisation für 
Industrielle Entwicklung im Aufbau - Die wirtschaftliche 
Tätigkeit der UNO n immt weiter zu. 

Zum ersten Mal in der Geschichte der Vereinten Nationen 
und insbesondere des Sicherheitsrates wurde am 9. April 1966 
in einer vom Rat angenommenen Resolution' die Ermächtigung 
zur Gewaltanwendung erteilt. Der Beschluß ist für die weitere 
Entwicklung der Organisation von weittragender Bedeutung, 
gleichviel was in diesem konkreten Fall seine praktischen 
Erfolge sein werden. Nach 20 Jahren war es eine neue Wen­
dung in der Geschichte der Vereinten Nationen, obwohl es sich 
nicht um Sanktionen im strengen Sinne des Kapitels VII der 
Charta handelt, aber immerhin um eine Maßnahme, die den 
Bestimmungen dieses Kapitels näher kommt als alle b is­
herigen Beschlüsse des Rates. Die Ermächtigung zur kollek­
tiven Gewaltanwendung wurde nicht generell erteilt, sondern 
einem bestimmten Land in einem Einzelfall im Hinblick auf 
eine konkrete Situation: Sie gilt den Erdöllieferungen an das 
von der UNO in zwei vom Rat angenommenen Entschließun­
gen2 als illegal erklärte Regime in Rhodesien. Trotz dieser 
Einschränkung handelt es sich aus vielen Gründen um einen 
ungewöhnlichen, unter dramatischen Umständen zustande­
gekommenen Entschluß des Rates und um den möglichen 
Beginn einer neuen Entwicklung in den Vereinten Nationen. 
Es war überdies die erste ernste politische Probe, die der seit 
dem 1. J anuar 1966 von 11 auf 15 Mitglieder erweiterte Sicher­
heitsrat zu bestehen hatte. 
I. Rhodesien — eine fortwährende Sorge des Sicherheitsrates 
Das Erdölembargo gegen Rhodesien hatte schon in den Bera­
tungen des Rates im November 1965, unmittelbar nach der am 
II . November 1965 erfolgten einseitigen und sowohl von der 
britischen Regierung als auch vom Sicherheitsrat als illegal 
erklärten Unabhängigkeit Rhodesiens durch das Ian Smith-
Regime, eine große Rolle gespielt. Großbritannien, das in 
diesen Beratungen seine eigene und ausschließliche Verant­
wortung für Rhodesien betonte, lehnte in den Ratsverhand­
lungen vom November 1965 die Verhängung und Durch­
führung eines sofortigen Erdölembargos gegen Rhodesien ab, 
weil es sich von einem allgemeinen Handelsboykott, ins­
besondere gegenüber der Tabak- und Zuckerausfuhr, und von 
einer finanziellen Isolierung Rhodesiens einen Erfolg im 
Kampf gegen das Smith-Regime versprach3. Schließlich aber 
mußte Großbritannien, im Einvernehmen mit den Vereinigten 
Staaten, seine wirtschaftlichen Druckmaßnahmen erweitern, 
das ölembargo einführen und mit USA-Hilfe eine Luftbrücke 
zur Erdölversorgung Sambias, des nördlichen Nachbarlandes 

Rhodesiens, das durch die Maßnahmen gegen Rhodesien in 
Mitleidenschaft gezogen wurde, einrichten. 
Die kritische Situation in der Rhodesienfrage führte Anfang 
April 1966 zu wachsenden Besorgnissen, vor allem unter den 
afrikanischen Staaten, weil der von Großbritannien und von 
Erdölfachleuten erwarte te wirtschaftliche Zusammenbruch des 
Smith-Regimes ausblieb. Im sogenannten 24er-Ausschuß für 
Kolonialprobleme kam es kurz nach Beginn der 1966er Session 
zu einer sehr kritischen Erörterung der Haltung Großbritan­
niens in der Rhodesienfrage und zu lebhaften Klagen über 
das angebliche Versagen des gewaltlosen und lückenhaft 
durchgeführten Wirtschaftsboykotts gegen Rhodesien. 
Am 6. April 1966 erörterte der Ausschuß diese Probleme im 
Zeichen lebhafter Angriffe gegen Großbritannien. Erneut 
wurde die Forderung nach Anwendung von Gewalt durch 
Großbritannien zum Sturz des Smith-Regimes laut. Die Span­
nung wurde noch dadurch gesteigert, daß sich verschiedene 
öltanker in der Nähe der Küste von Portugiesisch-Mosambik 
befanden und den Hafen von Beira ansteuerten, von wo Erdöl 
direkt nach Rhodesien gepumpt werden kann. Dies bestätigte 
die wiederholt von afrikanischen Vertretern in der UNO er ­
hobenen Vorwürfe, daß der Erdölboykott gegen Rhodesien 
wegen seiner Durchbrechung vor allem durch Portugal, die 
Kolonialmacht in Mosambik, und durch Südafrika auf dem 
Papier bleibe und nicht einmal zur Erschütterung des Re­
gimes in Salisbury beitrage. 
Die afrikanischen Mitglieder des 24er-Ausschusses verlangten 
in einer Rede des Ausschußvorsitzenden, des Botschafters von 
Sierra Leone, Gershon B. Collier, dringende Maßnahmen; ins­
besondere sollte der Generalsekretär den Präsidenten des 
Sicherheitsrates - für den Monat April ein Mitglied des 24er-
Ausschusses, der Botschafter von Mali, Moussa Leo Keita -
auf die kritische Situation aufmerksam machen und ihm die 
sofortige Einberufung des Rates nahelegen. Entgegen der sonst 
in diesem Ausschuß üblichen Methode, Notresolutionen zu 
beschließen, beschränkten sich die afrikanischen Mitglieder auf 
eine Erklärung des Vorsitzenden, gegen die zwar von einigen 
anderen wie Großbritannien Einwendungen erhoben wurden, 
die man aber trotzdem, vor allem seitens der afrikanischen 
Mitglieder, als allgemeine Ubereinstimmung ansah. 
Der Ausschußvorsitzende suchte nach der Sitzung General­
sekretär U Thant auf und brachte ihm den Wunsch zur 
Kenntnis, den Präsidenten des Sicherheitsrates zu >alar-
mieren<. Damit schien die Einberufung des Rates auf afrika­
nische Initiative mit entsprechend weitgehenden Anträgen un­
mittelbar bevorzustehen. 
Bei den Beratungen im Kreise der afrikanischen Delegationen, 
die der Sitzung vom 6. April 1966 vorangegangen waren, 
hat te sich gezeigt, daß man sich afrikanischerseits über keine 
Resolution einigen konnte und sich daher mit einer Erklärung 
des Vorsitzenden begnügte, über die nicht abgestimmt zu 
werden brauchte und die vor allem nicht als Gruppenantrag 
Afrikas formuliert werden mußte. Das war der Auftakt zu der 
Entwicklung, die dann schließlich im Sicherheitsrat bei der 
Abstimmung am 9. April 1966 zu einer unterschiedlichen Hal ­
tung der afrikanischen Mitglieder im Rat führte. 
Überraschende Initiative Großbritanniens 
Dem Vorspiel vom 6. April 1966 folgte eine dramatische Init ia­
tive Großbritanniens am Morgen des 7. April. Ohne die 
Aktion der afrikanischen Gruppe abzuwarten, forderte Groß­
britannien mit Hinweis auf die bevorstehende Landung des 
Tankers >Joanna V< und das Herannahen eines zweiten 
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Tankers, >Manuela<, nach Beira die sofortige Einberufung des 
Sicherheitsrates noch für denselben Tag. Es beabsichtigte, in 
der Sitzung Vorschläge zu unterbreiten, um der Situation be­
gegnen zu können. 
Großbritannien hat te vor, die Löschung der beiden Öltanker, 
die ölvorräte für mehrere Wochen enthielten, nötigenfalls mit 
Gewalt zu verhindern. Es kündigte an, daß es vom Sicher­
heitsrat die Vollmacht fordern werde, diese und gegebenen­
falls andere Tanker, die Lieferungen für Rhodesien enthalten 
könnten, anzuhalten und an der Landung in Mosambik zu 
hindern. 
Die britische Regierung, durch den günstigen Wahlausgang 
vom 31. März 1966 in ihrer parlamentarischen Position ge­
stärkt, wegen des mangelnden Erfolges des Erdölembargos 
aber besorgt, wollte mit dieser Initiative das Gesetz des Han­
delns im Sicherheitsrat an sich reißen, den zu erwartenden 
afrikanischen Anträgen zuvorkommen und die Erdölzufuhr 
nach Rhodesien durch Portugiesisch-Mosambik verhindern, 
nachdem Versuche, durch Direktverhandlungen auf hoher 
diplomatischer Ebene Portugal von Erdöllieferungen an Rho­
desien abzuhalten, gescheitert waren. 
Der Forderung Großbritanniens nach Einberufung einer Rats ­
sitzung noch am gleichen Tag folgte in den Vereinten Na­
tionen ein Tag der Verwirrung. Vertreter der radikalen afri­
kanischen Staaten, die ihre Forderungen im Rat vor allem auf 
einen Angriff gegen Großbritannien und auf Gewaltanwen­
dung durch die britische Regierung zu konzentrieren beab­
sichtigen, zeigten sich von dem raschen britischen Handeln 
nicht nur unangenehm überrascht, sondern auch nicht ge­
neigt, Großbritannien einen Freibrief für beschränkte Ge­
waltanwendung gegen einzelne Erdöltanker zu geben, weil 
ihnen das völlig ungenügend erschien. Hinzu kam, daß die 
afrikanischen Delegierten die Ratssitzung wenigstens teilweise 
zu einer erneuten Debatte unter Beteiligung zahlreicher hin­
zuzuziehender afrikanischer Delegierter benutzen wollten. 

Kampf um eine sofortige Sicherheitsratssitzung 
Unter diesem afrikanischen Einfluß verzögerte der afrika­
nische Präsident des Sicherheitsrates die Anberaumung einer 
Sitzung. Es entwickelte sich, erstmals in der Geschichte des 
Rates, ein Ringen um die Einberufung einer dringlichen 
Sitzung, die von einem Mitglied, noch dazu von einem stän­
digen, gefordert worden war. Das Zögern des Ratspräsidenten 
erschien zunächst um so unerklärlicher, als es sich um eine 
Einberufung handelte, die am Tage vorher in einer unwider­
sprochen gebliebenen Erklärung des Vorsitzenden des 24er-
Ausschusses verlangt worden war. 
Die Sitzung des Rates wurde, wie einige Ratsmitglieder er ­
klärten und wie offenbar der Generalsekretär annahm, für 
17 Uhr des 7. April 1966 einberufen. Dann wurde sie abgesagt, 
ohne daß diese Absage für diesen Tag endgültig zu sein schien. 
In der Verwirrung, in dem Hin und Her der verschiedenen 
Tendenzen der Ratsmitglieder, in dem ein erst 14 Tage zuvor 
als UN-Botschafter akkredit ierter Diplomat von Mali zur 
Entscheidung berufen war, begann, was man in den Ver­
einten Nationen mit einiger journalistischer Zuspitzung als 
>Sitzstreik< bezeichnete: Mitglieder des Rates, wie Groß­
britannien, die USA, die Niederlande und andere, nahmen 
ihre Plätze im Ratssaal um 17.30 Uhr ein; auch der Gene­
ralsekretär erschien. Aber der Präsident des Rates fehlte. 
Auch weitere Ratsmitglieder, unter ihnen die drei afrikani­
schen, ferner die Sowjetunion und Bulgarien, waren nicht an­
wesend. Der französische Botschafter hielt sich zwar im UNO-
Gebäude auf, jedoch nicht im Ratssaal oder den angrenzenden 
Salons. Schließlich entschlossen sich acht Mitglieder des Rates, 
also eine Mehrheit, den Generalsekretär zu ersuchen, dem 
Präsidenten des Rates die Forderung dieser Mehrheit der 
Mitglieder nach sofortiger Einberufung einer Sitzung, und 
zwar noch am gleichen Tage, zu übermitteln4. Diese Forde­

rung wurde durch den Untersekretär für besondere politische 
Angelegenheiten, Jose Rolz-Benett, dem Ratspräsidenten in 
den späten Abendstunden überbracht. Dieser antwortete u n ­
gefähr zwei Stunden später, daß er das Recht habe, den Rat 
einzuberufen: die Konsultationen darüber seien noch nicht 
abgeschlossen. Am 8. April 1966 suchte der Ratspräsident den 
Generalsekretär auf, der erst bei dieser Gelegenheit dem Prä­
sidenten die im 24er-Ausschuß geäußerte Forderung nach 
dringlicher Einberufung des Sicherheitsrates zu übermitteln 
in der Lage war, da der Präsident am 7. April nicht im UN-
Gebäude anwesend war. Offenbar unter dem Eindruck des 
Gesprächs mit dem Generalsekretär entschloß sich Botschafter 
Keita noch am gleichen Tag, den Sicherheitsrat für Kar ­
samstag einzuberufen. Der britische Chefdelegierte, Lord 
Caradon, versuchte noch einmal schriftlich und mündlich, die 
Einberufung des Rates wenigstens für den 8. April 1966 durch­
zusetzen, da nach britischer Ansicht Gefahr im Verzug war. 
Aber es blieb bei dem vom Präsidenten des Rates fest­
gesetzten Termin. 
Ein Präzedenzfall? 
Die 48stündige Verzögerung hat te wesentliche Fragen bezüg­
lich des sofortigen Funktionierens des Rates in Notsituationen 
aufgeworfen. Da bei einer Körperschaft wie dem Rat Präze­
denzfälle Gewohnheitsrecht schaffen und es sich hier u m 
einen Fall ohne Präzedenz handelte, herrschte unter den Mit­
gliedern Beunruhigung darüber, daß diese Methode, von 
künftigen Präsidenten gleichfalls angewendet, zu einer Läh­
mung des Rates in kritischen Situationen führen könnte. Aber 
Großbritannien entschied sich dafür, offenbar im Einver­
nehmen mit anderen Mitgliedern des Rates, diese Verfahrens­
frage, so wichtig sie auch für die Zukunft sein mochte, nicht 
in den Mittelpunkt der Beratungen des 9. April 1966 zu 
stellen, sich vielmehr auf allgemeine Vorbehalte zu b e ­
schränken und eine Erörterung des durch das Verhalten des 
Ratspräsidenten aufgeworfenen Problems zu verschieben5. 
Großbritannien erhält Vollmacht zur Gewaltanwendung 
Bereits vor Beginn der Ratssitzung hatte Großbritannien einen 
Antrag eingebracht, der dann unverändert zum Beschluß' 
erhoben wurde. 
Der britische Antrag gipfelte in der Ermächtigung Großbritan­
niens, nötigenfalls mit Gewaltanwendung die Ankunft von 
Schiffen, von denen man annehmen könne, daß sie Erdöl für 
Rhodesien führten, zu verhindern. Im konkreten Falle ver ­
langte Großbritannien die Vollmacht, den Tanker >Joanna V< 
anzuhalten und ihn zu beschlagnahmen, wenn er Beira ve r ­
lasse, nachdem er dort Erdöl gelöscht habe. 
Der britische Antrag ging davon aus, daß die Lage in Rho­
desien eine Bedrohung des Friedens darstelle. Hierauf war, 
ohne daß das Kapitel VII der Charta ausdrücklich zitiert oder 
daß Zwangsmaßnahmen aufgrund dieses Teils der Charta 
erwähnt wurden, die Vollmacht zur Gewaltanwendung ge­
gründet. Es war kennzeichnend, daß man sorgsam vermied, 
das Charta-Kapitel VII zu zitieren. Der Rat hat te bisher und 
auch in diesem Falle gezögert, offen und unumwunden von 
Sanktionen zu sprechen, weil bei einigen ständigen Mitgliedern 
ernste Bedenken gegen die offene Anwendung dieses Teils 
der Charta bestehen. Frankreich und die Sowjetunion sind 
bisher grundsätzliche Gegner von Maßnahmen nach Ka­
pitel VII gewesen, obwohl die UdSSR im Sicherheitsrat 
wiederholt auf Forderung der Afrikaner nach Zwangsmaß­
nahmen dann, wenn keine Mehrheit zu erwarten war, für 
solche gestimmt hat. Die USA und Großbritannien zögerten 
gleichfalls, so daß man, ähnlich wie bei dem Beschluß über 
den indisch-pakistanischen Konflikt, zwar die Sprache der 
Artikel 41 und 42 der Charta anwendete, diese beiden für 
Sanktionen grundlegenden Artikel jedoch nicht ausdrücklich 
erwähnte. 

74 Vereinte Nat ionen 3/66 



Die Debatte über den britischen Antrag stand im Zeichen der 
Unzufriedenheit der afrikanischen Ratsmitglieder und anderer 
afrikanischer Delegationen wegen der Beschränkung auf einen 
Einzelfall und wegen der allgemeinen afrikanischen Forderung 
nach Gewaltanwendung durch die britische Regierung zum 
Sturz des Smith-Regimes. 
Die drei afrikanischen Mitglieder des Rates, Nigeria, Uganda 
und Mali, legten umfassende Abänderungsanträge7 zu dem 
britischen Antrag vor. Sie forderten, wie schon bei früheren 
Gelegenheiten, insbesondere die Anwendung von Gewalt 
durch die britische Regierung gegen das Regime in Salisbury, 
die Verhinderung aller Transporte nach Rhodesien, gleichfalls 
durch Gewalt, und umfassende Maßnahmen zur vollständigen 
Unterbrechung aller wirtschaftlichen Verbindungen und des 
Verkehrs mit Rhodesien. Während in dem britischen Text nur 
ein Appell an Portugal enthalten war, sahen die afrikanischen 
Abänderungsanträge darüber hinaus noch einen Tadel für 
Südafrika wegen dessen Hilfe für Rhodesien vor. 
Großbritannien beharr te aber auf seinem Text, selbst auf die 
Gefahr hin, daß sich für ihn nicht die erforderlichen neun 
positiven Stimmen finden sollten. Desgleichen lehnten die 
westlichen Mitglieder des Rates die afrikanischen Abände­
rungsanträge als zu weitgehend ab, vor allem auch im Hin­
blick darauf, daß es sich nach ihrer Meinung bei der Ent ­
scheidung des Rates um die Stellungnahme einzig zu einer 
konkreten Situation, nämlich der Durchsetzung des Erdöl­
embargos, handelte. 
Taktik der Sowjetunion scheitert 
Während einer langen Unterbrechung der Ratssitzung am 
späten Abend wurden Kompromisse gesucht. Die insbesondere 
von Argentinien gebotene Vermittlung ging dahin, die Ab­
st immung über die Abänderungsanträge zunächst zurückzu­
stellen und den englischen Antrag zum Beschluß zu erheben, 
um auf diese Weise der unmittelbar drängenden Notsituation, 
nämlich der drohenden Landung eines zweiten Erdöltankers, 
der >Manuela<, im Hafen von Beira zuvorzukommen. Die 
weitergehenden Anträge sollten dann einige Tage später in 
einer neuerlichen Sitzung behandelt werden. 
Vor allem auf Betreiben der Sowjetunion wollten einige 
Afrikaner sich mit diesem Kompromiß nicht zufriedengeben. 
Die Sowjetunion baute ihre Taktik offenbar darauf auf, daß 
die Abänderungsanträge der drei afrikanischen Mitglieder 
zwar nicht die nötigen neun Stimmen erreichen würden, daß 
aber dann auch der britische Text möglicherweise nicht durch­
ginge, so daß der Sicherheitsrat zunächst beschlußlos ausein­

andergehen müsse. Dies hätte die Lage um Rhodesien ver ­
schärft und aus der alleinigen Handhabung durch Groß­
britannien zu allgemeinen Weiterungen geführt 
Die sowjetische Takt ik scheiterte. Die afrikanischen Anträge 
erreichten nu r sechs beziehungsweise sieben Stimmen: Dies 
war nach der seit Beginn dieses Jahres erfolgten Erweiterung 
des Rates auf 15 Mitglieder und der für einen Beschluß nun 
erforderlichen mindestens neun Stimmen zu wenig. Die An­
träge waren also abgelehnt. 
Zur großen Überraschung erhielt aber der britische Antrag 
bei der nachfolgenden Abstimmung zehn Stimmen: 2 von den 
3 afrikanischen Mitgliedern, Nigeria und Uganda, stimmten, 
ebenso wie Jordanien, das vorher gleichfalls für die weiter­
gehenden Abänderungsanträge der Afrikaner gestimmt hatte, 
gemeinsam mit Argentinien, China, Großbritannien, Japan, 
Neuseeland, Niederlande und USA für den britischen Antrag. 
Stimmenthaltung übten: Bulgarien, Frankreich, Mali, Sowjet­
union und Uruguay. 
Die Sowjetunion nahm also davon Abstand, durch ein Veto 
die von ihr scharf abgelehnte britische Resolution zu Fall zu 
bringen, womit sie Großbritannien die Möglichkeit genommen 
hätte, Erdöltransporte nach Rhodesien zu verhindern. Mali 
t rennte sich von den afrikanischen Ratsmitgliedern, weil es im 
Sinne der radikalen afrikanischen Staaten Großbritannien 
durch ein Scheitern der Erdölblockade zur Gewaltanwendung 
gegen die Regierung Smith zwingen wollte. Frankreich blieb 
mit seiner St immenthal tung konsequent; es sieht die Rho­
desienfrage nu r als eine zweiseitige Angelegenheit zwischen 
Großbritannien und dem von ihm abhängigen Gebiet Rho­
desien an. Die Delegation von Uruguay hat te keine Ins t ruk­
tionen von ihrer Regierung und enthielt sich deshalb der 
Stimme. Bulgarien st immte wie die Sowjetunion. Die Minder­
heit war also durchaus nicht einheitlich. 
Großbritannien hat te einen politischen und moralischen E r ­
folg im Sicherheitsrat zu verzeichnen. Vor allem die Spaltung 
unter den afrikanischen Mitgliedern bei dieser ersten für 
Afrika wichtigen Abstimmung im Rat seit dessen Erweiterung 
und der hierdurch erfolgten stärkeren Vertretung Afrikas 
war Ausdruck der Tatsache, daß trotz der Krit ik an der br i t i ­
schen Gesamthaltung im Falle Rhodesien Länder wie Nigeria 
und Uganda realistisch genug waren, um Großbritannien nicht 
eine Waffe zur Verhinderung von Erdöltransporten nach Rho­
desien aus der Hand zu schlagen. 
Großbritannien handelte kurz nach der Beschlußfassung des 
Sicherheitsrates. Bereits einige Stunden später wurde der 
Tanker >Manuela< angehalten, britische Marine ging an Bord 

Seit sich Südrhodesien am 11. November 1965 einseitig von Großbritannien gelöst u n d das Regime Smi th das Land für unabhängig er­klärt hat , beschäftigt Rho­desien die Weltpolit ik u n d die Vereinten Nationen. Eine weiße Minderhei t beherrscht hier eine schwarze Mehrhei t in einem Verhältnis von 1 zu 30. Entsprechend au t ­gebracht ist die farbige Welt, vor allem die zahlreichen Staaten des Schwarzen Afri­ka. Der Machtkampf zwi­schen Großbritannien u n d Rhodesien ist noch nicht zu Ende. Die schwarzen Staa­ten drängen Großbritannien zur Gewal tanwendung. Mit dem Verlauf der Gescheh­nisse in den letzten Mona­ten befaßt sich unser New Yorker Bericht auf den Sei­ten 73 bis 76. 
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des Schiffes und zwang es, seinen Kurs südwärts zu nehmen 
und damit dem Hafen von Beira auszuweichen. Auch eine 
Löschung des Erdöls im südafrikanischen Hafen von Durban 
wurde auf diplomatischem Wege verhindert . 
Rhodesien-Debatte geht weiter 
Trotz der Rhodesien-Debatte im Sicherheitsrat und der ver ­
stärkten Vollmachten, die Großbritannien am 9. April erhalten 
hatte, ruhte die Rhodesienfrage in den Vereinten Nationen 
nicht. Afrikanische Delegierte hielten die neue Lage für un­
genügend und drängten weiter nach einer Verschärfung der 
britischen Haltung. 
Der 24er-Ausschuß für Kolonialprobleme begann Mitte April 
erneute Beratungen über Rhodesien. Die afrikanischen Redner 
setzten ihre Angriffe gegen die von ihnen als unbefriedigend 
bezeichneten Maßnahmen Großbritanniens fort und stellten 
abermals die Forderung nach Anwendung von Gewalt zum 
Sturz des Smith-Regimes sowie nach Zwangsmaßnahmen ge­
mäß des Kapitels VII der Charta. Schließlich beantragten 
11 Delegationen, die afrikanischen und asiatischen Mitglieder 
des Ausschusses sowie Jugoslawien, einen Beschluß, der in 
dem Verlangen nach einer abermaligen Beratung des Sicher­
heitsrates gipfelte und ihn aufforderte, Sanktionen zu ver­
hängen. Der Antrag enthielt auch eine ausdrückliche Verur­
teilung Südafrikas und Portugals wegen der von ihnen an 
Rhodesien geleisteten Hilfe. 
Der Beschluß, der die Frage erneut auf die Tagesordnung des 
Sicherheitsrates stellte, wurde ohne Gegenstimme, aber mit 
Stimmenthaltungen angenommen. Die lateinamerikanischen 
Mitglieder des Ausschusses, die sonst gleichfalls weitgehendere 
Forderungen unterstützten, enthielten sich bei den Absätzen, 
die die Anwendung von Gewalt durch Großbritannien forder­
ten. Schließlich wurde die Gesamtresolution8 am 21. April mit 
19 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Australien, Dänemark, Groß­
britannien, Italien und Vereinigte Staaten) angenommen. 
Daß die Anberaumung einer neuerlichen Sicherheitsrats­
sitzung nicht sofort verlangt wurde, war auf die Europareise 
des Generalsekretärs vom 25. April bis 5. Mai zurückzu­
führen. Die Gespräche, die U Thant in London mit den füh­
renden britischen Staatsmännern hatte, beschäftigten sich 
zum großen Teil mit dem Rhodesien-Problem. U Thant scheint 
dabei auf zusätzliche Maßnahmen gegen Rhodesien gedrängt 
zu haben. In seinen öffentlichen Erklärungen in London am 
29. April und 1. Mai sprach er von >weiteren Maßnahmen< 
der britischen Regierung zur Durchführung der Resolution -
ein Auftakt gewissermaßen zu den Beratungen des Sicher­
heitsrates im Mai, in denen das Drängen der afrikanischen 
UN-Delegationen nach Maßnahmen zum Sturz des Smith-
Regimes zum Ausdruck kommen dürfte. Aber die afrikani­
schen Beratungen über die Formulierung ihrer neuen Forde­
rung an den Sicherheitsrat gestalteten sich schwieriger, als sie 
selbst erwar te t haben dürften. 
II. Verschiedene Angelegenheiten und Tätigkeiten 

der Organisation 
Alle vier Großmächte für U Thant 
Das Interesse der UN-Delegationen begann sich Ende April 
und Anfang Mai der Frage zuzuwenden, ob U Thant bereit 
sein werde, eine zweite fünfjährige Amtszeit als General­
sekretär anzunehmen. U Thant hat te im Januar dieses Jahres 
eine Erklärung über seine Absichten in dieser Hinsicht für 
Juni angekündigt. 
Wie aus verläßlichen Quellen bekannt wurde, haben sowohl 
die USA als auch die Sowjetunion U Thant wissen lassen, 
daß sie sein Verbleiben auf dem Posten wünschen. Die beiden 
Weltmächte waren die ersten, die ihn hierzu ermutigten. 
Das geschah nicht nur aus Achtung für seine Leistung und 
für die Objektivität und Geschicklichkeit, mit der er sein 
schweres Amt führt, sondern auch aus der Erwägung, daß 
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es in der gegenwärtigen internationalen Situation kaum 
möglich sein würde, sich auf einen neuen Generalsekretär, 
der ja vor allem die Zustimmung und das Vertrauen der 
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates haben müßte, zu 
einigen. Die Sowjetunion, von den chinesischen Kommuni­
sten ständig des Zusammenspiels mit den amer ikanischen 
Imper ia l i s ten angeklagt, kann leichter einer Verlängerung 
der Funktion des gegenwärtigen Generalsekretärs zustim­
men, als sich mit den USA über einen Nachfolger ver ­
ständigen. Abgesehen von der allgemeinen Schwierigkeit, 
eine geeignete Persönlichkeit ausfindig zu machen, ist auch 
folgendes zu beachten: Die beiden ersten Generalsekretäre 
der Vereinten Nationen waren Skandinavier, also Europäer, 
der drit te ist Asiate. Sein Abtreten könnte die Frage auf­
werfen, ob man nicht den Posten unter den Kontinenten 
rotieren lassen sollte. Hierbei könnten Afrika und Latein­
amerika in eine Konkurrenz verwickelt werden. (Der frühere 
mexikanische Präsident Lopez Matteos hat schon wiederholt 
den Wunsch angedeutet, Generalsekretär zu werden.) Um­
gekehrt würden die Afrikaner, ohne daß bisher ein geeig­
neter Kandidat sichtbar zu erkennen wäre, den Posten für 
sich beanspruchen. 
Die Europareise U Thants Ende April bis Anfang Mai gab 
sowohl dem britischen Ministerpräsidenten Harold Wilson 
als auch Präsident de Gaulle Gelegenheit, U Thant ebenfalls 
ihr Vertrauen zu bezeugen und den Wunsch nach einer wei­
teren Fünfjahresperiode im 38. Stockwerk des UN-Gebäudes 
auszusprechen. 
U Thant hat noch keine Entscheidung getroffen. Ob er ange­
sichts seines Verantwortungsgefühls für die Organisation und 
in Kenntnis der Tatsache, daß sein Rücktritt eine schwere 
Krise auslösen würde, ernsthaft an der Fortsetzung seiner 
Tätigkeit zweifelt, ist nicht bekannt. Man darf annehmen, 
daß er, der sich als viel geschickterer - und schlauerer -
Politiker erwies, als man ursprünglich angenommen hat te , 
eine Entscheidung aufschiebt, bis er in wichtigen Lebensfragen 
der Organisation klarer sieht. 
Ohne Zweifel empfindet U Thant es als eine schwere Bela­
stung, daß die Organisation in der Vietnam-Krise, wie er 
selbst wiederholt dargelegt hat, infolge der objektiven Ta t ­
sachen der Weltpolitik keine Rolle spielen kann. Schwerer 
wiegt für ihn noch, daß auch seine persönlichen Versuche, 
einen Ausweg aus der Krise im Rahmen der stillen Diploma­
tie zu finden, bisher erfolglos geblieben sind. U Thant b e ­
zeichnete in seinem BBC-Interview in London am 2. Mai den 
Posten des Generalsekretärs als den zur Zeit am meisten 
enttäuschenden. 

Keine Fortschritte in der Finanzfrage 
Zur ungelösten Vietnam-Krise kommt die schwierige Finanz­
lage der Organisation im allgemeinen und das mit ihr, aber 
auch mit anderen Fragen zusammenhängende ungelöste P r o ­
blem zukünftiger Friedensaktionen, die eine Beeinträchtigung 
der Handlungsfähigkeit des Generalsekretärs und der Orga­
nisation hervorrufen. 
In der Finanzfrage haben die von 14 Regierungen bestellten 
Experten, die aufgrund eines Beschlusses der Vollversamm­
lung9 eine Gesamtüberprüfung der Finanzgebarung der Ver­
einten Nationen und ihrer Sonderorganisationen vornehmen 
sollten, nach mehrwöchiger Beratung einen Bericht10 über 
den finanziellen Stand veröffentlicht. Der Bericht gibt eine 
Bewertung der verschiedenen Aktiv- und Passivposten und 
eine Schätzung der Summen, die zu einem kurz- beziehungs­
weise langfristigen Ausgleich der Finanzen erforderlich 
wären. Der entscheidende Fortschritt, den die Experten brach­
ten, bestand in einer Abgrenzung der finanziellen Leistungen, 
die zur Sanierung der UN-Finanzen nötig seien. Die Schät­
zung schwankte zwischen 31,9 und 53,3 Mill. Dollar. Die 
unterschiedlichen Ergebnisse resultierten aus grundsätzlichen 
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Internationale Zusammenarbeit auf humanitärem Gebiet 

Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, mit der 
mein Amt und besonders mein Vertreter in der Bundesrepu­
blik Deutschland seit Jahren zusammenarbeitet, hat stets 
regen Anteil an den Weltflüchtlingsproblemen genommen. 
Es ist mir deshalb ein willkommener Anlaß, das erste Mal 
nach meiner Wahl zum Hohen Flüchtlingskommissar der 
Vereinten Nationen durch die Generalversammlung vom 
3. Dezember 1965, in ihrer Zeitschrift einen Beitrag über die 
Arbeit von UNHCR (United Nations High Commissioner for 
Refugees) zu veröffentlichen. 

I 
Ich will versuchen, die Rolle der Vereinten Nationen auf einem 
humanitären Gebiet zu beleuchten. Diese Rolle ist vielleicht 
weniger spektakulär als die der politischen Sicherung des 
Friedens; jedoch sind gerade die Leistungen der Vereinten 
Nationen im nicht-politischen Bereich für die Stärkung der 
Organisation und damit auch für ihre allgemeine Durch­
schlagskraft durchaus nicht gleichgültig; sie stellen damit 
einen bedeutenden Beitrag zur Erhaltung des Friedens dar. 
Die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Flüchtlingshilfe geht auf die Zeit nach dem Ersten Welt­
krieg zurück und ist für immer mit dem Namen des großen 
norwegischen Forschers und Humanisten Fridtjof Nansen, 
dem vom Völkerbund 1921 ernannten ersten Hochkommissar 
für Flüchtlinge, verbunden. Die Bemühungen auf diesem 
Gebiet wurden durch die Katastrophe des Zweiten Welt­
krieges jäh unterbrochen. 
Seit ihrem Bestehen haben sich die Vereinten Nationen im 
Namen der internationalen Gemeinschaft mit Flüchtlings­
problemen und deren Lösung befaßt. Die 1947 geschaffene 
Internationale Flüchtlingsorganisation (IRO) hat sich nach 
der U N R R A (United Nations Relief and Rehabilitation 
Administration) weiterhin um eine Rückführung der ver­
schleppten Personen und Flüchtlinge, gleichzeitig aber auch 
um die vorübergehende Betreuung und die Auswanderung 
derer bemüht, die aus guten Gründen ablehnten, in ihre 
Heimat zurückzukehren. 
Schon bald wurde aber deutlich, daß trotz aller Bemühungen 
um eine Repatriierung oder Auswanderung der verschleppten 
Personen und Nachkriegsflüchtlinge an eine vollständige und 
schnelle Lösung dieses Problems nicht zu denken war. Aus 
dieser Zeit s tammt auch die Anregung, die Rechtsstellung der 
schutzlosen Flüchtlinge zu regeln und ein internationales 
Organ mit der Wahrung des Rechtsschutzes dieser Personen 
zu betrauen. Die Bemühungen innerhalb der Vereinten 
Nationen führten zur Schaffung von UNHCR, das im Jahre 
1951 seine Tätigkeit aufnahm. 

II 
Das Mandat des Hochkommissariats ist in seinem Statut von 
1950 festgelegt und erstreckt sich auf Flüchtlinge, die wegen 
begründeter Furcht vor Verfolgung außerhalb ihres Heimat­
staates leben und nicht den Schutz eines Staates genießen. 
Flüchtlinge, die in ihrem Land die volle Rechtsstellung eines 
Staatsbürgers haben und den Schutz ihrer Regierung ge­
nießen, fallen deshalb nicht unter den Schutz von UNHCR 
(dies gilt von deutschen Flüchtlingen und Vertriebenen in 
gleicher Weise wie z. B. von den Millionen von Flüchtlingen 
vergangener Jahre auf dem indischen Subkontinent). Aus ­
drücklich ausgeschlossen von dem Mandat sind die arabischen 
Flüchtlinge im Nahen Osten, da für deren Betreuung eine 
besondere Organisation der Vereinten Nationen, die UNRWA 
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(United Nations Relief and Works Agency for Palestine 
Refugees in the Near East), geschaffen wurde. 
Die Tätigkeit von UNHCR ist, wie es in dem Statut heißt, 
völlig unpolitisch; sie ist humanitär und sozial. Es ist also 
nicht Aufgabe dieses Organs der Vereinten Nationen, sich 
mit den politischen Ursachen von Flüchtlingsproblemen aus­
einanderzusetzen: UNHCR vertr i t t nur das Interesse der 
Völkergemeinschaft an einer humanitären Lösung von Flücht­
lingsproblemen. 
Bei unserer Arbeit, vor allem im Zusammenhang mit den 
neuen Flüchtlingsproblemen in Afrika, ist es uns gelungen, 
den interessierten Staaten klarzumachen, wie sehr gerade 
der unpolitische Charakter unserer Tätigkeit Probleme lösen 
hilft. Nicht nur die Asylländer, selbst die Herkunftsländer der 
Flüchtlinge begrüßen diese Arbeit, weil sie einsehen, daß 
durch die Schaffung einer neuen Lebensgrundlage für Flücht­
linge auch eine Quelle möglicher gefährlicher Spannungen und 
Reibungen aus der Welt geschaffen wird. 
Unter dem Eindruck der positiven Würdigung unserer Arbeit 
in Afrika durch die afrikanischen Staaten selbst ha t sich die 
Haltung auch anderer Staaten in der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen gewandelt, was in den letzten Jahren 
dadurch zum Ausdruck kam, daß die Resolutionen der General­
versammlung der Vereinten Nationen über unsere Arbeit 
ohne Gegenstimme gefaßt wurden. 

I I I 
UNHCR's wesentliche Aufgabe ist die Wahrung des Rechts­
schutzes der Flüchtlinge. Hierbei ist besonders daran gedacht, 
den Abschluß und die Ratifizierung von Abkommen zum 
Schutze der Flüchtlinge zu fördern, ihre Ausführung zu über­
wachen, sowie überhaupt im Einvernehmen mit den Staaten 
Maßnahmen zur Verbesserung der Lage der Flüchtlinge und 
zur Verminderung der Zahl der Schutzbedürftigen zu för­
dern. 
Im Rahmen des internationalen Rechtsschutzes ist naturgemäß 
die Sicherung des Asylrechts der Flüchtlinge von ausschlag­
gebender Bedeutung. Denn erst wenn der Flüchtling Sicher­
heit vor Rückschiebung, und damit eine Zufluchtstätte vor 
Verfolgung gefunden hat, stellt sich überhaupt die Frage 
seiner Rechtsstellung und des Schutzes dieser Rechte. 
Die Rechtsstellung des Flüchtlings im Asylstaat, d. h. nach­
dem er in einem Asylstaat Aufnahme gefunden hat, ist in 
erster Linie durch die Flüchtlingskonvention von 1951 geregelt. 
Die Regelung dieses Abkommens, das bis heute von 50 
Staaten, darunter auch von der Bundesrepublik, ratifiziert 
ist, wird als Mindeststandard für die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge anerkannt ; tatsächlich geht eine Großzahl von 
Staaten auf einzelnen Rechtsgebieten über diese Regelung 
hinaus. In diesem Zusammenhang ist auch das deutsche 
Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer zu 
erwähnen, mit dem ein bedeutender Schritt in Richtung auf 
eine Annäherung der Rechtsstellung der Flüchtlinge an die­
jenige der einheimischen Staatsbürger vollzogen wurde. 

IV 
Der Rechtsschutz der Flüchtlinge findet seine Ergänzung in 
einer anderen Tätigkeit, einer praktischen Hilfsarbeit, die 
im Statut als >Förderung von Dauerlösungen für Flüchtlings-
probleme< definiert ist, und zwar im Sinne der freiwilligen 
Rückkehr in die Herkunftsstaaten oder im Sinne einer 
dauernden Eingliederung in neue nationale Gemeinschaften. 
Anfang der fünfziger J a h r e glaubte man, daß die euro­
päischen Asylstaaten mit den noch verbleibenden Flüchtlings­
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Problemen im wesentlichen selbst fertig werden könnten 
und daß es genügen sollte, diesen Flüchtlingen auf begrenzte 
Zeit internationalen Rechtsschutz zu gewähren. Es zeigte 
sich aber bald, daß es immer noch ein echtes Problem der 
nicht eingegliederten Flüchtlinge in Europa mit Schwer­
punkten in Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien und 
Österreich gab und daß es weiterer nationaler und besonderer 
internationaler Anstrengungen bedürfen würde, um diese 
Probleme zu meistern. 
Die Ereignisse des Jahres 1956 erweckten eine bisher nicht 
gekannte enthusiastische Hilfsbereitschaft der Völker, dank 
welcher das Problem der 200 000 ungarischen Flüchtlinge in 
relativ kurzer Zeit gelöst werden konnte. Die Energien des 
guten Willens, die damals mobilisiert wurden, haben auch 
dazu beigetragen, das Weltgewissen für die Schwierigkeit 
anderer, scheinbar vergessener Flüchtlingssituationen zu 
wecken. Eine direkte Folge dieses erstarkten Interesses war 
das 1959/60 durchgeführte Weltflüchtlings jähr. Über 80 Län­
der auf allen Kontinenten beteiligten sich an dieser Aktion, 
in deren Verlauf allein an Geldmitteln ungefähr 400 Mill. 
DM aufgebracht wurden. Das Weltflüchtlings jähr schuf nicht 
nur die finanzielle Grundlage für die Lösung des Massen­
problems der nicht-eingegliederten Flüchtlinge in Europa; 
es brachte auch die Erkenntnis, daß den Flüchtlingen in aller 
Welt wirksam geholfen werden kann, wenn sich die Völker­
gemeinschaft um eine Lösung dieser Probleme bemüht. 
Die meisten Programme, mit denen sich mein Amt als Ver­
mittler der internationalen Hilfsbereitschaft in Europa abzu­
geben hatte, sind heute abgeschlossen. Selbstverständlich 
wird auch nach gänzlicher Durchführung dieser Programme 
die Aufgabe des Rechtsschutzes für die etwa 1,1 Millionen 
>alten< Flüchtlinge europäischen Ursprungs seine Bedeutung 
behalten. Dabei geht es insbesondere darum, diesen Flücht­
lingen, die sich zum Teil schon seit 20 Jahren in den ver­
schiedenen Asylländern befinden, zu helfen, entweder Bürger 
dieser Staaten zu werden oder doch in ihrer Rechtsstellung 
weitgehend den Staatsbürgern gleichgestellt zu werden. 
Es darf nicht vergessen werden, daß die Flüchtlingsbewegung 
in Europa auch heute noch nicht zum Stillstand gekommen 
ist und daß jährlich etwa 10 000 Asylsuchende als Konven­
tions- oder Mandatsflüchtlinge anerkannt werden. In Zu­
sammenarbeit mit den interessierten Regierungen, den Ver­
bänden der Wohlfahrtspflege und den Einwanderungsländern 
wird UNHCR weiterhin, soweit wie notwendig, im Sinne 
einer reibungslosen Eingliederung bzw. Auswanderung der 
neuen europäischen Flüchtlinge wirksam sein. In diesem 
Zusammenhang sollen auch die Kuba-Flüchtlinge erwähnt 
werden, von denen die meisten nach den USA zu gelangen 
suchten, aber etwa 15 000 in Spanien gestrandet sind. Hier 
versuchen wir der Regierung bei der Lösung dieses Problems 
zu helfen. 

V 
Ende der fünfziger Jah re wurde die Aufmerksamkeit der 
Generalversammlung mehr und mehr auf die Probleme der 
nicht-europäischen Flüchtlinge gelenkt. Verschiedene Regie­
rungen wurden sich in zunehmendem Maße der Tatsache 
bewußt, daß das Flüchtlingsproblem nicht eine isolierte und 
weitgehend europäische Erscheinung, sondern leider viel­
mehr ein Merkmal der internationalen Lage war. In diese 
Zeit fallen die ersten Entschließungen der Generalversamm­
lung, wodurch das Tätigkeitsgebiet von UNHCR bedeutend 
erweitert wurde. 
Das erste neue außereuropäische Flüchtlingsproblem, mit 
dem UNHCR, wenn auch lediglich zur Vermittlung von Hilfs­
beiträgen, in Anspruch genommen wurde, war das Problem 
der chinesischen Flüchtlinge in Hongkong. Im Laufe der Jahre 
1957 und 1958 entwickelte sich dann als Folge der politischen 
Ereignisse in Algerien ein ernstes Flüchtlingsproblem in 
Tunesien und Marokko. Aufgrund der 1962 abgeschlossenen 

Verträge von Evian wurde dem Amt die große Aufgabe 
übertragen, die über 200 000 Flüchtlinge, die es in Zusammen­
arbeit mit der Liga der Rot-Kreuz-Gesellschaften und den 
Regierungen der betroffenen Länder betreut hatte, in ihre 
Heimat zurückführen zu helfen. 
In Asien versuchen wir derzeit auf Wunsch der betreffenden 
Regierungen bei Hilfsmaßnahmen hauptsächlich für die 
80 000 chinesischen Flüchtlinge in Macao und die über 50 000 
tibetanischen Flüchtlinge in Indien und Nepal mitzuwirken. 
Das Schwergewicht unserer Arbeit hat sich in den letzten 
Jahren klar auf außereuropäische Gebiete, besonders nach 
Afrika, verlagert. Diese Entwicklung findet ihre Erklärung 
in den tiefgreifenden Umwälzungen, die heute in den jungen 
afrikanischen Staaten oder zwischen den afrikanischen Völ­
kern auf dem Wege zu ihrer Selbständigkeit vor sich gehen. 
Auch dort findet man leider die Erfahrung bestätigt, daß mit 
schwerwiegenden innen- und außenpolitischen Ereignissen 
und Auseinandersetzungen als Flüchtlingsbewegungen histo­
rische Begleiterscheinungen einhergehen. 
Heute gibt es in Afrika über 600 000 Flüchtlinge: Über eine 
Viertelmillion Flüchtlinge befinden sich in der Demokra­
tischen Republik Kongo, und zwar 220 000 Flüchtlinge aus 
Angola, 25 000 aus Rwanda und 20 000 aus dem Sudan; 52 000 
Rwanda-Flüchtlinge sowie 13 000 Kongo-Flüchtlinge suchten 
Schutz in Burundi; Uganda gewährte 69 000 Flüchtlingen aus 
Rwanda, 40 000 aus dem Sudan und 30 000 aus der Demokra­
tischen Republik Kongo Asyl; femer nahm Tansania 14 000 
Flüchtlinge aus Rwanda, 12 000 aus Mozambique und 2 000 
aus dem Kongo auf; nach Senegal strömten 50 000 Flücht­
linge aus Portugiesisch-Guinea; 18 000 Sudanesen und 3 000 
Kongolesen ließen sich in der Zentralafrikanischen Republik 
nieder und etwa 5 000 Flüchtlinge aus Mozambique gingen 
nach Sambia. 
Die Probleme der Flüchtlinge in Afrika stellen sich in ihren 
Grundzügen nicht anders als in Europa, und es ist auch hier 
unser Grundprinzip, zu versuchen, Dauerlösungen zu finden, 
wobei die Methoden zur Erreichung dieses Ziels von denen 
in Europa üblichen abweichen mögen. Bei den bisherigen 
Flüchtlingssituationen hat sich erwiesen, daß im allgemeinen 
die Eingliederung, d. h. eine Ansiedlung im Asylland, den 
Gegebenheiten am besten gerecht wird. Unser Bestreben bei 
diesen jüngsten Aufgaben in Afrika ist zunächst darauf ge­
richtet, Flüchtlingen so rasch wie möglich Gelegenheit zu 
geben, selbst für ihren Lebensunterhalt zu arbeiten. Die 
internationale Hilfe, die UNHCR vermittelt , erhält damit 
weitgehend den Charakter einer Hilfe zur Selbsthilfe. So 
setzen wir uns dafür ein, daß Flüchtlinge Land, Saatgut, 
Werkzeug und auch vorübergehend Lebensmittel u. a. erhal­
ten, bis sie sich nach den ersten Ernten selbst ernähren 
können. Es hat sich bereits gezeigt, daß eine dauerhafte 
Ansiedlung von Flüchtlingen nur dann erfolgreich ist, wenn 
über diese rudimentären Hilfsmaßnahmen hinausgegangen 
wird und für die einheimische Bevölkerung und die Flücht­
linge Maßnahmen zur Entwicklung der Ansiedlungsgebiete 
getroffen werden, d .h. eine Entwicklungsarbeit eingeleitet 
wird. Aus diesem Grunde messen wir eine so große Bedeu­
tung einer engen Zusammenarbeit mit den dafür zuständigen 
Gremien bei, und wir versuchen, unsere Arbeit mit der der 
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen, wie der E r -
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO), dem 
Welternährungsprogramm (WFP), der Internationalen Ar ­
beitsorganisation (ILO), der Organisation für Wissenschaft, 
Erziehung und Kultur (UNESCO), dem Weltkinderhilfswerk 
(UNICEF) und der Weltgesundheitsorganisation (WHO), zu 
koordinieren. 

VI 
Bei der internationalen Flüchtlingsarbeit handelt es sich um 
eine äußerst komplexe Zusammenarbeit . Die Verantwortung 
für die Unterbringung der Flüchtlinge liegt in erster Linie 
bei den Regierungen der Asylländer selbst. Eine wirklich 
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Prinz Sadruddin Aga Khan (im Bild Mitte rechts), der von der Vol lversammlung am 3. Dezember 1965 zum Hohen Flüchtlingskommissar gewählt 
wurde , während einer Pressekonferenz im Palais des Nations in Genf, dem europäischen Sitz der UNO. Auf den Sei ten 77 bis 80 berichtet Pr inz 
Sadruddin über die Aufgaben seines Amtes. 

wirksame u n d großzügige Aktion von S e i t e n d i e s e r Länder 
ist a b e r , w i e d i e Erfahrung gezeigt hat, ohne e i n starkes 
Element internationaler Solidarität, getragen von den Regie­
rungen a u f multilateraler oder bilateraler Ebene, von zwi­
schenstaatlichen Institutionen, wie dem Europäischen Aus­
wanderungskomitee (ICEM), von den Sonderorganisationen 
d e r Vereinten Nationen, sowie von regionalen Organisationen 
in den verschiedensten Teilen der Welt, nicht ohne weiteres 
zu erwarten. So hat sich der Europarat z. B. stets aktiv mit 
den europäischen Flüchtlingsproblemen befaßt und insbeson­
dere solchen Flüchtlingen helfen können, die als nationale 
Flüchtlinge nicht i n den Zuständigkeitsbereich meines Amtes 
fallen. Ebenfalls i n Europa besteht eine enge Zusammenarbeit 
mit d e r Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, wobei versucht 
wird, Flüchtlinge möglichst weitgehend an der europäischen 
Integration teilhaben zu lassen, was insbesondere auf den 
Gebieten der Sozialversicherung und der Freizügigkeit zum 
Zwecke der Arbeitsaufnahme in einem anderen Lande von 
Bedeutung ist. In Afrika ist es die Organisation für Afrika­
nische Einheit, in deren Tätigkeitsfeld die Flüchtlingspro­
bleme eine große Rolle spielen im Bestreben, die Rechts­
stellung der Flüchtlinge in Afrika zu regeln und gewisse 
Grundsätze für die Handhabung von Flüchtlingssituationen 
herzustellen. Ebenfalls mit der Frage der Flüchtlinge befaßt 
sich das Asiatisch-Afrikanische Rechtskomitee, an dessen Ar­
beiten mein Amt aktiv teilnimmt und das voraussichtlich 
noch in diesem Jahre gewisse für den asiatisch-afrikanischen 
Raum geltende Grundsätze beschließen wird. Schließlich be­
faßt sich auch die Organisation der Amerikanischen Staaten 
mit den besonderen amerikanischen Flüchtlingsproblemen; 
sie hat u. a. Ende vergangenen Jahres einen Beschluß über 
die Ausstellung von Reiseausweisen an Flüchtlinge gefaßt 
Eine besondere Rolle in dieser Zusammenarbeit spielen die 
zahlreichen internationalen Hilfsorganisationen in Verbin­
dung mit den nationalen Verbänden der freien Wohlfahrts­
pflege, von denen manche als regelmäßige Par tner von 
UNHCR an Projekten in den verschiedensten Teilen der 
Welt mitwirken. 

VII 
Mein Amt blickt auf eine fast 15jährige enge Zusammenarbeit 
mit deutschen Regierungsstellen, Verbänden der Wohlfahrts­
pflege sowie Flüchtlingsorganisationen in Deutschland zurück. 
Diese Zusammenarbeit beschränkt sich aber nicht nur auf 
eine gemeinsame Arbeit an der Lösung der Flüchtlingspro­
bleme in der Bundesrepublik selbst. Die Bundesrepublik ist 

auch Mitglied des aus 30 Mitgliedern bestehenden Exekutiv­
rates von UNHCR und trägt damit einen Anteil an der 
Verantwortung für dessen Arbeit. Nicht nur Regierungs­
stellen und Wohlfahrtsverbände, auch Organisationen wie 
>Brot für die Welt< und >Misereor< beteiligten sich mit oft 
erheblichen Beiträgen an den Anstrengungen für die Lösung 
von Flüchtlingsproblemen, auch außerhalb Deutschlands und 
außerhalb Europas. 
Neben den Millionen deutscher Flüchtlinge und Vertriebener 
leben heute noch 180 000 heimatlose Ausländer und nicht­
deutsche Flüchtlinge in der Bundesrepublik. Zur Unterstüt­
zung und Ergänzung der Eingliederungsmaßnahmen der 
deutschen Regierungsstellen hat die internationale Gemein­
schaft durch UNHCR in den letzten 10 Jahren fast 40 Mill. 
DM bereitgestellt. Der Abschluß der noch in Durchführung 
stehenden Programme kann in nächster Zeit erwartet werden. 
Im Zusammenhang mit den Eingliederungsmaßnahmen für 
ausländische Flüchtlinge soll auch auf einen bei der Lasten­
ausgleichsbank für diesen Personenkreis bestehenden Fonds 
hingewiesen werden, wodurch über 2100 Flüchtlinge in die Lage 
versetzt wurden, eigene Wirtschaftsbetriebe zu gründen. 
Ich möchte nicht versäumen, ein Problem zu erwähnen, das 
sowohl mein Amt wie auch die deutsche Bundesregierung 
seit langem beschäftigt, nämlich die Wiedergutmachung 
an Flüchtlinge, die seinerzeit unter dem nationalsozialisti­
schen Regime wegen ihrer Nationalität verfolgt wurden. 
Das im Jah re 1960 zwischen meinem Amt und der deut­
schen Bundesregierung getroffene Entschädigungsabkommen, 
das unter anderem die Bildung eines von meinem Amt ver ­
walteten Entschädigungsfonds vorsieht, stellt einen wesent­
lichen Schritt in Richtung auf eine befriedigende Lösung 
dieses Problems dar. Mein Amt steht weiterhin mit der Bun­
desregierung in Verbindung, um eine abschließende befriedi­
gende Regelung zu fördern. 
Besondere Bedeutung messe ich den Bemühungen der zustän­
digen deutschen staatlichen Organe auf dem Gebiet der Neu­
regelung des Asylrechts bei. Das neue Deutsche Ausländer­
gesetz vom April 1965 scheint hier einen großen Fortschritt 
zu versprechen. 

VIII 
Im Rahmen des komplizierten Mechanismus internationaler 
Bemühungen um die Lösung der Flüchtlingsprobleme ist es 
Aufgabe meines Amtes, das allgemeine Interesse und die 
Hilfsbereitschaft zu wecken und eine wirksame Koordination 
aller dieser Anstrengungen zu erreichen. 
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Obwohl UNHCR ein Teil der Vereinten Nationen ist, werden 
nur die rein administrativen Kosten von der Weltorganisation 
finanziert. Die Mittel für die Durchführung der Hilfspro­
gramme müssen durch freiwillige Zuwendungen hauptsäch­
lich von Regierungen beschafft werden. Mit diesen Mitteln 
kann UNHCR selbst nur einen bescheidenen finanziellen Beitrag 
zur Lösung dieser Probleme leisten. Es kann aber vor allem 
versuchen, den ganzen Mechanismus der Solidarität und des 
guten Willens, der sich auf dem Gebiet der Flüchtlingshilfe 
entwickelt hat, zur vollen Wirkung zu bringen und in Gang 
zu halten. 
Eine Rückschau auf die vergangenen 15 Jah re seit der Grün­
dung meines Amtes zeigt klar seine Entwicklungstendenz. 
Ursprünglich zur Lösung eines europäischen Problems ins 
Leben gerufen, ha t es immer mehr einen universellen Cha­
rakter angenommen, und seine Hilfe wird in zunehmendem 
Maße auf anderen Kontinenten in Anspruch genommen. 
Diese Entwicklungstendenz spiegelt sich auch in der zuneh­
menden Anzahl von Staaten wider, die Mittel zur Finan­
zierung unserer Programme zur Verfügung stellen. Leider 
hat jedoch die von den Regierungen gewährte finanzielle 
Unterstützung damit nicht Schritt gehalten. Da es sich um 

freiwillige Beitragsleistungen handelt, gibt es keine festen 
Haushaltsansätze und die im Exekutivrat vertretenen Regie­
rungen beschließen jährlich das Ausmaß der durchzuführen­
den Programme. 
Obwohl diese Programme sich in bescheidenen Größen­
ordnungen bewegen, 1965 14 Mill. DM, 1966 16,8 Mill. DM, 
bestehen große Finanzierungslücken; für 1966 mindestens 
4,8 Mill. DM. Es ist zu hoffen, daß die wachsende Anerken­
nung seitens der internationalen Gemeinschaft auch in einer 
größeren materiellen Unterstützung zum Ausdruck kommen 
wird, damit wir in die Lage versetzt werden, das Ziel unserer 
Arbeit zu erreichen. Dieses Ziel ist, Menschen zu helfen, sobald 
wie möglich über ihr Flüchtlingsschicksal hinwegzukommen, 
d. h. denen, die es wünschen, die Rückkehr in ihre Heimat zu 
ermöglichen und sich dafür einzusetzen, daß diejenigen 
Flüchtlinge, für die eine Repatri ierung in ihr Heimatland 
nicht in Frage kommt, zu gleichberechtigten Mitgliedern einer 
neuen Gemeinschaft, die sie aufgenommen hat, werden. Wie 
sehr Flüchtlinge für eine Gemeinschaft nicht nur eine Last 
zu sein brauchen, sondern auch am wirtschaftlichen Aufstieg 
eines Landes mitwirken können, hat gerade das Beispiel der 
Bundesrepublik deutlich gezeigt. 

Pankow beantragt die Mitgliedschaft in der UNO 
Die Geschichte einer mißglückten Akt ion DR. OTTO LEICHTER, N E W YORK 

Obgleich von Anfang an feststand, daß der Antrag der SBZ 
auf Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen keine Chance 
hatte, angenommen zu werden, und obgleich das auch Pankow 
schon vorher klar war, wurde er gestellt. Warum? Was wollte 
man und wie ging man vor? Was kann noch geschehen? Auf 
diese Fragen wird im folgenden Bericht geantwortet. Der An­
hang bringt alle wesentlichen Dokumente in vollem Wortlaut. 
Auch in den nächsten Heften wird dieses Thema behandelt 
werden. 
Am 1. März 1966 erschien der polnische UN-Botschafter 
Lewandowsky bei Generalsekretär U Thant und überreichte 
ihm, gewissermaßen als Bote, mehrere Schriftstücke: Einen 
vom Staatsratsvorsi tzenden der Deutschen Demokratischen 
Republik<, Walter Ulbricht, unterzeichneten Antrag auf Auf­
nahme in die Vereinten Nationen1, eine bei Aufnahmeanträ­
gen erforderliche Erklärung, alle Bestimmungen der UN-
Charta beachten zu wollen2, und eine längere Denkschrift des 
>Außenministeriums der DDR< über die Deutschlandfrage3. 
Der Ball wird hin- und hergeworfen 
Der Inhalt der Schriftstücke aus Pankow blieb in den Ver­
einten Nationen zunächst unbekannt . Die polnische UN-Dele­
gation hat te es mit Absicht unterlassen, mittels einer Note 
ihre Veröffentlichung zu fordern. Der Generalsekretär sah 
keinen Anlaß, sie von sich aus zu veröffentlichen, da es sich 
nach Meinung der Rechtsberater des Sekretariats zunächst um 
eine Angelegenheit handele, die der Präsident des Sicherheits­
rates entscheiden müsse, weil Aufnahmeanträge von diesem 
Organ der UNO zu beraten sind. 
Der Präsident des Sicherheitsrates für den Monat März, der 
Jordanier Mohammed el Farra, dem der Generalsekretär in 
einem persönlichen Gespräch die Schriftstücke zeigte, offen­
bar nicht, ohne ihn auf die Problematik des Falles aufmerk­
sam zu machen, weigerte sich, sie als offizielle Dokumente 
des Rates in Umlauf setzen zu lassen. 
In diesem Verhalten t ra t der Kern des Problems schon deut­
lich hervor: Ist der Antrag der sogenannten Deutschen Demo­

kratischen Republik ein Aufnahmeantrag im Sinne der Charta, 
nach deren Artikel 4 nur >Staaten< um Aufnahme in die Ver­
einten Nationen ersuchen können? Ist der Antragsteller in 
diesem Fall ein Staat? Der Präsident des Rates beantwortete 
diese Frage insofern eindeutig, als er die Schriftstücke nicht 
von sich aus als >Dokumente des Sicherheitsrates< veröffent­
lichen ließ. 
Generalsekretär U Thant übermittelte dann dem Ratspräsi­
denten die ostdeutschen Schriftstücke mit einem kurzen 
Begleitbrief. Nach der Weigerung des Präsidenten, sie den 
Mitgliedern des Rates offiziell und öffentlich zustellen zu 
lassen, ließ ihnen der Generalsekretär Abschriften seines 
Schreibens an den Präsidenten mit allen Pankower Schrift­
stücken sozusagen als pr ivate Mitteilung zugehen. Damit 
wurde es den Ratsmitgliedern überlassen, über ihr weiteres 
Schicksal zu entscheiden. Sie blieben zunächst weiterhin 
unveröffentlicht und erlangten auf diesem Wege nicht, wie 
beabsichtigt war, den Status von UN-Dokumenten und den 
eines offiziellen Antrages um Aufnahme in die Vereinten 
Nationen. 
Mit diesem nach außen hin nicht sichtbaren, aber in den 
Vereinten Nationen mit gespannter Aufmerksamkeit verfolg­
ten Vorgehen wurde eine neue Phase politischer Schachzüge 
nicht nur der >DDR<, sondern offenbar des gesamten Ost­
blocks und vor allem der Sowjetunion in den Vereinten 
Nationen eröffnet. Der ganze Komplex der mit dieser Aktion 
verbundenen außen- und innenpolitischen Aspekte sollte erst 
im weiteren Verlauf der auf so ungewöhnliche Weise b e ­
gonnenen Initiative entschleiert werden. Es wurde sehr bald 
klar, daß es sich weder um eine isolierte pankow-polnische 
Aktion noch um einen auf die Vereinten Nationen beschränk­
ten Vorstoß der Sowjetunion handelte. Die verschiedenen 
Hintergründe gehen zum Teil aus dem Inhal t der Schrift­
stücke hervor. Er wurde erst zehn Tage nach dem miß­
lungenen Versuch, die Ulbricht-Zuschriften aus eigenem Recht 
zu veröffentlichen, dadurch bekannt, daß sie als Anhang zu 
einer bulgarischen Note4 an den Generalsekretär in Umlauf 
gesetzt werden mußten (siehe weiter unten). 
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Der Inhalt der Pankower Schriftstücke 
Das erste war eine von >W. Ulbricht< unterzeichnete Zuschrift1 
des > Staatsratsvorsitzenden der Deutschen Demokratischen 
Republik< an den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
vom 28. Februar, in der in deutscher Sprache5 erklärt wurde, 
daß der >Staatsrat< um die Aufnahme der >DDR< als Mitglied 
der Vereinten Nationen ersucht. 
Diesem Antrag war die nach Regel 58 der Geschäftsordnung 
des Sicherheitsrates verlangte >Erklärung<2 beigelegt, in der 
sich die >DDR< bereit erklärt, alle sich aus der UNO-Charta 
ergebenden Verpflichtungen zu übernehmen und zu erfüllen. 
Als drit tes Schriftstück folgt ein längeres Memorandum3 über 
die Deutschlandfrage. Hierin heißt es, daß zwanzig Jah re nach 
Kriegsende und sechzehn Jah re nach der >Gründung der DDR< 
ihre Regierung die Zeit für gekommen erachtet, das Recht 
auf Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen in Anspruch 
zu nehmen. Die Denkschrift verweist auf die >Universalität< 
der Vereinten Nationen für alle friedliebenden Staaten. Die 
DDR sei ein friedliebender Staat. Es wird in diesem Zu­
sammenhang auf das sonst von der Sowjetunion und anderen 
Ostblockländern selten zitierte Potsdam-Abkommen von 1945 
verwiesen, das auch dem deutschen Volk verheiße, daß es zu 
gegebener Zeit seinen Platz unter den freien Völkern der Welt 
einnehmen werde. 
Das Memorandum spricht dann von der Spaltung Deutsch­
lands. Die DDR beantrage die Mitgliedschaft in den Ver­
einten Nationen unter »Berücksichtigung der Tatsache, daß 
seit nunmehr sechzehn Jahren auf deutschem Boden zwei 
souveräne deutsche Staaten entstanden sind und sich ent­
wickelt haben«! Nach Wiederholung der bekannten kommu­
nistischen Version über die Entwicklung der Spaltung in 
Deutschland sagt die Denkschrift weiter: »In den seither ver­
flossenen sechzehn Jahren haben sich die beiden deutschen 
Staaten, die Deutsche Demokratische Republik und die West­
deutsche Bundesrepublik6 konsolidiert und selbständig ent­
wickelt. Jeder der beiden deutschen Staaten ha t seine eigene 
Verfassung, seinen eigenen Staatsapparat , seinen eigenen Wirt­
schaftsorganismus und seine selbständige Armee. Diese beiden 
deutschen Staaten bilden ungeachtet dessen eine Nation ...« 
Während sich die DDR im Sinne des Potsdamer Abkommens 
entwickelt habe, seien im anderen Teil Deutschlands die im 
Zweiten Weltkrieg geschlagenen Kräfte restauriert worden, 
dadurch habe sich die Kluft zwischen den beiden Staaten er ­
weitert. Die westdeutsche Bundesrepublik sei der einzige Staat 
in Europa, »der offen Gebietsforderungen gegenüber der 
Deutschen Demokratischen Republik und anderen Staaten 
Europas erhebt und mit Nachdruck Verfügungsgewalt über 
Kernwaffen anstrebt«. 
»Unter diesen Bedingungen«, fügt das Memorandum hinzu, 
»ist die Wiedervereinigung Deutschlands nur im Ergebnis eines 
lang andauernden Prozesses auf dem Wege der Entspannung 
und über die Gewährleistung der europäischen Sicherheit 
möglich.« Die Aufnahme der DDR in die UNO sei daher für 
die Verwirklichung des friedlichen Zusammenlebens auch in 
den Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten 
wichtig. Dadurch würde auch die friedliche Wiedervereinigung 
Deutschlands erleichtert werden. 
Daher sei die DDR trotz aller Vorbehalte, die sie in bezug 
auf die Beachtung der Prinzipien der UN durch die Bundes­
republik habe, der Meinung, daß auch die Aufnahme der 
Bundesrepublik in die Vereinten Nationen der Wiederver­
einigung dienen würde. 
Die Aufnahme der DDR in die UN würde auch andere offene 
Fragen einer Lösung zuführen, wie z. B. den Abschluß eines 
Friedensvertrages mit Deutschland und die Zusammenarbeit 
mit anderen Staaten. Die Anerkennung der DDR durch an­
dere Länder sei kein Erfordernis der Aufnahme, da auch an­
dere Staaten in die Vereinten Nationen aufgenommen worden 
seien, ohne diplomatische Beziehungen zu anderen Ländern 

zu haben. Die Denkschrift sucht dann zu beweisen, daß die 
DDR schon bisher an allen Maßnahmen zur Förderung der 
friedlichen Entwicklung teilgenommen hat. In diesem Zu­
sammenhang wird insbesondere auch auf verschiedene Denk­
schriften und andere Äußerungen verwiesen, die die DDR als 
Anhang zu Noten kommunistischer Mitgliedstaaten, insoe-
sondere auf dem Abrüstungsgebiet, abgegeben hat. Schließ­
lich stellt die Denkschrift die Behauptung auf, daß die DDR 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten an den Arbeiten verschie­
dener UN-Organisationen teilnehme. 
Kein Staat - kein Aufnahmeantrag 
Noch bevor der Inhalt der Zuschriften an den Generalsekretär 
bekannt und die Einberufung des Sicherheitsrates zu der von 
Ulbricht gewünschten Beratung seines Aufnahmeantrages er­
wogen wurde, konzentrierte sich die allgemeine Diskussion 
auf die vom Ratspräsidenten und vom Generalsekretär bereits 
durch die Art, wie sie die Zuschriften behandelt hatten, in­
direkt abschlägig beantwortete Frage, ob es sich um einen 
Aufnahmeantrag im Sinne der Charta, nämlich um den An­
trag eines Staates handele, da nu r ein solcher Mitglied der 
Vereinten Nationen werden kann. 
Die Frage, ob die Sowjetische Besatzungszone Deutschlands 
ein >Staat< sei, war schon früher in den Vereinten Nationen 
wiederholt verneint worden. 
Am 21. Dezember 1965 - um nur die jüngsten Beispiele an­
zuführen - hat ten die Delegationen der USA, Großbritanniens 
und Frankreichs in einer offiziellen, als UN-Dokument ver ­
breiteten Mitteilung an den Präsidenten des Wirtschafts- und 
Sozialrates darauf verwiesen, daß die tschechoslowakische 
und die sowjetische Regierung in Schreiben vom 27. bzw. 
29. Juli 1965 von der >Deutschen Demokratischen Republik< 
gesprochen hätten. »Es gibt keinen solchen Staat und keine 
solche Regierung. Wir weisen die Behauptung der Vertreter 
der UdSSR als völlig grundlos zurück, daß die sogenannte 
DDR durch Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes des 
deutschen Volkes entstanden sei. Wir bekräftigen nochmals, 
daß die frei gewählte Regierung der Bundesrepublik Deutsch­
land die einzige Regierung ist, die berechtigt ist, für das 
deutsche Volk in internationalen Angelegenheiten zu 
sprechen.« 
Ein ähnlicher Brief wurde am 31. Januar 1966, kurz vor der 
Pankower Initiative, als Antwort der drei Westmächte auf 
ähnliche Noten Polens und Bulgariens allen UN-Delegationen 
übermittelt. 
Die Westmächte knüpften also nach dem Eintreffen des >Auf-
nahmeantrages< der SBZ nur an ihren in der UNO wieder­
holt bekanntgegebenen und konsequent aufrechterhaltenen 
Standpunkt an, den sie gegenüber allen als Anhang zu Ost­
blocknoten in der UNO veröffentlichten Mitteilungen der 
Pankow-Regierung eingenommen hat ten ' . 
Zwei Tage, nachdem die Zuschriften Ulbrichts überreicht 
worden waren, am 3. März, gaben die drei westlichen Groß­
mächte, die sofort nach Bekanntwerden des Schrittes Ulbrichts 
zu Konsultationen zusammengetreten waren, folgende Er­
klärung8 in den Vereinten Nationen ab: 
»Die Delegationen der Vereinigten Staaten, Frankreichs und 
Großbritanniens betonen als Antwort auf die Bekanntgabe 
einer Bewerbung der sogenannten Deutschen Demokratischen 
Republik um Aufnahme in die Vereinten Nationen erneut, 
daß nur die Regierung der Bundesrepublik Deutschland be» 
rechtigt ist, im Namen Deutschlands als Vertreter des deut­
schen Volkes in internationalen Angelegenheiten zu sprechen. 
Da die sogenannte Deutsche Demokratische Republik kein 
Staat ist, ha t sie auch keinerlei Recht, in die Organisation der 
Vereinten Nationen aufgenommen zu werden.« 
Nur zwei Stimmen für Tagesordnungsantrag 
Drei Großmächte, von denen jede über das Vetorecht im 
Sicherheitsrat verfügt, hat ten damit ihre entschiedene Oppo-
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sition gegen die Aufnahme der SBZ in die Vereinten Nationen 
angekündigt. Damit wa r der Antrag, wenn er überhaupt als 
solcher angesehen werden konnte, praktisch bereits abgelehnt, 
denn jeder Antrag muß zuerst vom Sicherheitsrat genehmigt 
werden, bevor er an die Vollversammlung weitergeleitet wer­
den kann. Jedes der fünf ständigen Ratsmitglieder hat in 
dieser Frage das Vetorecht. 
Aber die Frage der Aufnahme stand zunächst nicht einmal 
zur Diskussion. Zuerst ging es lediglich um die Frage, ob die 
Schriftstücke Ulbrichts im Falle einer Forderung der Sowjet­
union oder Bulgariens9 nach Einberufung des Rates auf seine 
Tagesordnung gesetzt werden würden. 
Die Konsultationen der drei westlichen Großmächte, die in 
diesen kritischen Tagen gemeinsam mit der deutschen UNO-
Beobachtermission stattfanden, galten gleichfalls Verfahrens­
fragen: Soll überhaupt eine Diskussion über den Aufnahme-
antrag stattfinden? Nach Kulissengesprächen zeigte sich klar, 
daß außer der Sowjetunion und Bulgarien keines der zeit­
weiligen (nichtständigen) Ratsmitglieder zu der Frage des 
>staatlichen< Charakters der SBZ Stellung nehmen würde, zu­
mal diese von keinem Ratsmitglied diplomatisch anerkannt 
war10. 
Obwohl also kein Zweifel daran bestand, daß die Einschrei­
bung des Ulbricht-Briefes in die Tagesordnung des Sicher­
heitsrates nicht die erforderliche Mindestzahl von neun 
Stimmen erreichen würde, gab es für die USA-Delegation eine 
heikle Frage: In der zwanzigjährigen Geschichte der Vereinten 
Nationen haben die USA noch nie gegen die Aufnahme einer 
Frage in die Tagesordnung des Rates oder der Vollversamm­
lung gestimmt. Dies entspricht dem amerikanischen Grund­
satz, daß jede Frage diskutiert werden solle, von wem immer 
sie auch angesprochen wird. Aber nach Konsultationen in New 
York und in Washington entschloß sich die USA-Regierung 
in diesem Falle, wenn es überhaupt zu einer Diskussion über 
die Einschreibung in die Tagesordnung des Rates kommen 
sollte, von ihrem Grundsatz ausnahmsweise abzuweichen und 
gegen einen entsprechenden Antrag zu stimmen. 

Was mag die Sowjetunion tun? 
Nach dem 3. März, also nach der eindrucksvollen Demon­
stration der völligen Übereinstimmung der drei Westmächte 
in dieser Frage - trotz der gerade im Gang befindlichen Dis­
kussionen über die Zukunft der Nato - , mußte sich die Sowjet­
union darüber klar sein, daß für sie nur zwei Möglichkeiten 
bestanden: 
> Entweder dem Wunsch Ulbrichts Rechnung zu tragen, in 

der >nächsten< Sitzung des Sicherheitsrates, die wegen der 
notwendigen Verlängerung der UNO-Aktion auf Zypern 
jedenfalls vor dem 26. März stattfinden mußte, den Antrag 
auf Aufnahme in die Tagesordnung zu stellen und bei 
einer Abstimmung nur 2 von 15 Stimmen zu erhalten, 

> oder die durch die Schriftstücke angesprochene Frage >auf 
kleine Flamme< zu setzen und sie allenfalls in Noten und 
Zuschriften lebendig zu erhalten. 

Die Sowjetunion entschloß sich zu der zweiten Alternative, 
wie eine sowjetische Note vom 7. März 196611 zeigte, in der 
sie sich mit der Forderung nach Aufnahme der SBZ in die 
Vereinten Nationen solidarisch erklärte. Die Note wiederholt 
im wesentlichen die Argumente des Memorandums der Zone. 
Bezeichnend ist, daß die Sowjetunion die Stärkung der euro­
päischen Sicherheit als das »wichtigste Erfordernis des inter­
nationalen Lebens« bezeichnete, eine deutliche Anspielung auf 
Südostasien. Die gegenwärtige Situation, bei der »gewisse 
große Länder in Zentraleuropa« in der UNO nicht vertreten 
seien, verringere die Wirksamkeit der Weltorganisation. Auch 
die sowjetische Note verweist auf das Potsdamer Abkommen 
und erörtert dann die rechtlichen Fragen, die sich aus der 
Souveränität der Bundesrepublik wie auch der >DDR< ergeben, 
wobei die UdSSR, ohne Einwendungen gegen die Geltung der 

Pariser Verträge von 1954 zu erheben, diese als Beweis für 
ihre These zitiert, daß sich die Souveränität der Bundes­
republik nur auf ihr Terri torium erstrecke. 
Politisch wichtig, weil neu, ist in der Sowjetnote auch der 
Hinweis, daß die Aufnahme der DDR und »jede Entscheidung, 
die in bezug auf den anderen deutschen Staat - die Bundes­
republik Deutschland - getroffen werden mag«, nicht unter 
die Bestimmungen des Artikels 107 der Charta falle. Dieser 
Artikel k lammert Fragen, die sich aus dem Zweiten Welt­
krieg ergeben, aus der Kompetenz der Vereinten Nationen 
aus. Bei anderen Gelegenheiten hat te die Sowjetunion auf 
Artikel 107 beharrt . 
Die Sowjetunion halte es für nötig, so schließt die Note, daß 
der Sicherheitsrat den Antrag prüfe, »so daß die Deutsche 
Demokratische Republik ein volles Mitglied der Vereinten 
Nationen in der 21. Tagung der Vollversammlung der Ver­
einten Nationen werden kann«. Dies bedeutet unter Um­
ständen eine Verschiebung der Angelegenheit bis September 
dieses Jahres . Am 21. September beginnt die 21. Vollversamm­
lung. Es ist zugleich der Monat, in dem die Sowjetunion den 
Vorsitz im Sicherheitsrat hat. 
Von der »nächsten Sitzung des Sicherheitsrates«, von der 
Ulbricht in seinem Antrag gesprochen hatte, war also in der 
Sowjetnote keine Rede. Wie auch immer die Sache weitergeht, 
vor einer Entscheidung der Vollversammlung muß der Rat 
einen Aufnahmeantrag empfehlen. 
Die Sowjetunion stellte sich damit auf den Boden der Tat­
sachen und verzichtete auf eine sofortige Beratung im Sicher­
heitsrat. 
Die Ulbricht-Zuschriften als Anhang einer Bulgarien-Note 
Ein weiteres Zeichen dafür, daß der Ostblock erkannte, dem 
>Aufnahmeantrag< nicht den Charakter eines offiziellen, >auf 
eigenen Füßen stehenden< Dokumentes der Vereinten Na­
tionen verschaffen zu können, war die bulgarische Note an 
den Generalsekretär vom 10. März 196612. Sie wurde gleich­
zeitig auch als ein Dokument der Vollversammlung veröffent­
licht13. Der bulgarische UN-Botschafter Miliko Tarabanow 
hat te vorher den Versuch unternommen, den Generalsekretär 
zur Veröffentlichung der Pankower Schriftstücke als ein Do­
kument zumindest der Vollversammlung zu veranlassen. Er 
sprach bei U Thant vor und fragte, ob der Generalsekretär 
nicht aufgrund der Regel 136 der Geschäftsordnung der Voll­
versammlung die Schriftstücke veröffentlichen würde. Die 
Regeln 135 und 136 der Geschäftsordnung sprechen von Auf­
nahmeanträgen von >Staaten< und schreiben vor, daß solche 
Anträge vom Generalsekretär den Mitgliedern bekanntge­
geben werden. Damit hätte der Ulbricht-Brief den gewünsch­
ten offiziellen Charakter erreicht. Generalsekretär U Thant 
lehnte auch diese Form der Veröffentlichung ab. Daraufhin 
mußte der bulgarische Botschafter das Hilfsmittel einer 
eigenen Note mit inoffiziellem Anhang wählen. 
In der bulgarischen Note wurde nach der schon früher von 
Ostblockländern geübten Praxis verlangt, daß die Zuschriften 
Ulbrichts als Beilage veröffentlicht würden. Dieses Verfahren 
sah man bei den Vereinten Nationen aufgrund des herrschen­
den Brauchs als eine Bestätigung dafür an, daß es sich nicht 
um eine an die UN gerichtete Note und auch nicht um einen 
>normalen< Aufnahmeantrag eines Staates handelte. 
Als der Sicherheitsrat am 15. und 16. März 1966 zur Beratung 
der Zypern-Frage tagte, wurde mit einer gewissen Span­
nung beobachtet, ob die Sowjetunion oder Bulgarien wenig­
stens in einer Bemerkung zur Geschäftsordnung der von 
Ulbricht in seinem Brief an den Generalsekretär gestellten 
Forderung entsprechen würden, die Angelegenheit auf der 
nächsten Sitzung des Rates zu behandeln. Wenn auch klar 
war, daß die Sowjetunion keine Entscheidung wünschte, da 
sie deren Ausgang kannte, so wurde doch eine Erwähnung 
des Briefes aus Pankow für möglich gehalten. Die Sowjet­
union verzichtete aber darauf. 
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Als ein sowjetischer Pressereferent am 17. März 1966 auf 
einer Pressekonferenz gefragt wurde, warum Ulbrichts 
Wunsch nach Unterbreitung seines Antrages in der >nächsten< 
Sitzung des Sicherheitsrates nicht Rechnung getragen wurde, 
antwortete der sowjetische Diplomat, daß man an die Voll­
versammlung und nicht an den Sicherheitsrat gedacht hätte. 
Dies war nicht nur eine angesichts des deutlichen Wortlautes 
des Ulbricht-Briefes laue Ausflucht, sondern möglicherweise 
die Ankündigung, daß die Sowjetunion in der Tat an den 
September dieses Jahres , den Beginn der 21. Vollversammlung, 
denkt. 

Nachgefechte nach der Entscheidung 
Die Tatsache, daß die Sowjetunion den Aufnahmeantrag im 
Rat nicht einmal erwähnte und auch keine Anstalten zu 
machen schien, eine besondere Sitzung des Rates zu verlangen, 
bedeutete, daß die kurzlebige Initiative Ulbrichts am East 
River zunächst zu Ende war. 
Die drei Westmächte überreichten unmit telbar nach Abschluß 
der Ratssitzung am 16. März 1966 dem Ratspräsidenten eine 
Note zu dem Antrag, in der in offizieller Form die Haltung der 
Westmächte noch einmal deutlich dargelegt wurde14. 
Die Note verwies auf die Drei-Mächte-Erklärung vom 3. März 
1966 und bekräftigte, daß in internationalen Fragen nu r die 
Bundesrepublik das Recht habe, für das deutsche Volk zu 
sprechen. Sie stellte ferner fest, daß die große Mehrheit der 
Weltgemeinschaft eine Anerkennung der >DDR< ablehne und 
brachte damit der UN-Öffentlichkeit zum Bewußtsein, daß 
von 117 Mitgliedstaaten nur 12 das Pankow-Regime diplo­
matisch anerkannt haben, worunter noch die Unionsrepubliken 
Weißrußland und die Ukraine sind. Die Note stellte auch im 
Hinblick auf die vagen Behauptungen des Zonen-Memoran­
dums über die Mitarbeit in den Vereinten Nationen fest, daß 
keine einzige Sonderorganisation die >DDR< anerkannt habe. 
Es handele sich daher bei dem Aufnahmeantrag nicht u m den 
Antrag eines >Staates< und also nicht u m einen gültigen An­
trag, der für eine Beratung in den UN-Körperschaften in Be­
tracht käme. 
Die Note der drei Westmächte enthielt aber auch für die 
weitere Entwicklung der Auseinandersetzungen über die 
deutsche Frage allgemein wichtige Feststellungen: 
> Die Bekräftigung der Vier-Mächte-Verantwortung für die 

Wiedervereinigung; 
> die Wiederholung der von den drei Westmächten auf der 

Genfer Konferenz vom 23. Jul i 1965 abgegebenen Erklä­
rung zur deutschen Frage, daß die Lösung der deutschen 
Frage und die Wiedervereinigung durch freie Wahlen im 
Einklang mit den nationalen Interessen des deutschen 
Volkes und den Interessen der europäischen Sicherheit 
durchgeführt werden soll15; 

> die drei westlichen Großmächte erklärten sich auch weiter­
hin bereit, eine Lösung der deutschen Frage auf der 
Grundlage des Selbstbestimmungsrechtes zu suchen. Ver­
suche, die >DDR< als einen selbständigen Staat zu etablieren, 
könnten dieses Ziel nur vereiteln und damit eine fried­
liche Beilegung der europäischen Probleme erschweren. 

Diese Note, deren Schlußabsatz insbesondere auf die Möglich­
keit von Verhandlungen über die deutsche Frage auch in Zu­
kunft hinwies, sollte, soweit es den Westen und die Bundes­
republik betraf, in gewissem Sinne der Abschluß der Debatte, 
zumindest ihrer ersten Phase, sein. 
Die Sowjetunion, die im Sicherheitsrat am 16. März 1966 ge­
schwiegen hatte, antwortete am 17. März mit einem Brief, 
den der sowjetische Botschafter Dr. Nicolai Fedorenko dem 
Generalsekretär persönlich überreichte und den sie selbst ver ­
öffentlichte. Kennzeichnenderweise war der Brief eine Ant ­
wort auf die alliierte Note vom 31. Januar 1966, also auf Fest­
stellungen, die vor dem zonalen Aufnahmeantrag gemacht 
worden waren. 

»Die Existenz zweier deutscher Staaten ist eine unwider­
legbare Tatsache«, behauptete die Sowjet-Note, und sie be ­
schuldigte die drei Westmächte, daß ihre Versuche, dies in 
Abrede zu stellen, nu r von »Propagandazwecken« diktiert 
seien. Zum Unterschied von der Sowjet-Note, die Ulbrichts 
Ansuchen unterstützte und die sich jedes Angriffes gegen die 
Bundesrepublik enthalten hatte, wählte die Sowjetunion nun, 
angesichts des von ihr zu verzeichnenden Rückschlages, eine 
schärfere Sprache und behauptete, daß die Versuche, »die 
UNO zu benutzen, einen deutschen Staat gegen den anderen 
zu stellen, . . . die gefährliche Politik der Organisatoren und 
Initiatoren des aggressiven Nato-Blocks widerspiegeln, die 
auf Ermutigung der revanchistischen Hoffnungen der 
herrschenden Kreise der Bundesrepublik abzielten.«1* 
Damit war die politische Auseinandersetzung, die zwar nicht 
in den offiziellen Körperschaften der Vereinten Nationen, 
aber hinter ihren Kulissen und in einer Fülle von UN-Doku­
menten und Noten mit großer Intensität geführt worden war, 
zunächst abgeschlossen. Man geht aber nicht fehl anzunehmen, 
daß damit noch lange nicht das letzte Wort über die deutsche 
Frage und die Versuche der Zone, sich aus ihrer internatio­
nalen Isolierung zu befreien, in den Vereinten Nationen ge­
sprochen ist. Dies führt zu der Frage der Hintergründe und 
der weiteren Entwicklungsmöglichkeiten. 

Gründe, Hintergründe und Entwicklungsmöglichkeiten 
Die Frage nach den politischen Gründen der zonalen Initiative 
bei der UNO gerade in diesem Augenblick wird um so 
drängender, wenn man sich den bisherigen Mißerfolg ver­
gegenwärtigt. Warum wurde sie unternommen und warum 
gerade zu diesem Zeitpunkt? 
Prüft man die Ausblicke, die die verschiedenen bisher zu ve r ­
zeichnenden Phasen eröffnen, so kommt man zu folgenden 
Erwägungen: 
1. Eine selbstverständliche ständige Ursache solcher Init ia­
tiven ist der immer dringendere Wunsch des Pankow-
Regimes, von seinen Alliierten in das weltpolitische Leben 
voll eingeschaltet zu werden. 
2. Für die Wahl des Zeitpunktes der Initiative waren wohl die 
Ausschlag gebenden Gründe a) der für den 29. März 1966 
einberufene kommunistische Partei tag in Moskau und die da­
mit zusammenhängenden Versuche, gerade unter den Gästen 
aus der SBZ eine bessere Stimmung zu schaffen und die Soli­
darität des Ostblocks unter sowjetischer Führung durch eine 
Gemeinschaftsaktion für Pankow in der UNO unter Beweis 
zu stellen und b) der bevorstehende Besuch de Gaulles in 
Moskau und die scheinbaren Zerwürfnisse in der westlichen 
Allianz, die von den Ostblock-Diplomaten in ihren Auswir­
kungen auf die deutsche Frage offenbar überschätzt wurden. 
Zu diesem Fehler der Einschätzung der französischen Hal ­
tung mag die Tatsache beigetragen haben, daß Frankreich in 
der Sicherheitsratsdebatte über die Einschreibung der 
Vietnam-Frage in die Tagesordnung offen gegen den U S -
Antrag Stellung genommen und in der Sache die gleiche Ha l ­
tung wie die Sowjetunion eingenommen hatte17. 
3. Auch der Zusammenhang mit der chinesischen Frage, die 
Moskau unausgesetzt beschäftigt, war deutlich zu erkennen: 
Zu einer Zeit, in der die Chinesische Volksrepublik die Ver­
einten Nationen ständig als ein imperialist isches Werkzeug* 
angriff, war es eine wirksame antichinesische Demonstration, 
daß die SBZ gerade jetzt die Aufnahme in die Vereinten 
Nationen betrieb. 
4 Die Tatsache, daß das dem Antrag beigefügte Memorandum 
und die umrahmenden Noten der Sowjetunion und der 
übrigen Ostblockländer in verhältnismäßig sachlichem Ton 
gehalten waren und auch die üblichen Beschimpfungen der 
Bundesrepublik vermieden, wurde nicht nur als eine Neue­
rung vermerkt , sondern mit zwei Erwägungen in Zusammen­
hang gebracht: 
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Die eine galt den durch die zonale Initiative in der UNO 
begonnenen neuen Versuchen der Sowjetunion, die SBZ auf­
zuwerten und aufzubauen, sie allmählich und mit Konse­
quenz in die internationale Diskussion einzuführen, sie als 
respektabel und als normales Gebilde zu präsentieren. J e 
mehr sich die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, insbe­
sondere die Afrikaner, daran gewöhnen würden, von der >DDR< 
zu hören, desto leichter würde es schließlich sein, sie durch 
irgendeine Hintertür in die internationale Gemeinschaft ein­
zuschmuggeln. 
Die zweite Erwägung bezog sich auf einen breiteren Fragen­
komplex. Könnte die in der UNO ausgelöste Diskussion ins­
besondere zwischen der Sowjetunion und den westlichen 
Großmächten nicht dem Zwecke dienen, die Deutschlandfrage 
wiederaufzunehmen oder zu einem Gespräch Moskaus mit 
der Bundesrepublik selbst führen? Auch diese Erwägung 
wurde durch die relativ gemäßigte Sprache der zonalen Zu­
schrift und der offiziellen Sowjet-Note - die schärfere Sowjet-
Note vom 17. März 1966 wurde ja nicht offiziell veröffent­
licht - unterstützt. Ob es sich hier um eine wirkliche A b ­
sicht und um einen der gewundenen Wege handelte, die die 
Sowjet-Politik in solchen Fällen wählt, blieb offen. Jeden­
falls ließen die drei Westmächte durch den Hinweis auf ihre 
dauernde Bereitschaft, über die deutsche Frage zu verhandeln, 
diese Möglichkeit nicht unbeantwortet . 
5. Der neuerliche Hinweis auf die deutsche und die europäi­
sche Frage sollte zweifellos auch ein Hinweis der Sowjetunion 
darauf sein, daß es trotz des Krieges in Südostasien noch 
andere empfindliche Punkte in der Welt gibt; dies konnte und 
sollte wahrscheinlich eine Warnung an die Adresse der USA 
sein. Aber es war wohl auch gegenüber der der Sowjetunion un ­
erwünschten Konzentration der Weltaufmerksamkeit auf Viet­
nam und damit auf das kommunistische China ein Versuch, 
Europa in der Weltpolitik wieder hinaufzuspielen, ein Ver­
such, der zweifellos auch mit der Tendenz der Sowjet-Regie­
rung zusammenhängt, möglichst weitgehende Übereinstim­
mung mit den gesamteuropäischen Vorstellungen des fran­
zösischen Präsidenten zu demonstrieren. 
6. Schließlich wurde auch vermutet, daß der zonale Antrag 
nach der Maxime >viel zu verlangen, um etwas zu er re ichen 
erfolgt sein könne: Man fordert die Mitgliedschaft in der 
UNO, um wenigstens als Beobachter bei ihr zugelassen zu 
werden. Wenn auch solche Gedanken nicht ausgeschlossen 
werden können, so sind die Aussichten für einen Beobachter­
status der Zone bei der UNO ebenso ungünstig wie eh und 
je18. Die SBZ ist weder Mitglied einer Sonderorganisation der 
Vereinten Nationen noch hat sie die mehrheitliche diploma­
tische Anerkennung durch die Mitglieder der Weltorgani­
sation. Diese und andere Voraussetzungen für die Erlangung 
des Beobachterstatus sind unverändert in Kraft, nicht zu­
letzt auch die durch internationales Übereinkommen ge­
sicherte Regelung, daß Beobachter nicht dem sogenannten 
>Headquarters Agreemen t unterliegen, nach dem also die 
Entscheidung über die Gewährung von Visa für Beobachter 
ausschließlich vom Gastland, den USA, abhängt18. 

Sowjetunion läßt Pankow-Antrag ruhen 
Auch im April wurde die durch den ostdeutschen Antrag 
geschaffene Scheinkrise zwar nicht hochgespielt, aber hier und 
da angestochert. Die Sowjetunion zeigte das Bestreben, sie 
nicht einschlafen zu lassen. 
Am 20. April 1966 überreichte ihr Delegierter eine neue Note20 
an den Sicherheitsrat zur Unterstützung der Forderung der 
>DDR< nach Aufnahme in die Vereinten Nationen. Die Note 
war aber im wesentlichen nur eine Wiederholung der früheren 
Ausführungen, zum Teil sogar wörtlich. Trotzdem machte die 
sowjetische Delegation keine Anstalten, den Antrag Ulbrichts 
im Sicherheitsrat einzubringen. 
Im 24er-Ausschuß für Kolonialprobleme ließ bei der Dis­

kussion über Rhodesien der Vorsitzende, der Botschafter von 
Sierra Leone, Gershon Collier, eine Zuschrift des Pankow-
Regimes zirkulieren, in der die Forderung nach dem Sturz 
des Smith-Regimes und die afrikanischen Forderungen unter ­
stützt wurden. Die Zuschrift wurde aber, wie der Ausschuß­
vorsitzende ausdrücklich feststellte, nicht als UN-Dokument, 
worauf es den Absendern des Briefes angekommen wäre, 
sondern nur formlos herumgereicht. Der bulgarische Bot­
schafter Tarabanow verlas auch die zonale Zuschrift in der 
Sitzung des Ausschusses, allerdings mit dem Erfolg, daß auf 
Protest der westlichen Mitglieder der Vorsitzende erklärte, 
es handele sich um eine der vielen Meinungsäußerungen, die 
ihm in der Rhodesien-Frage zugekommen seien und die er 
bekanntgebe. 
Im allgemeinen bestätigte das Verhalten des Ostblocks, die 
>DDR< möglichst häufig zu erwähnen, ohne es zu einer eigent­
lichen Entscheidung über den Aufnahmeantrag kommen zu 
lassen, die Hoffnung, daß sich die UN-Mitglieder irgendwie 
an die Existenz dieses Regimes gewöhnen würden. 
Alle eigentlichen Entscheidungen dagegen zeigten, daß es für 
die Sowjetisch Besetzte Zone kein Hintertürchen gibt, durch 
das sie in das internationale Leben der Weltorganisation ein­
schlüpfen könnte. 
So wurde bei der Entschließung der Kommission für Men­
schenrechte über die Verjährung von Kriegsverbrechen in 
einer besonderen Abstimmung festgestellt, daß der Appell 
dieser Resolution sich nicht einmal an >alle S t a a t e n , sondern 
sicherheitshalber sich nur an die Mitglieder der UN und ihrer 
Sonderorganisationen richtet21. Die Abstimmung speziell über 
diese Frage, die infolge einer anderen Formulierung, die sich 
vorher in den Text eingeschlichen hatte, notwendig wurde, 
bedeutete eine besonders deutliche Niederlage für das SBZ-
Regime, und zwar gerade im Hinblick auf seinen Aufnahme­
antrag. 
Ebenso wurde bei der Beschlußfassung über die neue Organi­
sation für Industrie-Entwicklung (United Nations Organiza­
tion for Industrial Development, UNOID) ausdrücklich fest­
gestellt, daß ihr und ihrem Verwaltungsrat nur Mitglieder 
der UN und ihrer Sonderorganisationen angehören könnten22. 
Die Motivierung dieser Formulierung war für die SBZ 
peinlich, da in diesem Falle die Entwicklungsländer darauf 
bedacht waren, auf diese Weise insbesondere Rhodesien aus­
zuschließen. Aber damit bleibt nun die SBZ nicht nur von 
der neuen Organisation ausgeschlossen, sondern wird zugleich 
als Nichtmitglied der UNO und aller ihrer Sonderorganisa­
tionen mit dem als illegal gebrandmarkten Regime in Salis­
bury auf eine Stufe gestellt und in eine peinliche Gemein­
schaft gebracht. 

Ausblick 
Die Vermutungen über Gründe und Hintergründe der zonalen 
Aktion erlauben auch Hinweise auf die Zukunft. Obwohl die 
erste Runde mit einer klaren Abwertung der SBZ in den 
Vereinten Nationen, nämlich mit der erneuten einmütigen 
Feststellung der drei westlichen Großmächte, daß sie kein 
Staat ist, und mit dem Schweigen aller übrigen UN-Mit­
glieder, mit Ausnahme der kommunistischen, geendet hat, 
kann man erwarten, daß sich weder Pankow noch Moskau 
damit abfinden werden, die Frage am East River völlig fallen 
zu lassen. Sie wird zunächst auf kleiner Flamme verbleiben, 
bis eine Wendung in der internationalen Politik es aussichts­
reicher erscheinen läßt, diese anzufachen. Man hält es dem­
nach durchaus für möglich, daß der Antrag gelegentlich an­
gesprochen wird. 
Daß die Sowjetunion auf den September dieses Jahres wartet , 
in dem ihr Vertreter den Vorsitz im Sicherheitsrat ha t und 
der zugleich der Monat des Beginns der nächsten Voll­
versammlung ist, um die Frage vor den Rat zu bringen, ist 
durchaus möglich. Ebenso möglich ist, daß auch nach einer 
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Der neue Genera ld i rektor des Weltkinderhi l fswerks (UNICEF), Henry Labouisse (USA), Nachfolger des im Amt vers torbenen Gründers u n d langjährigen Lei ters Maurice Pate , s ta t te te Bun­despräsident Lübke kürz­lich einen Besuch ab . Die Bundesrepubl ik Deutschland fördert die Ziele des Welt­kinderhi l fswerks tatkräftig (1966 mi t 6 Mill. DM). F rau Wilhelmine Lübke ist zudem Schirmherr in des Deutschen UNICEF-Komitees. - Unser Bild zeigt (von rechts) Bun­despräsident Lübke, Dol­metscher Weber, General ­d i rektor Labouisse. 

Ablehnung des Antrages im Sicherheitsrat die Sowjetunion 
der SBZ erlaubt, unmittelbar an die Vollversammlung zu 
appellieren, um dort eine Debatte über ihre Mitgliedschaft 
zu provozieren, sofern diese Frage überhaupt auf die Tages­
ordnung der Vollversammlung gelangen würde. Selbst ein 
etwaiger Beschluß der Vollversammlung in dieser Frage aber 
hätte ohne vorherige Empfehlung durch den Sicherheitsrat 
k e i n e r l e i Geltung. Andererseits ha t es aber vor 1955, als eine 
Reihe von Staaten wegen des Sowjet-Vetos im Sicherheitsrat 
nicht aufgenommen w e r d e n k o n n t e n , Debatten in der Voll­
versammlung gegeben, die schließlich zu einem Appell an den 
Rat führten, allerdings auch er ohne r e c h t l i c h e Bedeutung. 
Ein solcher Appell würde jedoch, wie man mi t Sicherheit 
feststellen kann, im Falle der Zone nicht Z u s t a n d e k o m m e n . 
Immerhin könnte auch nu r eine Debatte in der Vollversamm­
lung eine weitere Etappe in dem Versuch des Ostblocks sein, 
die SBZ in das internationale Gespräch zu b r i n g e n . 
Ob eine solche Aktion in die internationale Landschaft paßt, 
wenn die 21. Vollversammlung tagt, ist offen. Jedenfalls sind 
w e i t e r e Aktionen zu erwarten. Dies steigert die Bedeutung 
der deutschen Beobachtermission bei der UNO, und auch die 
deutsche Hilfe für die verschiedenen Tätigkeiten der Ver­
einten Nationen und ihrer Sonderorganisationen erhält er­
höhten Sinn. 
A n m e r k u n g e n : 

1 Siehe Anhang, Anlage 1. 
2 Siehe Anhang, Anlage 2. 
3 Siehe Anhang, Anlage 3. 
4 UN-Doc. S/7192 vom 10. März 1966 und A/6283 vom 10. März 1966. 
5 Die deutschsprachigen Original texte wurden in den Vere in ten Na­

t ionen nicht bekanntgegeben, sondern n u r die Übersetzungen in die 
Amtssprachen der UNO. In dem Ant rag heißt es un te r ande rem: 
»Ich wäre Ihnen dankbar , wenn dieser Ant rag der nächsten Sitzung 
des Sicherheitsrates vorgelegt werden könnte.« (Vgl. Anm. 1.) 

6 Die Denkschrift spricht von der Wes tdeu t schen Bundesrepublik*, 
während eine Sowjetnote zu dieser Frage den offiziellen Namen 
B u n d e s r e p u b l i k Deutschland* gebraucht . 

7 Jedes Mitglied ha t das Recht, als Anlage zu Noten, die allen UN-
Mitgliedern übermittelt u n d auch veröffentlicht werden müssen, 
Irgendwelches Material bekanntzumachen, ohne daß damit das 
beigefügte Mater ia l selbst den Charak te r einer Note oder e inen 
anderen offiziellen S ta tus erhält. Ste l lungnahmen der >DDR< auf 
diese A r t in Umlauf zu setzen u n d so bekanntzumachen, ist bei d e n 

Ostblockländern üblich geworden, aber nicht auf sie beschränkt 
geblieben. So haben z. B. die türkische Regierung in dem Zype rn -
Strei t S te l lungnahmen des türkischen Vizepräsidenten Kütschük 
u n d des Präsidenten der türkisch-zyprischen Kammer , Denktasch, 
u n d die zyprische Regierung Äußerungen eines Türken, des Führers 
der gegen die offizielle türkische Poli t ik gerichteten Opposition, 
als Beilagen zu ih ren Noten veröffentlicht. 

8 Siehe Anhang, Anlage 4. 
9 Die Sowjetunion u n d Bulgar ien sind die be iden derzei t igen kom­

munist ischen Mitglieder des Sicherheitsrates. 
10 Auch Mali, das sich in anderen Fragen am ehes ten geneigt zeigt, 

mi t dem Ostblock zu s t immen, ha t gut funkt ionierende diplo­
matische Beziehungen mi t der Bundesrepubl ik . Es t raf sich, daß 
der deutsche Bundespräsident gerade in den kri t ischen Tagen 
einen offiziellen Staatsbesuch in Mali absta t te te , was den unbe ­
s t r i t ten freundschaftlichen Charak te r der Beziehungen zwischen 
Mali und der Bundesrepubl ik - und zu ihr allein - kennzeichnete. 

11 UN-Doc. S/7184 vom 7. März 1966. - Auch die meisten ande ren kom­
munist ischen UN-Mltglieder überreichten ähnliche Noten: Kuba 
(S/7185), Mongolei (S/7190), Ungarn (S/7195), Rumänien (S/7199), Polen 
(S/7204), Tschechoslowakei (S/7210). Die Ukra ine u n d Weißrußland, 
die offiziell UN-Mitglieder sind, haben noch ke ine Noten in dieser 
F rage überreicht. Albanien und Jugoslawien hiel ten sich aus un te r ­
schiedlichen Gründen von dieser Aktion fern. 

12 Siehe Anm. 4. 
13 Siehe Anm. 4. 
14 UN-Doc. S/7207 vom 16. März 1966. - Deutscher Wor t lau t siehe An­

hang, Anlage 5. 
15 Die Wiederholung dieser Erklärung gerade im März 1966 w a r auch 

da rum von politischer Bedeutung, weil es sich um eine Bekräf­
tigung einer vor Rückkehr General de Gaulles zur Macht a b ­
gegebenen Ste l lungnahme handel t . 

16 Die Sowjetunion ließ diese Note nicht als offizielles UN-Dokument 
veröffentlichen, offenbar weil auch die Note der Westmächte vom 
31. J a n u a r 1966 n u r den Mitgliedern zugestellt, aber nicht als Doku­
m e n t z i rkul ier t worden war . 

17 Aus einer gu ten diplomatischen Quelle w u r d e bekannt , daß ein 
französischer Diplomat einem seiner sowjetischen Kollegen, der 
sich nach den Gründen der ihn überraschenden französischen 
Hal tung zum zonalen Aufnahmeant rag erkundigte , sagte : »Vietnam 
1st damit nicht zu vergleichen, denn Straßburg liegt n u r 300 Kilo­
me te r von der ostdeutschen Grenze entfernt.« 

18 Vgl. Leichter, Ot to : Deutsche Belange in der UNO berührt, in : VN 
Heft 1/65 S. 12-13. 

19 Auch die >Opinion< der UN-Rechtsabtei lung (UN-Dokument ST/LEG/8, 
Fascicle 2, S. 236, veröffentlicht in Uni ted Nations Jur id ica l Year­
book, 1962) blieb t rotz der Bemerkungen , die der Generalsekretär 
in den politischen Einlei tungen zu seinen Jahresber ichten an die 
Vol lversammlungen 1964 u n d 1965 über die Erwei te rung des Kreises 
derer machte, die den Strömungen in der UN ausgesetzt* werden 
sollen, unverändert in Geltung. 

20 UN-Doc. S/7259 vom 20. April 1966. - Deutscher Wor t lau t siehe A n ­
hang, Anlage 6. 

21 UN-Doc. E/CN. 4/L. 859. 
22 UN-Doc. A/AC. 126/L. 1/Add. 1 and Add. 2. 
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ANHANG 
ANLAGE 1 
Der Vorsitzende des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik an den Generalsekretär der Vereinten Nationen Seine Exzellenz U Thant, New York, Hauptquartier der Vereinten Na­tionen 
Herr Generalsekretär! 
Der Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik beantragt die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik als Mit­glied in die Organisation der Vereinten Nationen. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn dieser Antrag der nächsten Sitzung des Sicherheitsrates vorgelegt werden könnte. Entsprechend der Regel 58 der Prozedurregeln des Sicherheits­rates übermittle ich Ihnen gesondert die im Zusammenhang mit der Aufnahme geforderte Erklärung. Außerdem füge ich ein Me­morandum zum Aufnahmeantrag der Deutschen Demokratischen Republik bei. Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 
Berlin, den 28. Februar 1966 W. Ulbricht 
ANLAGE 2 
Erklärung 
Im Namen des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik erkläre ich feierlich, daß die Deutsche Demokratische Republik bereit ist, die Pflichten, die sich aus der Charta der Vereinten Nationen ergeben, zu übernehmen und gewissenhaft zu erfüllen. Der Vorsitzende des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
Berlin, den 28. Februar 1966 W. Ulbricht 
ANLAGE 3 
Memorandum des Ministeriums für Auswärtige Angelegen­heiten der Deutschen Demokratischen Republik zum Antrag auf Mitgliedschaft in der Organisation der Vereinten Nationen vom März 1966 
Zwanzig Jahre nach der Beendigung des zweiten Weltkrieges und sechzehn Jahre nach der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik hält die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­publik den Zeitpunkt für gekommen, ihr Recht auf Mitgliedschaft in der Organisation der Vereinten Nationen geltend zu machen. Die Deutsche Demokratische Republik ist ein friedliebender souveräner Staat, der alle Bedingungen für die Mitgliedschaft in der Organisation der Vereinten Nationen erfüllt und gewillt und imstande ist, alle sich daraus ergebenden Verpflichtungen wahr­zunehmen. Ihre Mitgliedschaft in der Organisation der Vereinten Nationen wird sich für die Verwirklichung ihrer auf die Erhal­tung und Sicherung des Friedens in Europa gerichteten Politik günstig auswirken und zugleich zur Durchsetzung der Univer­salität der Organisation der Vereinten Nationen beitragen. Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik erhebt den Anspruch auf Aufnahme in die Organisation der Vereinten Nationen in voller Erkenntnis der Rolle und der Verantwortung der Organisation der Vereinten Nationen gegenüber den Völkern für die Erhaltung und Sicherung des Friedens in der Welt. Die Organisation der Vereinten Nationen wuchs vor 20 Jahren aus der Anti-Hitler-Koalition hervor, um kommende Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren. Es war die Erfahrung der Völker im Kampf gegen den Hitlerfaschismus, daß der Friede unteilbar, daß die Sicherung des Friedens eine universelle Auf­gabe ist. Deshalb ist das Universalitätsprinzip, die Vereinigung aller friedliebenden Staaten in der Organisation, zum Grund­prinzip der Charta der Vereinten Nationen geworden. Seither hat sich die Zahl der Mitgliedstaaten der Organisation mehr als verdoppelt, und die Verantwortung der Organisation für die Ge­währleistung des Friedens in der Welt ist gegenwärtig größer und ihre Universalität notwendiger denn je. 
Die Mitgliedschaft in der Organisation der Vereinten Nationen steht allen friedliebenden Staaten offen, welche die in der Sat­zung enthaltenen Verpflichtungen übernehmen und fähig und ge­willt sind, diese Verpflichtungen zu erfüllen. Dies gilt - wie die Praxis der Organisation in der Vergangenheit erwiesen hat - auch für die ehemaligen Feindstaaten der Anti-Hitler-Koalition oder ihre Nachfolger. Was Deutschland anbetrifft, so enthält das Potsdamer Abkommen sowohl die Zusicherung, daß dem deut­schen Volk die Möglichkeit gegeben wird, «zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedliebenden Völkern der Welt einzunehmen«, als auch die Konkretisierung der Anforde­rungen, die an einen friedliebenden deutschen Staat zu stellen sind. 

Die Deutsche Demokratische Republik stellt den Antrag auf Aufnahme in die Organisation der Vereinten Nationen unter voller Berücksichtigung der Tatsache, daß seit nunmehr 16 Jahren auf deutschem Boden zwei souveräne deutsche Staaten ent­standen sind und sich entwickelt haben. 
Die Herausbildung von zwei deutschen Staaten ist die Folge und das Ergebnis der Spaltung Deutschlands, die gegen den Willen des deutschen Volkes und unter grober Verletzung der grund­legenden Nachkriegsvereinbarungen über Deutschland herbei­geführt wurde. 
Bereits in den Jahren 1947 und 1948 wurde durch die Schaffung der sogenannten Bizone und der Trizone die Bildung der im Potsdamer Abkommen vorgesehenen einheitlichen deutschen Zentralverwaltung verhindert, und es wurden für Westdeutsch­land separate Verwaltungsorgane geschaffen. Mit der Einfüh­rung einer separaten Währung in Westdeutschland im Juni 1948 wurden die bis dahin bestehenden Beziehungen zwischen Ost­deutschland und Westdeutschland zerstört. Die schrittweise Ver­wirklichung der sogenannten Londoner Empfehlungen führte zur Bildung der westdeutschen Bundesrepublik am 7. September 1949, wodurch die Spaltung Deutschlands endgültig vollzogen wurde. 
Dieser Politik der Spaltung setzten die antifaschistischen und demokratischen Kräfte des deutschen Volkes entschiedenen Wider­stand entgegen. Sie gründeten die Volkskongreßbewegung für Einheit und gerechten Frieden mit dem Ziel, die demokratische Einheit und eine antifaschistische Entwicklung in ganz Deutsch­land zu sichern. Durch die demokratische Entscheidung des Volkes und in Verwirklichung seines Selbstbestimmungsrechts wurde am 7. Oktober 1949 die Deutsche Demokratische Republik gegründet. In ihrer ersten Regierungserklärung am 12. Oktober 1949 gab sie ihrer Entschlossenheit Ausdruck, sich mit der Spaltung Deutsch­lands nicht abzufinden und beharrlich den Kampf um die Wieder­erlangung der Einheit zu führen. 
In den seither verflossenen 16 Jahren haben sich die beiden deutschen Staaten, die Deutsche Demokratische Republik und die westdeutsche Bundesrepublik, konsolidiert und selbständig ent­wickelt. Jeder der beiden deutschen Staaten hat seine eigene Ver­fassung, seinen eigenen Staatsapparat, seinen eigenen Wirtschafts­organismus und seine selbständige Armee. Diese beiden deutschen Staaten bilden ungeachtet dessen eine Nation. Während sich aber in der Deutschen Demokratischen Republik die Entwicklung in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Potsdamer Abkom­mens vollzog, erfolgte im anderen Teil Deutschlands die Restau­ration der im zweiten Weltkrieg geschlagenen Kräfte, deren Politik zur fortschreitenden Vertiefung und Versteinerung der Spaltung Deutschlands führte. Die westdeutsche Bundesrepublik ist gegenwärtig der einzige Staat in Europa, der offen Gebiets­forderungen gegenüber der Deutschen Demokratischen Republik und anderen Staaten Europas erhebt und mit Nachdruck Ver­fügungsgewalt über Kernwaffen anstrebt. 
Unter diesen Bedingungen ist die Wiedervereinigung Deutschlands nur im Ergebnis eines langandauernden Prozesses auf dem Wege der Entspannung und über die Gewährleistung der europäischen Sicherheit möglich. Denn nur eine solche nationale Wieder­vereinigung, die der Sicherung des Friedens in Europa dient, kann im Interesse der deutschen Nation und aller anderen Völker Europas liegen. Die Wiedervereinigung setzt eine friedliche Ver­ständigung zwischen den beiden deutschen Staaten voraus. Gerade deshalb wäre die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Re­publik in die Organisation der Vereinten Nationen von großer Bedeutung, um die in ihrer Charta fixierten Prinzipien der fried­lichen Koexistenz auch in den Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten durchzusetzen. Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ist gewiß, daß ihre Aufnahme in die Organisation der Vereinten Nationen wesentlich zur Erreichung dieses Zieles beitragen und damit die friedliche Wiederverei­nigung Deutschlands fördern würde. 
Da die Normalisierung der Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten eine unabdingbare Voraussetzung für ihre friedliche Wiedervereinigung darstellt, ist die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik bei allen Vorbehalten, die sie im Hin­blick auf die fehlende Übereinstimmung der Politik der west­deutschen Regierung mit den Zielen und Grundsätzen der Satzung der Vereinten Nationen hat, der Auffassung, daß auch die Auf­nahme der westdeutschen Bundesrepublik in die Weltorganisation diesem Ziel dienen würde. Sie könnte zur Verständigung der beiden deutschen Staaten beitragen, damit ihre allmähliche An­näherung und auf dem Wege über eine Konföderation die natio­nale Wiedervereinigung des deutschen Volkes fördern. Gleich­zeitig könnten dadurch wirksame Voraussetzungen geschaffen werden, um die bestehenden Spannungen in Mitteleuropa zu beseitigen und die europäische Sicherheit zu gewährleisten. Die Deutsche Demokratische Republik als einer der Nachfolge­staaten des ehemaligen Deutschen Reiches hat gewissenhaft und konsequent alle Verpflichtungen aus dem Potsdamer Abkommen 
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erfüllt, den Einfluß faschistischer und militaristischer Kräfte aus dem öffentlichen Leben ausgeschaltet, das gesamte politische und kulturelle Leben auf demokratischer Grundlage umgestaltet, die übermäßige Konzentration der Wirtschaft, der Monopole und Truste beseitigt, die bestehenden Grenzen anerkannt und durch Freundschaftsverträge mit den Nachbarstaaten gesichert sowie ihre Reparationsverpflichtungen gewissenhaft erfüllt. Ihre gesamte Politik seit ihrer Gründung entspricht den Grundsätzen und Zielen der Charta der Vereinten Nationen und ist auf die Er­haltung und Sicherung des Friedens gerichtet. Im Ergebnis dieser Politik konnten gerade zu den Nachbarländern, die von der faschistischen Aggression schwer betroffen waren, wie der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der Volksrepublik Polen, enge und freundschaftliche Beziehungen hergestellt werden. Infolge dieser Entwicklung der Deutschen Demokratischen Re­publik und ihrer Politik konnte das Besatzungsrecht des Pots­damer Abkommens in der Deutschen Demokratischen Republik aufgehoben und der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik die volle Ausübung aller Souveränitätsrechte ermöglicht werden. Das fand zunächst in der nach Verhandlungen mit der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik am 25. März 1954 abgegebenen Erklärung der Regierung der Sowjetunion über die Herstellung der vollen Souveränität der Deutschen Demokra­tischen Republik seinen Ausdruck. Darin heißt es: »Die UdSSR nimmt mit der Deutschen Demokratischen Republik die gleichen Beziehungen auf wie mit anderen souveränen Staaten. Die DDR wird die Freiheit besitzen, nach eigenem Ermessen über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten einschließlich der Fragen der Beziehungen zu Westdeutschland zu entscheiden.« In Uber­einstimmung damit heißt es im Vertrag über die Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken vom 20. September 1955 im Artikel 1: »Die vertragschließenden Seiten bestätigen feierlich, daß die Beziehungen zwischen ihnen auf völliger Gleichberech­tigung, gegenseitiger Achtung der Souveränität und der Nicht­einmischung in die inneren Angelegenheiten beruhen.« Am 6. August 1954 wurden auf Beschluß der Sowjetregierung alle Befehle und Anordnungen aufgehoben, »die von der sowjetischen Militäradministration und von der sowjetischen Kontrollkom­mission in Deutschland in den Jahren 1945 bis 1953 über Fragen erlassen worden waren, die das politische, wirtschaftliche und kulturelle Leben der DDR betreffen«. Am 20. September 1955 wurde die Hohe Kommission der UdSSR in Deutschland aufgelöst und »im Zusammenhang damit, daß in der DDR die Beschlüsse des Kontrollrates in Deutschland bezüglich der Umgestaltung des gesellschaftlichen Lebens auf friedlicher und demokratischer Grundlage verwirklicht sind, und unter Berücksichtigung der in der DDR bestehenden Gesetzlichkeit, die ein weiteres Inkraft-bleiben der erwähnten Beschlüsse überflüssig macht, (vom) Ministerrat der UdSSR beschlossen, daß die in den Jahren 1945 bis 1948 in Ausübung des Besatzungsrechts der vier Mächte vom Kontrollrat in Deutschland erlassenen Gesetze, Direktiven, Be­fehle und anderen Verordnungen auf dem Gebiet der DDR ihre Gültigkeit verlieren«. 
Seitdem übt die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­publik uneingeschränkt alle souveränen Rechte in Übereinstim­mung mit den Grundsätzen und Zielen der Charta der Vereinten Nationen aus. Sie unterhält zu zahlreichen Staaten diplomatische, konsularische und andere offizielle Beziehungen und nimmt im internationalen Handel einen bedeutenden Platz ein. Von der friedlichen Außenpolitik der Deutschen Demokratischen Republik zeugen nicht nur eine Vielzahl bilateraler und multilateraler Ver­träge, darunter der Beitritt zum Vertrag über das Verbot der Kernwaffenversuche in der Atmosphäre, im kosmischen Raum und unter Wasser, sondern auch die friedlichen Mittel, mit denen sie es verstanden hat, ihre Staatsgrenze zu schützen und damit friedensgefährdende Grenzkonflikte abzuwehren. Die Mitgliedschaft der Deutschen Demokratischen Republik in der Organisation der Vereinten Nationen würde zweifellos auch dazu beitragen, die noch ausstehende friedensvertragliche Regelung der aus dem Krieg herrührenden Fragen zu erleichtern. Dies um so mehr, als alle wesentlichen Fragen, die im Potsdamer Abkommen als Voraussetzung für einen friedliebenden deutschen Staat be­zeichnet wurden, durch die Deutsche Demokratische Republik erfüllt bzw. vertraglich gesichert wurden und nahezu alle inter­essierten Staaten ausdrücklich den Kriegszustand für beendet erklärt haben. In Übereinstimmung damit sind die Sowjetunion und andere sozialistische Staaten schon früher für die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik in die Organisation der Vereinten Nationen eingetreten. 
Die gleichberechtigte Mitarbeit der Deutschen Demokratischen Republik in der Organisation der Vereinten Nationen kann der friedlichen Regelung der noch ausstehenden Fragen wie auch der Herstellung normaler Beziehungen zwischen der Deutschen Demo­kratischen Republik und anderen Staaten nur dienlich sein. Dies 

beweist jedenfalls die Praxis der Aufnahme neuer Mitglieder in die Organisation. Es wurden zahlreiche Staaten aufgenommen, die zur Zeit ihrer Aufnahme noch nicht von allen Mitgliedstaaten der Organisation der Vereinten Nationen oder des Sicherheitsrates anerkannt waren oder die nur zu einigen Mitgliedstaaten diplo­matische Beziehungen unterhielten. Bereits 1950 faßte daher der Generalsekretär der Vereinten Nationen diese Praxis dahingehend zusammen: 
»1. daß ein Mitgliedstaat mit gutem Recht für die Aufnahme des Vertreters einer Regierung stimmen kann, die er nicht an­erkennt oder mit der er keine diplomatischen Beziehungen unterhält; 
2. daß eine solche Stimmabgabe weder die Tatsache einschließt, daß er diese Regierung anerkennt, noch daß er geneigt ist, diplomatische Beziehungen herzustellen.« Die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik in die Organisation der Vereinten Nationen wäre zweifellos ein wichtiger Schritt zur Verwirklichung der Universalität der Organisation. Wenn die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik er­klärt, daß sie bereit ist, die in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Verpflichtungen zu übernehmen, so kann sie darauf verweisen, daß die ständige Praxis ihrer Außenpolitik diese Bereitschaft bereits unter Beweis gestellt hat. Ihre Politik war und ist auf die Sicherung des Weltfriedens und insbesondere darauf gerichtet, zu verhindern, daß von deutschem Boden jemals wieder ein Krieg ausgeht. Sie tritt daher konsequent für eine allgemeine und vollständige Abrüstung sowie die friedliche Regelung internationaler Streitfälle ein und strebt nach der Her­stellung freundschaftlicher, auf der Basis der Gleichberechtigung beruhender Beziehungen zu allen Staaten. Sie verurteilt ent­schieden jede Form des Kolonialismus und der Rassendiskrimi­nierung und setzt sich tatkräftig für die Erfüllung der »Dekla­ration über die Gewährung der Unabhängigkeit an die kolonialen Länder und Völker« ein. Ihre Politik dient der Entwicklung der internationalen Zusammenarbeit auf ökonomischem, kulturellem und sozialem Gebiet. 

Die Deutsche Demokratische Republik hat die Verbindlichkeit der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen nicht nur in einseitigen Erklärungen, sondern auch in internationalen Verträgen, wie z. B. im Warschauer Vertrag vom 14. Mai 1955 und im Vertrag über Freundschaft, gegenseitigen Beistand und Zu­sammenarbeit zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken vom 12. Juni 1964 anerkannt. Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat ihre Bereitschaft zum Beitritt zu zahlreichen unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen entstandenen mul­tilateralen Verträgen erklärt und deren Realisierung durch die innerstaatliche Gesetzgebung in ihrem Hoheitsbereich gewähr­leistet. Es sei hier nur an die Genocidkonvention, die Konvention über die Rechte der Frauen, die Seerechtskonventionen oder die strafrechtliche Verfolgung von Völker- und Rassenhaß erinnert. Seit Jahren verfolgt die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik aufmerksam die Arbeit der Organisation der Vereinten Nationen und nimmt zu bedeutenden internationalen Problemen Stellung. So unterbreitete sie der XV. Tagung der Vollversamm­lung 1960 einen Plan zur allgemeinen und vollständigen Abrü­stung beider deutscher Staaten, dessen Dringlichkeit sie in einem ausführlichen Memorandum an die XVI. Tagung der Vollver­sammlung unterstrich. In ihrer Erklärung an die XVII. Tagung der Vollversammlung zu den Problemen der ökonomischen und sozialen Folgen der Abrüstung betonte die Regierung der Deut­schen Demokratischen Republik ihre volle Übereinstimmung mit dem Expertenbericht und wies darauf hin, daß sie neben dem Plan zur allgemeinen und vollständigen Abrüstung beider deut­scher Staaten auch Sofortmaßnahmen zur Entspannung und Ab­rüstung vorgeschlagen hat, wie den Verzicht beider deutscher Staaten auf Gewaltanwendung in den Beziehungen untereinander und gegenüber dritten Staaten, die Vereinbarung eines Rüstungs­stopps, den Verzicht auf atomare Rüstung sowie den Beitritt zu einer kernwaffenfreien Zone in Mitteleuropa. In ihrer Stellungnahme zur Abrüstung erklärte sich die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik der XVII. Tagung der Vollversammlung gegenüber zu einem umfassenden Kernwaffen­verzicht, gegebenenfalls unter strengster internationaler Kontrolle (auch unter Mitwirkung der Vereinten Nationen) bereit, falls auch die westdeutsche Bundesrepublik eine entsprechende Verpflich­tung übernimmt. 
Die Deutsche Demokratische Republik erklärte sich ferner bereit, einer kernwaffenfreien Zone in Mitteleuropa unter Einbeziehung beider deutscher Staaten beizutreten. Weiterhin griff die Regie­rung der Deutschen Demokratischen Republik diese Fragen auch in ihrer Erklärung zur Abrüstung an die XVIII. Tagung der Voll­versammlung wieder auf und schlug als ersten Schritt ein Mini­malprogramm vor, das den Atomwaffenverzicht beider deutscher Staaten, das Bemühen um einen Nichtangriffsvertrag zwischen den Staaten des Warschauer Vertrages und der NATO sowie eine 
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Verminderung der Militärausgaben beider deutscher Staaten um­faßte. Eine entsprechende Erklärung wurde auch der XIX. Tagung der Vollversammlung übergeben, in der auf die bisherigen Er­klärungen und die Vorschläge an den 18-Staaten-Ausschuß ver­wiesen und die Bereitschaft ausgesprochen wird, einer Verein­barung über die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen bei­zutreten. 
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat schließlich in ihrer Erklärung an die XX. Tagung der Vollver­sammlung zu den Fragen der Abrüstung die außerordentliche Dringlichkeit unterstrichen, einen Vertrag über die Nichtweiter­gabe von Kernwaffen abzuschließen, der jegliche Möglichkeit aus­schließt, daß Staaten, die heute noch keine Verfügungsgewalt über Kernwaffen besitzen, diese auf irgendwelchen Wegen er­halten. Sie begrüßt daher die am 19. November 1965 von der XX. Tagung der Vollversammlung angenommene Resolution »Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen« (A/RES/2028 [XX]). Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik ist bereit, wie bereits in früheren Erklärungen zum Ausdruck gebracht, den Abschluß eines solchen Vertrages über die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen zu unterstützen. 
In einer Erklärung vom 8. Januar 1966 hat sich die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik zu der von der XX. Ta­gung der Vollversammlung beschlossenen »Deklaration über die Unzulässigkeit der Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten und den Schutz ihrer Unabhängigkeit und Souveräni­tät« (A/RES/2131 [XX]) bekannt und, ausgehend von dieser De­klaration der XX. Tagung der Vollversammlung, ihre Auffassung bekräftigt, daß es das unveräußerliche Recht eines jeden Volkes 
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ist, darunter auch des deutschen Volkes, über seine inneren An­gelegenheiten ohne jegliche Einmischung anderer Mächte in Uber­einstimmung mit seinen nationalen Interessen zu entscheiden. Auch der von der Regierung der Deutschen Demokratischen Re­publik im Januar 1966 den Regierungen aller europäischen Staaten übermittelte Vorschlag über die Gewährleistung der euro­päischen Sicherheit steht in voller Übereinstimmung mit den Grundforderungen der Charta der Vereinten Nationen und stellt einen Beitrag zur Verwirklichung der am 21. Dezember 1965 von der XX. Tagung der Vollversammlung angenommenen Resolu­tion »Aktionen auf regionaler Ebene im Hinblick auf die Ver­besserung gutnachbarlicher Beziehungen zwischen den europäi­schen Staaten mit verschiedenen sozialen und politischen Syste­men« (A/RES/2129 [XX]) dar. 
Andere Erklärungen der Regierung der Deutschen Demokrati­schen Republik gegenüber der Vollversammlung bezogen sich auf die Durchsetzung der »Deklaration über die Gewährung der Un­abhängigkeit an die kolonialen Länder und Völker« (A/RES/1514 [XV]), auf die Beseitigung aller Formen der Rassendiskrimi­nierung, auf die Kodifikation der Prinzipien über freundschaft­liche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten sowie auf den Bericht der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung. Als bedeutender Industriestaat und als Transitland ist die Deutsche Demokratische Republik bereit, ihren Beitrag zu den Bemühungen der Organisation der Vereinten Nationen für den wirtschaftlichen Aufstieg der Entwicklungs­länder zu leisten. 
Die Deutsche Demokratische Republik beteiligt sich in dem ihr möglichen Umfang aktiv an der Arbeit zahlreicher Organe und Spezialorganisationen der Vereinten Nationen, wie z. B. der Europäischen Wirtschaftskommission (ECE), der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO), der Weltorganisation für Meteorologie (WMO) und der Weltgesundheitsorganisation (WHO). Es sei auch darauf ver­wiesen, daß die Deutsche Demokratische Republik, ausgehend von den Resolutionen der Vollversammlung und den Beschlüssen des Sicherheitsrates zur Apartheidpolitik der Südafrikanischen Re­publik, bereits im Juni 1963 sämtliche Handels- und Schiffahrts­beziehungen mit der Südafrikanischen Republik abgebrochen und die Apartheidpolitik auf das entschiedenste verurteilt hat. Ebenso hat die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik am 12. November 1965 den rechtswidrigen Staatsstreich des rassisti­schen Regimes in Rhodesien schärfstens angeprangert und sich 
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hinter die Beschlüsse der Organisation der Vereinten Nationen in dieser Frage gestellt. Diese Beispiele sind ein klarer Beweis, daß die Deutsche Demo­kratische Republik in der Lage und gewillt ist, die Verpflichtun­gen der Charta der Vereinten Nationen zu erfüllen und daß sie einen wichtigen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der Ver­einten Nationen zu leisten vermag. 
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik gibt da­her dem Wunsch und der Erwartung Ausdruck, daß ihr Auf­nahmeantrag wohlwollend behandelt und durch die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik in die Organisation der Vereinten Nationen ihr berechtigter Anspruch auf Mitgliedschaft in der Organisation erfüllt wird. 
ANLAGE 4 
Erklärung der Westmächte zum sowjetzonalen UN-Antrag vom 
3. März 1966 
Die Delegationen der Vereinigten Staaten, Frankreichs und Groß­britanniens betonen als Antwort auf die Bekanntgabe einer Bewerbung der sogenannten Deutschen Demokratischen Republik um Aufnahme in die Vereinten Nationen erneut, daß nur die Regierung der Bundesrepublik Deutschland berechtigt ist, im Namen Deutschlands als Vertreter des deutschen Volkes in inter­nationalen Angelegenheiten zu sprechen. Da die sogenannte Deut­sche Demokratische Republik kein Staat ist, hat sie auch keinerlei Recht, in die Organisation der Vereinten Nationen aufgenommen zu werden. 
ANLAGE 5 
Schreiben der Vertreter Frankreichs, Großbritanniens und der Vereinigten Staaten bei den Vereinten Nationen an den Präsi­denten des Sicherheitsrats vom 19. März 1966 
Exzellenz, unter Bezugnahme auf die an Eure Exzellenz und den General­sekretär gerichteten Schreiben bezüglich der sogenannten Deut­schen Demokratischen Republik wünschen die Regierungen Frank­reichs, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten folgendes zu erklären: 
Wie schon im Dreimächte-Kommunique vom 3. März 1966 ausge­führt, ist die Regierung der Bundesrepublik Deutschland die einzige Regierung, die befugt ist, in internationalen Angelegen­

heiten namens des deutschen Volkes zu sprechen. Sie ist ferner die einzige aus freien Wahlen hervorgegangene Instanz in Deutsch­land. 
Die große Mehrheit der Völkergemeinschaft der Welt hat die Anerkennung der sogenannten Deutschen Demokratischen Repu­blik abgelehnt. Keine Sonderorganisation der Vereinten Nationen hat sie zu irgendeiner Form aktiver Teilnahme zugelassen. Für eine Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen, die nach Artikel 4 der Satzung nur Staaten offensteht, kann sie nicht in Betracht kommen. 
In Ubereinstimmung mit den zu Ende des zweiten Weltkriegs ge­schlossenen Ubereinkommen tragen die Regierungen Frankreichs, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten gemein­sam mit der Regierung der Sowjetunion die Verantwortung für die Regelung der deutschen Frage und für die Wiedervereinigung Deutschlands. In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, daß die Regierungschefs Frankreichs, des Vereinigten Königreichs, der Vereinigten Staaten und der UdSSR am 23. Juli 1955 auf der Genfer Konferenz erklärt haben: 
»In Anerkennung ihrer gemeinsamen Verantwortung für die Re­gelung der deutschen Frage und die Wiedervereinigung Deutsch­lands haben sich die Regierungschefs darüber geeinigt, daß die Regelung der Deutschlandfrage und die Wiedervereinigung Deutschlands im Wege freier Wahlen im Einklang mit den na­tionalen Interessen des deutschen Volkes und den Interessen der europäischen Sicherheit erfolgen muß.« 
Die Regierungen Frankreichs, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten sind ihrerseits stets bestrebt gewesen, eine Lösung dieser Frage durch Anwendung des Grundsatzes der Selbstbestimmung zu fördern. Sie werden ihre Bemühungen, dieses Ziel zu erreichen, fortsetzen. Versuche, die sogenannte Deutsche Demokratische Republik als gesonderten Staat zu etablieren, können die Erreichung dieses Ziels nur vereiteln und somit eine friedliche Regelung in Europa erschweren. Wir wären dankbar, wenn Eure Exzellenz veranlassen würden, daß dieses Schreiben als amtliches Dokument in Umlauf gesetzt wird. 
Caradon, Ständiger Vertreter des Vereinigten Königreichs bei den Vereinten Nationen. 
James Roosevelt, Amtierender Ständiger Vertreter der Ver­einigten Staaten bei den Vereinten Nationen. 
Jacques Tine, Amtierender Ständiger Vertreter Frankreichs bei den Vereinten Nationen. 
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ANLAGE 6 
Wortlaut der dem Sicherheitsrat übermittelten Ste l lungnahme der 
sowjet ischen Regierung vom 20. Apri l 1966 zum Aufnahmeantrag 
(UN-Doc . S/7259) 
Zum Antrag der Deutschen Demokratischen Republik an den Sicherheitsrat um ihre Aufnahme in die UNO hält es die Sowjet­regierung für notwendig, folgendes zu erklären: Die Organisation der Vereinten Nationen wird Jahr für Jahr um neue unabhängige Staaten erweitert, deren Völker ihren Beitrag zur Festigung des Systems der internationalen Zusammenarbeit auf der Grundlage der in der Charta verankerten Prinzipien der Gleichberechtigung, der Achtung der Souveränität und der freien Wahl ihres Entwicklungsweges leisten wollen. 
Das Anwachsen der Mitgliederzahl der UNO seit ihrer Gründung auf mehr als das Doppelte ist ein Ausdruck der grundlegenden und wohltuenden Veränderungen in der Welt, denen der Sieg über die Kräfte des Faschismus und der Reaktion im vergangenen Weltkrieg einen mächtigen Impuls gab. Die UNO als eine Organi­sation zur Erhaltung des Friedens und der Sicherheit basiert auf realen Gegebenheiten: Ausgehend vom Prinzip der Universalität gehören ihr verschiedene Staaten an, unabhängig von ihrem sozialen Charakter und den in ihnen herrschenden Ideologien. Eben darin liegen die Möglichkeiten der UNO, als Instrument einer fruchtbaren Zusammenarbeit von Staaten zu wirken; darin ist auch ihre internationale Autorität begründet. Der Antrag der DDR um Aufnahme in die UNO ist ein gesetz­mäßiger Ausdruck der historischen Veränderungen nach dem Kriege, die sich in Europa vollzogen haben. Es gibt kein aggres­sives Deutsches Reich mehr, das die Menschheit in den schwersten Krieg gestürzt hat, es ist im Jahre 1945 unter der Last der von ihm verübten Verbrechen gegen den Frieden und die Mensch­lichkeit zusammengebrochen, und dieses Reich — das kann man mit voller Bestimmtheit sagen — wird es nie wieder geben. Seit mehr als 16 Jahren bestehen im Herzen Europas zwei Staaten — die Deutsche Demokratische Republik und die deutsche Bundes­republik mit eigenen Verfassungen, Parlamenten, Regierungen und zentralen und örtlichen Machtorganen. Sie unterhalten beide umfassende internationale Beziehungen und spielen eine wichtige Rolle im internationalen Leben der Gegenwart. Die Existenz zweier deutscher Staaten ist eine unwiderlegbare Tatsache und bedarf selbstverständlich keiner Sanktionierung seitens irgendwelcher äußeren Kräfte. Bei allem Unterschied der sozialökonomischen Systeme und des außenpolitischen Kurses ist jeder dieser Staaten ein Subjekt des Völkerrechts und ein Rechts­nachfolger des ehemaligen Deutschlands. 
Die Deutsche Demokratische Republik, die konsequent alle sich aus dem Potsdamer Abkommen ergebenden Verpflichtungen erfüllt hat, die es als oberste Aufgabe ihrer Außenpolitik betrachtet, die Auslösung eines neuen Krieges von deutschem Boden aus zu ver­hindern, ist eine starke Bastion des Friedens in Mitteleuropa geworden. Unter den gegenwärtigen Bedingungen kann keine einzige Regierung, kein einziges Land, das am internationalen Leben teilnimmt, umhin, die neue Rolle der DDR als eines souve­ränen Staates in der Weltpolitik, bei der Stabilisierung der Lage auf dem europäischen Kontinent zu berücksichtigen. Um so mehr, als es sich um einen Staat handelt, der nach dem Umfang der Industrieproduktion zu den zehn wirtschaftlich am stärksten entwickelten Ländern der Welt gehört. Laut Artikel 4 der UN-Charta können in die Organisation alle friedliebenden Staaten als Mitglieder aufgenommen werden, welche die in der Charta enthaltenen Verpflichtungen übernehmen und nach Ansicht der Organisation diese Verpflichtungen erfüllen können und wollen. Das ist der einzig rechtmäßige Standpunkt. Er ist zweifellos auch anwendbar bei der Lösung der Frage der Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik, die in jeder Beziehung den Anforderungen der UN-Charta entspricht. Es ist deshalb natürlich, daß das berüchtigte Gerede über das angebliche Recht der deutschen Bundesrepublik, nicht nur die Bevölkerung der Bundesrepublik, sondern auch die Bevölkerung der DDR zu vertreten, bei den Mitgliedstaaten der UNO, die die UN-Charta befolgen und sich für den Frieden einsetzen, kein Ver­ständnis finden kann. 
Das ist ein grundloses und absurdes Gerede. Kein einziger Staat in der Welt hat je ein Volk vertreten, auf das sich die Jurisdiktion des betreffenden Staates nicht erstreckt, und kann es auch nicht tun. Nebenbei gesagt gibt es in der Verfassung der deutschen Bundesrepublik Artikel, wonach ihre Staatsorgane in den inter­nationalen Beziehungen nur die Bundesrepublik und sonst nie­manden vertreten. 
In den Pariser Abkommen, die im Jahre 1954 von den USA, Großbritannien, Frankreich und der deutschen Bundesrepublik unterzeichnet wurden, ist eindeutig festgelegt, daß die Staats­macht der Bundesrepublik auf ihrem eigenen Bundesterritorium ausgeübt wird. 
Es liegt klar auf der Hand, daß es den Regierungen der Länder, 

die Beziehungen zu den deutschen Staaten unterhalten, gar nicht in den Sinn käme, über Bonn nicht nur mit der Bundesrepublik, sondern auch mit der DDR zu tun zu haben. Die Deutsche Demo­kratische Republik hat ihre eigenen internationalen Abkommen, einschließlich solcher, aus denen klar hervorgeht, daß ihre Staats­grenzen unantastbar und unveränderbar sind. 
Wenn diese oder jene Staaten — welche auch immer — in der UNO Ansprüche erheben, die Bevölkerung auch anderer Länder zu vertreten, so bedeutet das einen Verstoß gegen die Grund­prinzipien der UNO. Im gegebenen Fall handelt es sich aber auch noch um Versuche, die revanchistischen Ambitionen bestimmter Kreise der deutschen Bundesrepublik, die Verbündeter einiger Westmächte im militärisch-kolonisatorischen Block der NATO ist, auf irgendeine Weise zu befriedigen. 
Die Sowjetunion muß solche Versuche zurückweisen. Sie geht davon aus, daß es schädlich und gefährlich ist, solche widerrecht­lichen Ansprüche der herrschenden Kreise der deutschen Bundes­republik zu unterstützen. Das würde bedeuten — gewollt oder ungewollt —, zur Verschärfung der internationalen Spannung beizutragen und gerade jene aggressiven Kräfte in der deutschen Bundesrepublik anzuspornen, die für eine gewaltsame Verände­rung der bestehenden Grenzen in Europa sind. Man muß auch bedenken, daß die Deutsche Demokratische Republik ihren Antrag um Aufnahme in die UNO unter voller Berücksichtigung eben der Tatsache gestellt hat, daß auf dem Territorium des ehemaligen Reiches zwei selbständige Staaten entstanden sind und sich ent­wickeln. 
Wie in dem unter den Mitgliedern der UNO verbreiteten Memo­randum der DDR betont wird, würde die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik und eventuell der deutschen Bundes­republik in die Organisation der Vereinten Nationen — bei allen Vorbehalten hinsichtlich dessen, daß die Politik der Bundes­republik den Zielen und Prinzipien der UN-Charta nicht ent­spricht — zur notwendigen Verständigung zwischen beiden deut­schen Staaten und damit zu ihrer allmählichen Annäherung bei­tragen. In der Tat, wenn sich jemand gegen die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik oder auch der beiden deutschen Staaten in die UNO wendet, so richten sich solche Einwände letzten Endes auch gegen deren Annäherung. Von welcher Seite man demnach auch immer an die Frage der Aufnahme der DDR in die UNO herangeht: Alles zeigt, daß eine positive Lösung dieser Frage und die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik in die Organisation der Vereinten Nationen den Prinzipien und Zielen der UNO, der Festigung des Friedens und der Entwicklung einer gleichberechtigten Zu­sammenarbeit zwischen den Staaten entsprechen. Unter Berück­sichtigung all dessen unterstützt die Sowjetunion voll und ganz den Antrag der Deutschen Demokratischen Republik um Auf­nahme in die UNO. 

ANLAGE 7 
Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, Dr. Erich Mende, kommentierte am 12. März 1966 über den Sender RIAS-Berlin den Aufnahmeantrag Ulbrichts als Mißachtung der UN-Charta wie folgt: 
Verehrte Hörerinnen und Hörer in Mitteldeutschland und Ost­berlin! Ein Ereignis, das Sie in Mitteldeutschland und uns in der Bundes­republik in gleicher Weise berührt, macht in diesen Tagen in der Presse Schlagzeilen. Wie Sie wissen, hat der polnische Botschafter bei den Vereinten Nationen am 1. März dem Generalsekretär der UNO, U Thant, ein Schreiben Ulbrichts übergeben, in dem be­antragt wird, die sogenannte »Deutsche Demokratische Republik« in die Vereinten Nationen aufzunehmen. Dem Schreiben war ein umfangreiches Memorandum beigefügt, das merkwürdigerweise in den Zeitungen Mitteldeutschlands bis heute noch nicht ver­öffentlicht worden ist. Auch über die Behandlung dieses Antrags wurde die mitteldeutsche Bevölkerung bisher nur unzureichend informiert, vor allem wurde ihr die Erklärung der drei West­mächte vom 3. März vorenthalten. Sie hat folgenden Wortlaut: »Die Delegationen der Vereinigten Staaten, Frankreichs und des Vereinigten Königreichs wiederholen in Erwiderung auf die Be­kanntgabe eines Antrags der sogenannten >Deutschen Demokra­tischen Republik* auf Aufnahme in die Vereinten Nationen, daß nur die Regierung der Bundesrepublik Deutschland berechtigt ist, als Vertreter des deutschen Volkes in internationalen An­gelegenheiten für Deutschland zu sprechen. Da die sogenannte >Deutsche Demokratische Republik* kein Staat ist, hat sie über­haupt kein Recht, zu der Organisation der Vereinten Nationen zugelassen zu werden.« 
Da nach Artikel 4 Abs. 2 der Charta der Vereinten Nationen die Aufnahme eines neuen Mitglieds auf Empfehlung des Sicher­heitsrats durch Beschluß der Generalversammlung erfolgt, die drei Mächte als ständige Mitglieder des Sicherheitsrats das Auf­nahmegesuch durch ihr Veto jedoch jederzeit zu Fall bringen 
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können, steht bereits jetzt fest, daß Ulbrichts Antrag keinerlei Aussicht hat, angenommen zu werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist zwar Mitglied aller Sonder­organisationen der Vereinten Nationen und am Sitz der Organi­sation durch einen Beobachter im Rang eines Botschafters ver­treten, besitzt aber nicht die Vollmitgliedschaft und hat diese auch nicht beantragt. Weshalb hat sich die Bundesrepublik bisher nicht um Aufnahme in die Weltfriedensorganisation bemüht? Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet in seiner Präambel alle Deutschen und damit die Bundesregierung im besonderen, politische Lösungen für die Wiederherstellung der Einheit und Freiheit Deutschlands zu suchen. Diese Bemühungen konzentrieren sich auf die Forderung nach Gewährung des Rechts auf Selbstbestimmung für das ganze deutsche Volk. Die völker­rechtliche Definition des Rechts auf Selbstbestimmimg umfaßt nach einem Beschluß des III. Ausschusses der Vollversammlung der Vereinten Nationen vom 29. November 1955 und dem § 2 der Erklärung über die Zuerkennung der Unabhängigkeit an Kolonial­gebiete und -Völker vom 14. November 1960 die Befugnis eines Volkes, »seinen politischen Status frei zu bestimmen und seine wirtschaftliche, gesellschaftliche und kulturelle Entwicklung un­gehindert zu verfolgen«. 
In der Resolution Nr. 1514 vom 15. Dezember 1960 der Vereinten Nationen wird in Ziffer 6 ausgeführt: »Jeder Versuch, die na­tionale Einheit und die territoriale Integrität eines Landes ganz oder teilweise zu zerbrechen, ist mit den Zielen und Grund­sätzen der Satzung der Vereinten Nationen unvereinbar.« Das Völkerrecht kennt als Träger des Selbstbestimmungsrechts ausschließlich die Völker in ihrer Gesamtheit. Das deutsche Volk als Träger des Selbstbestimmungsrechts und die deutsche Staats-nation als Träger des territorialen Besitztitels am Gesamtterri­torium des deutschen Staates sind auf Grund der fortwährenden rechtlichen Existenz des Deutschen Reiches identisch. Jede Hand­lung, die darauf gerichtet ist, einen Teil des vom deutschen Volk bewohnten Territoriums vom Gesamtterritorium ohne die Zu­stimmung der Mehrheit des Gesamtvolkes abzutrennen, ist dem­entsprechend völkerrechtswidrig. 
Die Bundesregierung hat mit voller Unterstützung durch ihre Verbündeten s t e t s d a s Recht in Anspruch genommen, als einzige freigewählte deutsche Regierung im internationalen Bereich auch für die Deutschen zu sprechen und zu handeln, denen die Aus­übung des Selbstbestimmungsrechts gegenwärtig versagt ist. Wie ernst die Bundesrepublik diesen Anspruch nimmt, ergibt sich daraus, daß sie bisher keinen Antrag auf Aufnahme in die Ver­einten Nationen gestellt hat. Das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes ist unteilbar! Die Bundesregierung ist sich mit allen drei Parteien des Deutschen Bundestags darin einig, daß diesem Grundsatz mit allen rechtlich möglichen und vertretbaren Mitteln Geltung verschafft werden muß. 
Daraus ergibt sich folgerichtig, daß Ulbrichts Aufnahmeantrag in die Vereinten Nationen eine weitere Vertiefung und Verfesti­gung der Teilung Deutschlands zum Ziel hat. Seine Zurück­weisung durch die Westmächte entspricht deshalb den wahren Interessen des gesamten deutschen Volkes und dem Völkerrecht! Die Charta der Vereinten Nationen bestimmt ferner, daß nur >Staaten< Mitglieder werden können. Die Menschenrechtskom­mission der Vereinten Nationen hat am 21. April 1952 festgestellt: »Alle Völker und alle Nationen haben das Recht der Selbstbestim­

mung, das heißt das Recht, ihren politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Status frei zu bestimmen.« Diese Formulierung entspricht dem demokratischen Prinzip des Selbstbestimmungsrechts im geltenden Völkerrecht. Das be­deutet, daß heute der Staatsbegriff nicht lediglich durch die Elemente Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsgewalt bestimmt wird, sondern daß die Gebietsherrschaft auf der Übereinstimmung mit dem Volkswillen beruhen muß. Die Funktionäre in Mitteldeutsch­land haben es bis heute nicht gewagt, sich freien Wahlen zu unter­werfen. Deshalb ist die Feststellung in der Erklärung der drei Westmächte, daß »die sogenannte >Deutsche Demokratische Repu­blik* kein Staat« ist, nicht nur politisch, sondern auch völkerrecht­lich begründet. 
In seinem vom 28. Februar 1966 datierten Schreiben an den Generalsekretär der Vereinten Nationen hat Ulbricht erklärt, daß »die Deutsche Demokratische Republik« bereit ist, die in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Verpflichtungen an­zunehmen und gewissenhaft zu erfüllen. 
In der »Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte« der UNO-Generalversammlung vom 10. Dezember 1948, die für alle Mit­gliedstaaten verbindlich ist, heißt es zum Beispiel: »Jeder Mensch hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person« (Art. 3). - Die Grundrechte sind in Mitteldeutschland nur theore­tisch gesichert. In der Praxis werden sie täglich dem Grundsatz »Die Partei hat immer recht« geopfert. 
»Jeder Mensch hat in voller Gleichberechtigung Anspruch auf ein der Billigkeit entsprechendes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht« (Art. 10). - In Mitteldeutschland dagegen sind die Gerichte völlig von der SED abhängig und haben parteilich nach klassenkämpferischen Prin­zipien Urteile zu fällen, wie der Zonenjustizminister Hilde Ben­jamin mehrmals erklärte. 
»Jeder Mensch hat das Recht auf Freizügigkeit. Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen sowie in sein Land zurückzukehren« (Art. 13). - Die Wirklichkeit in Mitteldeutschland: Vom 13. August 1961 bis heute wurden 133 Menschen an der Mauer und der Demarkationslinie ermordet, nur weil sie von Deutschland nach Deutschland wollten. »Jeder Mensch hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit« (Art. 18). - Der diabolische Befehl, der die Grenzsoldaten zwingt, auf unschuldige Menschen zu schießen, zeigt, wie z. B. die Gewissensfreiheit in Mitteldeutschland ge­achtet wird. 
»Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung« (Art. 19). - Die sowjetzonale Justiz bedroht dagegen jeden, der sich kritisch über die Verhältnisse in Mitteldeutschland, insbe­sondere über die herrschende SED, äußert, mit hohen Strafen. Wissenschaftler wie z. B. Professor Havemann oder Künstler wie Biermann und Heym werden gemaßregelt, wissenschaftlich rui­niert und verfemt. 
Vergleicht man die Wirklichkeit in Mitteldeutschland, wie sie sich in der Verweigerung der einfachsten menschlichen Grundrechte dokumentiert, mit der in der Charta niedergelegten Zielsetzung der Vereinten Nationen, so erweist sich die Erklärung Ulbrichts als eine Mißachtung und Verhöhnung der Vereinten Nationen. Der Antrag des kommunistischen Zwangssystems kann daher nur entschieden zurückgewiesen werden, wenn die Vereinten Nationen es mit ihren eigenen Grundsätzen und den Interessen des deut­schen Volkes ernst meinen. 

Die Bedeutung der Beobachter-Nationen für die Vereinten Nationen 

Beobachter-Nationen sind Staaten, die zwar nicht Mitglieder 
der UN sind, aber an deren Hauptsitz in New York ständige 
Beobachtermissionen unterhalten. Chef der Deutschen Be­
obachtermission ist Botschafter Sigismund von Braun. Die 
Beobachter-Nationen haben für die UNO eine sehr reale Be­
deutung. Das zeigt der nachstehende Beitrag. Er ergab sich 
als eigenständiger Teil einer größeren Untersuchung über die 
Beobachter-Nationen, die der Autor mit Unterstützung des 
Hanover College Research Fünd gemacht hat und die dem­
nächst in der bekannten amerikanischen Zeitschrift >Inter-
national Organization< veröffentlicht werden wird. 
Viel ist in den letzten Jahren über die Finanzprobleme der 
Vereinten Nationen geschrieben worden. Diese Probleme 
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entstanden durch die Weigerung gewisser Mitglieder, sich 
an der Bezahlung der friedenserhaltenden Operationen der 
Vereinten Nationen im Nahen Osten und im Kongo zu betei­
ligen. Wenig Aufmerksamkeit schenkte man demgegenüber 
einer positiveren Seite der Finanzlage der Organisation: 
der Unterstützung nämlich, die eine Gruppe von Nationen, 
die nicht einmal Mitglieder der UNO sind, gewährte. 
Diese Länder sind die Beobachter-Nationen: nämlich vier 
Länder1, die, obwohl keine Mitglieder der Weltorganisation, 
ständige Vertretungen bei ihr unterhal ten. Sie gelten als 
>Quasi-Mitglieder<, weil sie praktisch alle Privilegien der 
Mitgliedschaft, außer Rede- und Stimmrecht in den offiziellen 
Sitzungen der UNO-Organe, genießen. Eines von ihnen, die 
Schweiz, ist Nichtmitglied, weil es seinen neutralen Status 
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wahren möchte, während den anderen drei, der Bundesrepu­
blik Deutschland, der Republik Korea und der Republik 
Vietnam, die weltpolitische Lage den Weg zur Mitgliedschaft 
versperrt . 
Diese Beobachter-Nationen, die mit den Vereinten Nationen 
Beziehungen unterhalten, die sich im wesentlichen allmählich 
entwickelten und die nicht so sehr das Ergebnis bewußter 
Planung sind, machen ihre finanziellen Zuwendungen an die 
UNO: 1. zu dem ordentlichen Etat der Weltorganisation, 
2. zu den ordentlichen Etats der Sonderorganisationen und 
3. zu Sonderprojekten: 
1. Bei diesen Leistungen handelt es sich um ordentliche 
Pflichtbeiträge aufgrund bestehender ordentlicher Mitglied­
schaft der Beobachter-Nationen in bestimmten Organen der 
UNO. Der Beitrag wird in diesen Fällen von der General­
versammlung nach Prozenten am Etat festgelegt. So hat te die 
Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1962-1964 für ihre 
Mitgliedschaft in der Wirtschaftskommission der UN für 
Europa, im Amt für internationale Rauschgiftkontrolle und 
in der Internationalen Behörde für die Todeserklärung ver­
mißter Personen 5,7 vH der anfallenden Kosten zu zahlen. 
Die Republik Korea hat te 0,19 vH für die Etats der Rausch­
giftkontrolle und der Wirtschaftskommission der UN für 
Asien und den Fernen Osten zu leisten; die Schweiz 0,95 vH 
der Kosten für Rauschgiftkontrolle und für den Internat iona­
len Gerichtshof; die Republik Süd Vietnam 0,23 vH für die 
Rauschgiftkontrolle und für die Mitgliedschaft in der Wirt­
schaftskommission für Asien und den Fernen Osten2. 
2. Auch bei dieser Gruppe handelt es sich u m Pflichtbeiträge 
aufgrund bestehender Mitgliedschaften. Die Sonderorganisa­
tionen der UNO haben eigene Etats. Alle Beobachter-
Nationen sind zumindest Mitglied einer Sonderorganisation. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist Vollmitglied aller Son­
derorganisationen wie der ILO (Internationale Arbeitsorga­
nisation), WHO (Weltgesundheitsorganisation), FAO (Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation), UNESCO (Organisa­
tion der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur) usw. 
3. Die Sonderprojekte der UNO bieten den Beobachter-
Nationen eine dri t te Möglichkeit, die Organisation durch die 
Leistung finanzieller Beiträge zu unterstützen. In diesen 
Fällen handelt es sich um freiwillige Zuwendungen. Viel­
leicht war das eindrucksvollste Beispiel für derartige P ro ­
jekte die Ausgabe von UNO-Schuldverschreibungen. Sie 
wurden den Regierungen mit dem Ziel angeboten, die Kosten 
für die friedenserhaltenden Operationen im Nahen Osten 
und im Kongo zu decken. Bereitwillig folgten die Beobachter-
Nationen diesem Appell: der Bericht vom Jahresende 1962 
wies bindende Zusagen und Käufe von 10 Millionen Dollar 
durch die Bundesrepublik Deutschland, von 400 000 Dollar 
durch die Republik Korea, von 10 000 Dollar durch die 
Republik Südvietnam und von 1900 000 Dollar durch die 
Schweiz aus. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat für solche Sonderpro­
gramme sehr bemerkenswerte Beiträge geleistet. Seit März 
1964 hat sie für jede Drei-Monatsperiode der UNO-Friedens-
operationen auf Zypern 500 000 Dollar beigetragen, 625 000 
Dollar erhielt die UNESCO für die Verlegung des ägyptischen 
Kalabasha-Tempels, der durch den Assuan-Staudamm be­
droht wurde, 4 050 000 Dollar der Kongo-Fonds, und schließ­
lich hat die Bundesrepublik stets großzügig das Weltkinder-
hilfswerk, UNICEF, die beiden Flüchtlingsprogramme, das 
Welternährungsprogramm, die Technische Hilfe und den 
Sonderfonds finanziell unterstützt. Die bindende Zusage der 
Bundesrepublik im Jah re 1966 für das Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen, das seit Beginn dieses Jahres die 
Zusammenfassung des früheren Erweiterten Programms für 
Technische Hilfe und des Sonderfonds bildet, beziffert sich 
auf 9 000 000 Dollar, eine Zusage, die nu r noch durch die Ver­

pflichtungen der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und 
Schwedens übertroffen wird. 
Das jüngste Projekt, das mit der UNO in Verbindung steht 
und für das zu freiwilliger finanzieller Unterstützung aufge­
rufen wurde, ist die Asiatische Entwicklungsbank, das Er ­
gebnis einer Konferenz, die 1965 unter der Schirmherrschaft 
der UNO-Wirtschaftskommission für Asien und den Fernen 
Osten stattfand. Zu den Zeichnern zugunsten dieses Projekts 
gehören die Beobachter-Staaten. Die Bundesrepublik Deutsch­
land, eines der zwölf Länder außerhalb dieser Region, die 
zur Bereitstellung von Kapital für die Bank aufgefordert 
wurden, sagte 34 Millionen Dollar oder fast ein Zehntel des 
Betrages, der von diesen zwölf Staaten erwarte t wurde, zu. 
Zwei andere Beobachter-Staaten, die Republik Vietnam 
und die Republik Korea, sind unter den 19 asiatischen 
Staaten, die der Bank Kapital gaben. Südvietnam bot, was 
man hervorheben darf, eine Zeichnung an, die 5 Millionen 
Dollar höher liegt als die 7 Millionen Dollar, die die Bank-
Charta für dieses Land festgelegt hatte. 
Wenn auch die bisher beschriebene finanzielle Unterstützung 
die greifbarste Methode ist, mit der die Beobachter-Länder 
ihren Beitrag für die UNO leisten, so ist dies doch nicht der 
einzige Weg, über den diese Staaten die Organisation unter ­
stützen. Erwähnt werden muß z. B. der immaterielle, aber 
reale Vorteil, der darin besteht, daß sie mithelfen, die Orga­
nisation in ihrer Zusammensetzung noch universaler zu 
machen. Das ist von nicht geringer Bedeutung, denn wenn 
die UNO wirksam als ein Vermittler zwischen den verschie­
denartigen Interessen und als ein Koordinator der Aktionen 
der Regierungen auftreten soll, dann muß sie so universal 
wie nur möglich sein. 
Die politischen Probleme bilden ein weiteres Gebiet, auf dem 
die Beobachter-Nationen der UNO eine wertvolle Unterstüt­
zung geben. Drei der Beobachter-Länder liegen in politischen 
Räumen, die durch den Zweiten Weltkrieg und die Nach­
kriegszeit geteilt wurden: die ungeregelten Verhältnisse im 
früheren Deutschland, in Korea und in Vietnam wurden die 
Ursache ernster politischer Probleme, denen sich die Regie­
rungen der ganzen Welt seit Bestehen der UNO gegenüber­
sahen. Diese Probleme haben nicht immer den Weg auf die 
Tagesordnungen der UNO gefunden. Aber ob die UNO-
Organe nun offiziell mit ihnen befaßt waren oder nicht: es 
war für die Mitglieder der UNO und auch für das UN-
Sekretariat immer von Nutzen, über Kontakte mit den West­
deutschen, den Südkoreanern und Südvietnamesen durch 
ihre Beobachtermissionen bei der UNO verfügen zu können. 
Es ist außerdem offenkundig, daß mehrere Beobachter-
Nationen in der internationalen Politik eine Position inne­
haben, die ihre Ansichten zu anderen Weltproblemen bedeu­
tungsvoll machen. Es ist daher nützlich, daß die Regierungen 
dieser Staaten bei der UNO vertreten sind und an dem viel­
fältigen Meinungsaustausch, der dort stattfindet, teilnehmen. 
Die politisch neutrale Position einer Beobachter-Nation, der 
Schweiz, ermöglichte die Leistung einiger besonderer Dienste 
für die UNO, für die andere Mitglieder der Organisation nicht 
in Frage kamen. Als der Sicherheitsrat 1956 z. B. beschloß, 
eine Friedensstreitmacht nach Ägypten zu entsenden, sah sich 
Generalsekretär Hammarskjöld vor die Notwendigkeit ge­
stellt, die Schweiz um die Bereitstellung von Luft transport­
mitteln zu ersuchen, da der Einsatz von Flugzeugen anderer 
Staaten von den Parteien des Konflikts abgelehnt wurde. Die 
Schweiz reagierte positiv auf dieses Ersuchen. 
Es gibt noch eine andere Art der Neutralität, die es gewissen 
Beobachter-Ländern ermöglicht, einen Beitrag zu den politi­
schen Bemühungen innerhalb der UNO zu leisten. Da sie in 
den UNO-Sitzungen keine Reden halten und nicht abst im­
men dürfen, schaffen sich die Beobachterregierungen weniger 
leicht Feinde als die Mitglieder, die zu jedem Problem, das 
der Organisation vorliegt, Stellung nehmen müssen. Daher 
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»können wir«, wie es ein Diplomat eines Beobachter-Staates 
einmal formulierte, »mit fast jedem sprechen und nahezu j e ­
der kann mit uns sprechen: an diese Gespräche sind keine 
Bedingungen geknüpft«. Nach seiner Meinung hat die Ten­
denz der Diplomaten, freimütiger mit dem Personal seiner 
Mission zu sprechen, dazu geführt, daß dieses größere politi­
sche Kenntnisse erlangen konnte, als es sonst möglich ge­
wesen wäre; und im Bereich der politischen Tätigkeit der 
UNO gibt es viele Möglichkeiten, in denen politisch kenntnis­
reiche Personen nützlich sein können. 
Von diesem Element des Nützlichen sprach einmal einer der 
UNO-Generalsekretäre, als er mit folgenden Worten die Be­
ziehungen der Beobachter-Länder zu den Vereinten Nationen 

Ein Prä-Investment-Plan 
Prä-Investment-Pläne sind von außerordentlicher Bedeutung 
für die wirtschaftliche Entwicklung der Entwicklungsländer. 
Es handelt sich um exakte Untersuchungen und die sich aus 
ihnen ergebenden Pläne darüber, ob und wie Großprojekte 
realisiert werden sollten. Sie schaffen die Unterlagen, auf­
grund deren sich die Großinvestoren wie Weltbank oder 
Staatengruppen entscheiden, ob sie den Bau der Projekte 
übernehmen und ausführen wollen. - Der nachstehende Bei­
trag veranschaulicht Sinn, Entstehung und Durchführung eines 
solchen Prä-Investment-Plans. Der Verfasser hat die Ent­
wicklung an Ort und Stelle selbst wiederholt beobachten 
können. 

»Sie sind der erste Besucher. Gestern haben wir unsere Bau­
baracke aufgeschlagen. Nächste Woche beginnen wir mit den 
Vorarbeiten zum Bau des Hafens. Kommen Sie, ich zeige 
Ihnen die Pläne.« 
Das war im Jah re 1954, 30 km östlich von Accra, der Haupt ­
stadt Ghanas, das damals als britische Kronkolonie noch 
Goldküste hieß. Hinter mir konnte man zwischen den im 
Winde sich wiegenden Palmen ein paar strohgedeckte Hütten 
erkennen: die primitiven Behausungen der Fischer. Vor mir 
schlug im blendenden Glast der Tropensonne Welle auf 
Welle an den Strand. 
Heute, zwölf J a h r e später, ist aus dem damals knapp 1500 
Seelen zählenden Fischerdorf die moderne Stadt Tema mit 
70 000 Einwohnern geworden. In dem 1961 fertiggestellten 
Hafen wurden 1964 mehr Tonnen umgeschlagen als in 
Takoradi, dem bis dahin einzigen Hafen des Landes: hier 
2 123 000 t, dort 2 472 000 t. Gegenwärtig können in Tema 
sechs Schiffe ankern. Vorgesehen sind Quaianlagen für zwölf 
Hochsee-Dampfer. Ladeplätze für öltanker und Lagermög­
lichkeiten für Rohöl sind im Bau. Die Stadt selbst streckt 
sich nach Norden und dehnt sich nach Osten wie Westen aus. 
Hier entstehen neben Lagerräumen und Transportunterneh­
men Fabriken, in denen die Erzeugnisse des Landes ver ­
arbeitet werden. 
Aber alles ist erst am Anfang, zumal da Ghana von Natur 
aus ein reiches Land ist. Es ist mit einem Drittel an der 
Welterzeugung des Kakao beteiligt. Aber auch die Ausfuhren 
Ghanas an Holz (Mahagoni), Gold, Diamanten, Mangan und 
Bauxit sind zum Teil nicht nur für die eigene Volkswirt­
schaft, sondern wie Mangan und Diamanten zugleich für die 
Weltwirtschaft unentbehrlich. Anstrengungen, die landwir t ­
schaftliche Erzeugung zu intensivieren und zu diversifizieren, 
haben erste Erfolge beim Anbau von Zuckerrohr, Ananas, 
Kaffee, Kopra und Gemüse gebracht. 
Das rasch aufstrebende Metropolitan-Gebiet 
Doch erst vor wenigen Jahren konnte die Regierung begin­
nen, die landwirtschaftlichen und industriellen Möglichkeiten 

so umriß: »Sie haben keinen rechtlichen Platz hier, aber sie 
sind hier, und wir nutzen sie, wenn wir können.« 
Schon dieser kurze Überblick zeigt, daß die Möglichkeiten 
dieser Staaten, den Vereinten Nationen in materieller und 
immaterieller Weise zu helfen, zahlreich sind, was auch für 
die Staaten galt, die früher den Beobachterstatus bei den Ver­
einten Nationen innehatten, später dann Mitglied wurden. 
Aus diesem Grunde ist keine Beurteilung der Tätigkeit der 
Vereinten Nationen in Vergangenheit und Gegenwart voll­
ständig, wenn nicht auch die Beiträge für die Existenz und 
die Tätigkeit der UNO gewürdigt werden, die ihre »nicht­
stimmberechtigten Mitglieder«, die Beobachter-Länder, ge­
leistet haben und leisten. (Aus dem Englischen) 

DR. M A R K U S TIMMLER 

systematisch zu nutzen, und erst jetzt kann an eine umfang­
reiche wirtschaftliche Entwicklung gedacht werden, nachdem 
Anfang 1965 der Volta-Damm bei Akosombo, 70 km nördlich 
von Tema, fertiggestellt und die erste Turbine mi t einer 
Leistung von 128 000 kW am 30. August 1965 angelassen 
wurde. Ende 1966 wird dem Land eine hydro-elektrische 
Kapazität von 968 MW zur Verfügung stehen. Damit ist 
dann auch die Energiegrundlage gegeben, an der es bisher 
gefehlt hat. 
Aber dieses rasch aufstrebende Tema ist Vorort geblieben, 
Vorort der sich noch rascher entwickelnden Haupts tadt 
Accra. Hier ist die Bevölkerung in den zehn Jahren seit der 
Unabhängigkeit (6. 3.1957) von 136 000 auf zur Zeit 540 000 
gewachsen. Doch damit nicht genug. In den Strudel der Ver­
städterung ist auch das zwischen Accra und Tema gelegene 
Gebiet hineingezogen worden. In diesem schmalen, rund 
40 km langen und 10 km tiefen Küstenstreifen, neuerdings 
Metropolitan-Gebiet genannt, gibt es gegenwärtig drei Dör­
fer. Aber schon siedelt sich hier eine ständig wachsende 
Zahl von Arbeitern, Beamten, Fabriken und Ausbildungs­
stätten aller Ar t an. Man kann die Zeit absehen, da dieses 
ganze Gebiet ein einziges Wirtschafts-, Verwaltungs-, Regie-
rungs- und Ausbildungszentrum, da es das Herzstück eines 
sich wirtschaftlich und sozial rasch entwickelnden Landes ist. 
Auf dieses stürmische Wachstum waren jedoch die öffentlichen 
Einrichtungen weder vorbereitet, noch konnten sie dem zu­
nehmenden Bedürfnis ohne weiteres angepaßt werden. Auch 
sie müssen sorgfältig geplant werden. Das gilt insbesondere 
im Hinblick auf die Versorgung mit einwandfreiem Wasser 
für Menschen, Tiere und Industrie, sowie auf die Vorkeh­
rungen zur Abführung des gebrauchten Wassers. Die zur 
Zeit vorhandenen Einrichtungen entsprechen schon längst 
nicht mehr an Kapazität, hygienischer Überwachung und Ver­
waltung den Bedürfnissen. Für die Wasserversorgung wird 
bis Ende 1966/Anfang 1967 Abhilfe geschaffen sein. Dann 
wird nämlich bereits die erste Etappe eines 1959 begonnenen 
und Ende 1965 vollendeten Planes verwirklicht sein. 
Beginn der Vorbereitungen 
Zugleich wird damit aber auch eine höchst kritische Lage 
durch das Fehlen jeder Kanalisation zur Beseitigung der 
Abwässer geschaffen. Wohin mit den riesigen gebrauchten 
Mengen Wassers? Wer von München nach Hamburg und 
zurück fahren will, muß nicht nur für die Hinfahrt bezahlen, 
er muß auch eine Rückfahrkarte kaufen. Ähnliches gilt für 
das Wasser. Hier hieß und heißt es, Versäumtes schleunigst 
nachzuholen. Aber nicht nur das. Wenn in Ghana die stür­
mische wirtschaftliche Entwicklung der letzten zehn Jah re 
anhält, und es gibt insbesondere nach der Militärrevolte vom 
24. Februar 1966 Anzeichen dafür, würde das Land in fünf 
Jahren auch hinsichtlich der Versorgung mit einwandfreiem 
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Wasser wieder vor den gleichen Schwierigkeiten wie noch 
vor wenigen Monaten stehen. 
»Eigentlich hatten wir schon am Tage unserer Unabhängig­
keit (1957) das Gefühl, wir müßten die Wasserverhält­
nisse in unserem Lande einmal gründlich untersuchen las­
sen«, erklärte mir der erste Ingenieur des Ministeriums für 
Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten, das bis vor wenigen 
Monaten für die Wasserversorgung Ghanas zuständig war. 
»Es wurde dann aber doch Dezember 1959, bis wir an die 
WHO (Weltgesundheitsorganisation der Vereinten Nationen) 
einen entsprechenden Antrag stellten, und es dauerte weitere 
neun Monate, bis am 7. Oktober 1960 drei Fachleute in Accra 
eintrafen. Sie sollten sich im ganzen Lande über die Wasser­
verhältnisse unterrichten und der Regierung über ihre Fest­
stellungen berichten. Wir hat ten dieses Ansuchen an die 
WHO im Hinblick auf eine umfassende Planung der Wasser­
versorgung Ghanas gestellt. Von diesem Bericht erwarteten 
wir insbesondere Aufschluß 
1. über die technischen Notwendigkeiten, 
2. über die Errichtung einer Behörde für Wasser und Ab­

wasser und 
3. über die etwaigen Kosten der aufgrund eines Prä-Invest­

ment-Planes zu errichtenden Anlagen.« 
Zu jener Zeit, also im J a h r e 1960, hat ten ungefähr 2,5 vH 
der damals 6,7 Millionen zählenden Bevölkerung Wasser im 
Haus, 13,5 vH holten es aus öffentlichen Leitungen (Stand-
Pipes), und 84 vH hat ten keine einwandfreie Versorgung. 
Sie holten ihr Wasser aus Teichen, Flüssen oder Brunnen. 
Viele Frauen verließen abends das Haus, gingen 10 bis 15 
Kilometer und kehrten morgens erschöpft mit einem Eimer 
Wasser auf dem Kopf zurück, das zudem bisweilen völlig 
verseucht war. 
Die häufigsten Krankheiten, die ihren Ursprung im unreinen 
Wasser haben, sind Hakenwürmer, Bilharziose, Dysenterie 

Ein neuer Anwärter auf die Mitgliedschaft in der UNO ist Guyana. 
Nach Er langung der Unabhängigkeit am 26. Mai bean t rag te das Land 
sofort die Aufnahme in die Vereinten Nationen. 

GUYANA Fläche: 214970qkm I Bevölkerung: 650000 
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und Malaria. Im Jahre 1958 starben allein in den Kranken­
häusern von Accra an solchen Infektionen 2937 Personen. 
Davon waren 1217 Kinder unter vier Jahren ; das sind 
41,43 vH. Demgegenüber: Bevor Japan seine Wasserversor­
gung geordnet hatte, starben von 100 Menschen 14 an diesen 
Krankheiten, heute sind es nur noch 0,1. 
Der Antrag wird gestellt 
Ohne den Bericht der WHO abwarten zu können, sah die 
Regierung von Ghana sich angesichts der drängenden Um­
stände gezwungen, die bestehenden Wasserstellen, so gut es 
ging, auszubauen und technisch zu verbessern. Dafür setzte 
sie im zweiten Fünf jahresplan (1959 bis 1963) 20 Mill. Ghana-
Pfund (1 G£ = 11,22 DM) ein. 
Im Januar 1961 lag dann auch der Bericht des WHO-Aus-
schusses vor. In zehn Kapiteln gab er einen Überblick über 
die bestehenden Einrichtungen für die Wasserversorgung, 
für die Abwässer, über die diesbezügliche Gesetzgebung, 
sowie Empfehlungen für den Ausbau der gegenwärtigen 
Organisation angesichts der zukünftigen Bedürfnisse und für 
die Errichtung einer eigenen Körperschaft für Wasser und 
Abwässer nebst einer eingehenden Begründung aller Vor­
schläge. Schließlich enthielt der Bericht auch Empfehlungen, 
wie die gemachten Vorschläge nach Auffassung dieser drei 
Fachleute am zweckmäßigsten in die Tat umgesetzt werden 
könnten. 
Dieser Bericht war die Grundlage für eine systematische 
Planung, die sich aus zwei einander ergänzenden Teilen 
zusammensetzt, dem sogenannten Prä-Investment-Plan und 
dem Plan für die eigentlichen Investitionen, das heißt für 
den Bau der Anlagen. 
Von dem Prä-Investment-Plan, der, wie auch der Name 
besagt, der Investition vorausgeht, handelt dieser Beitrag. 
Der Prä-Investment-Plan ist von den beiden Teilen, die, wie 
gesagt, schließlich ein Ganzes bilden, der wichtigere, weil er 
alle technischen, geographischen, chemischen, ethnographi­
schen, hydrologischen, organisatorischen sowie finanziellen 
Angaben und Berechnungen enthält; sie sind die unerläß­
liche Voraussetzung, um Ausschreibungen machen, Investi­
tionen tätigen und die betreffenden Anlagen erstellen zu 
können. 
Da es eine Hauptaufgabe des UN-Sonderfonds für Tech­
nische Hilfe (SF) ist, die Entwicklungsländer bei der Er­
stellung von Prä-Investment-Plänen zu unterstützen, bean­
tragte die Regierung von Ghana bei diesem Fonds Hilfe 
a) für die Erarbei tung eines Prä-Investment-Planes zwecks 

Versorgung der Bevölkerung und Industrien mit Wasser 
und zwecks Anlage eines Abwassersystems in dem Metro-
politan-Gebiet, 

b) für eine Ghana-Wasser-Körperschaft und 
c) für die Ausbildung von Fachleuten. 
Dieser Antrag wurde im Januar 1963 vom Sonderfonds ge­
nehmigt und die WHO mit der Erarbeitung des Prä-Invest­
ment-Planes (in der Fachsprache jeweils Projekt genannt) 
als sogenannte ausführende Organisation (executing agency) 
beauftragt. Diese schrieb das Vorhaben aus. 
Von 40 Bewerbungen kamen 25 in die engere Wahl. Die 
israelische Firma TAHAL (Water Planning) erhielt den Zu­
schlag. Nachdem die Regierung von Ghana, der SF und die 
WHO sich im August 1963 auf die Fristen für die einzelnen 
Etappen des Planes geeinigt hatten, und am 19. September 
1963 eine entsprechende Vereinbarung zwischen der WHO 
und TAHAL unterzeichnet worden war, konnte mit der Aus­
arbeitung begonnen werden. 
Da TAHAL große Erfahrungen auf dem Gebiet der Wasser­
versorgung hat, aber weniger mit der Abwassertechnik ver ­
t rau t ist, bediente die Firma ihrerseits sich hierfür der 
Dienste des amerikanischen Büros Beratender Ingenieure 
(Engineering Science Inc.). Für die Planung der Ghana-
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Wasser-Körperschaft verpflichtete die WHO das Beratungs­
büro >Public Administration Service Inc.<. Zum verantwort ­
lichen Leiter des gesamten Projektes ernannte die WHO 
Mr. Lilien. Dieser erfahrene Fachmann für Fragen des Ge­
sundheitswesens hat te die Regierung von Ghana bereits seit 
November 1958 als sanitary engineer beraten. Als Co-
Manager, d. h. als afrikanischen Partner , bestellte die Regie­
rung von Ghana Mr. Hagan. 
Zur Überwachung hat te die WHO noch einen Ausschuß von 
drei Fachleuten bestellt. Diese haben die Entwicklung der 
einzelnen Phasen der Ausarbeitung des Planes (für Wasser­
versorgung, Abwässer, Errichtung einer Körperschaft) ver­
folgt und der Regierung von Ghana hierüber nach jeweils 
sechs Monaten gutachtend berichtet. 
Viele ungewisse Faktoren 
Es ist nicht Aufgabe dieses Beitrags, auf technische Einzel­
heiten einzugehen. Gleichwohl müssen auch hierüber einige 
Hinweise gegeben werden, um deutlich machen zu können, 
wie vielseitig die Überlegungen sein müssen und wie wichtig 
für die Rentabilität und für das reibungslose Funktionieren 
einer Anlage ein gründlich erarbeiteter Prä-Investment-Plan 
ist. 
Jede Planung in einem Entwicklungsland ist ein Wagnis, 
weil viele Faktoren in der Zukunft nicht übersehen werden 
können. Das gilt insbesondere für die Wasserversorgung. 
Wie rasch wird die Bevölkerung Ghanas in den nächsten 
Jahren zunehmen? Wieviele Menschen werden vom Land in 
die Städte Accra und Tema oder in das dazwischen liegende 
Gebiet strömen? Wieviele Industrien und welcher Art werden 
errichtet werden? Solche, die viel, oder solche, die wenig 
Wasser benötigen? Wieviel werden die einzelnen Menschen 
brauchen? 10 oder 40 gpd (gallons per day, Gallonen pro 
Tag)? Das wiederum wird zu einem guten Teil von der 
Qualität der Wohnungen abhängen, denn in einfachen Be­
hausungen ist der Verbrauch ungleich geringer als in kom­
fortablen Wohnungen. Diese Zusammenhänge wiederum wer­
den weitgehend vom Lebensstandard der Bevölkerung im 
allgemeinen bestimmt. 
Zu solchen und anderen sozialen Fragen kommen die finan­
ziellen Ungewißheiten. Wieviel Mittel kann die Regierung 
selbst für den Bau der Anlagen aufbringen? Wieviel Kredite 
kann sie beschaffen und zu welchen Bedingungen? Aber wer 
vermag heute etwas halbwegs Zuverlässiges über die Lage 
auf dem Weltkapitalmarkt auch nur im nächsten Jahr aus­
zusagen, geschweige denn in zehn Jahren! Gar nicht daran 
zu denken, daß man auch nur im entferntesten die dies­
bezüglichen Verhältnisse im Jah re 2000 zu vermuten vermag. 
Soziale und finanzielle Faktoren wiederum sind Elemente 
technischer Überlegungen. Und nicht zuletzt wird man auch 
bei Erwägungen der Prioritäten im dunkeln tappen, solange 
diese Fragen ungeklärt sind. 
Nichtsdestoweniger aber wurde von der Planung erwartet , 
daß sie die Wasser- wie die Abwasserversorgung bis 1980 
ziemlich zuverlässig und die bis zum Jah re 2000 wenigstens 
annähernd richtig einschätzen werde. 
Es kam also nicht nur darauf an, alle verfügbaren Statistiken 
sorgfältig zu überprüfen, sondern auch mehrere Vorschläge 
zu machen, flexibel zu sein und Alternativen zu bieten. 
Bezüglich der Zunahme der Bevölkerung ha t TAHAL ein 
Minimum und ein Maximum in Betracht gezogen sowie alle 
die Umstände, die schließlich für den Durchschnitt best im­
mend waren (in tausend): 
J ah r Minimum Durchschnitt Maximum 
1963 482 — — 
1970 697 803 876 
1980 1145 1506 1786 
1990 1350 1835 2490 
2000 1640 2535 4160 

Die Eskalation, also die Steigerung des Waffeneinsatzes, ha t durch die 
amerikanischen Bombardierungen der Öltanklager in u n d bei Hanoi 
und Haiphong, dem Kerngebiet Nordvietnams, eine neue gefährliche 
Stufe erreicht, denn hin ter Nordvie tnam s teht China. 

Für die Planung der Kapazität der Anlagen waren die Zah­
len zwischen dem Durchschnitt und dem Maximum aus­
schlaggebend. 
Ähnliches gilt für den wahrscheinlichen Verbrauch an Was­
ser. Gegenwärtig werden in dem Metropolitan-Gebiet pro 
Mensch und Tag 6 gpd verbraucht, im Jah re 1980 rechnet 
man mit 15 und im J a h r e 2000 mit 50 bis 60 gpd. Dazu dürf­
ten die dann errichteten Industrien 1980 wahrscheinlich 
35 mgd (millions of gallons per day) und im Jahre 2000 etwa 
das Doppelte benötigen. Die Zahlen für 1970 können nicht 
im Hinblick auf den gegenwärtigen Verbrauch angesetzt 
werden, einfach weil zur Zeit nicht soviel Wasser zur Ver­
fügung steht, wie verlangt wird. Für die im Plan vor­
gesehenen Stichjahre wird mit folgenden Mengen gerechnet: 

J a h r Minimum Durchschnitt Maximum (mgd) 
1963 — 11 — 
1970 34 39 44 
1980 66 87 108 
1990 106 138 186 
2000 170 237 369 
Weija und Kpong 
Hinsichtlich der Wasserversorgung ist das Metropolitan-
Gebiet in einer ausgesprochen günstigen Lage. In der Nähe 
stehen reiche Quellen zur Verfügung, im Osten der Volta-
und im Westen der Densu-Fluß; das bedeutet, die Kosten 
für den Transport des Wassers sind relativ gering. Bisher 
sind beide Quellen abwechselnd in Anspruch genommen 
worden: Die Basis für die erste Wasserversorgung Accras 
wurde der Densu mit den Werken bei Weija. Ihre Kapazität 
betrug Ende der fünfziger Jahre 6,3 mgd. Durch Erweite­
rungen der Anlagen wurde sie auf 8,1 mgd und dann 1964 
auf 13,8 mgd gebracht. 
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Für Tema wurde der Volta die Basis mit den Anlagen bei 
Kpong (Aufbereitung, Speicherung und Pumpen). Sie hatten 
nur eine Kapazität von 1,5 mgd. Mit dem raschen Wachsen 
der neuen Stadt wurden bald Erweiterungen notwendig. 
Heute können sie 7,5 mgd erzeugen, doch die Leitungen zum 
Transport des Wassers erlauben nur einen Verbrauch von 
4,8 mgd. 
Dadurch und infolge des ständig wachsenden Bedarfs wurde 
die gegenwärtig im Bau befindliche erste Etappe einer u m ­
fassenden Planung notwendig. Sie stützt sich nach den Er­
weiterungen der Werke bei Weija wieder auf den Volta und 
wird 1966 vollendet sein. Diese erste Etappe erbringt zusätz­
lich etwa 40 mgd (23 mgd für Tema und 17 für Accra). 
Hierzu sagte der Projektleiter u .a . : »Bei der Planung waren 
wir insofern nicht ganz frei, als wir nicht nu r die zukünftige 
Entwicklung richtig einzuschätzen, sondern dabei auch die 
laufenden Arbeiten einzubeziehen hatten. Die Regierung 
hat te nämlich unabhängig von dieser Planung im November 
1963 einen Vertrag mit einer westdeutschen Firma geschlos­
sen. Diese sah die Errichtung einer Pumpstat ion bei Kpong, 
einer Aufbereitungsanlage in der Nähe der Kaserne an der 
Straße nach Akosombo und Rohrleitungen mit Zwischen­
pumpen vor, um das Wasser von Kpong über die Aufberei­
tungsanlage nach Accra und Tema zu leiten. Mit dieser 
Anlage ist die Versorgung des Metropolitan-Gebiets bis 1971 
sichergestellt. Diese ganze Konstruktion, die Ende 1966 voll­
endet sein wird, mußte nun zu einem Teil unserer gesamten 
Prä-Investment-Planung gemacht werden. Das wurde nicht 
zuletzt dadurch erleichtert, daß TAHAL die Aufsicht über 
die Durchführung dieser laufenden Arbeiten erhielt. Auf 
diese Weise konnte TAHAL den Standort von Pumpen, Ent ­
nahme von Wasser, Qualität des Materials und anderes weit­
gehend mitbestimmen.« 
Die abwechselnde Inanspruchnahme zweier verschiedener 
Wasserquellen (Densu und Volta) ha t den Vorteil, daß jeweils 
genügend Zeit bleibt, um die nächsten Etappen sorgfältig zu 
planen. Sie sind 1972, 1976 und 1990. Dann sollen jeweils 
weitere 30, 90 und 155 mgd erzeugt werden. Angesichts solch 
riesiger Mengen und der damit verbundenen hohen Investi­
tionen hat TAHAL alle Möglichkeiten im einzelnen und in 
ihren verschiedenen Kombinationen untersucht. Da nur sehr 
geringe Mengen Grundwasser vorhanden sind, Oberflächen-
wasser sich aber in überreichem Maße anbietet, kam man 
schließlich zu folgenden Feststellungen: 
a) Der Densu, aus dem Accra zur Zeit versorgt wird, ist 

zwar die nächstgelegene Quelle, sie wird aber nicht mehr 
als weitere 30 mgd hergeben und auch diese nur mi t Hilfe 
des wichtigsten Nebenflusses Kuia, wenn dieser durch 
einen Damm bei Pakro gestaut wird. 

b) Der Volta kann unbegrenzte Mengen Wasser liefern. Aber 
diese Quelle liegt 55 km (Kpong) bzw. 80 km (Akosombo) 
entfernt, also viel weiter als der Densu; denn von Weija 
nach Accra sind es etwa 18 km. 

c) Diese hohen Kosten des Transports könnten vermieden 
werden, wenn das Wasser etwa von 1976 an, also für die 
drit te Etappe, in einem Kanal bis in die Nähe des Metro-
politan-Gebietes gebracht wird. Außerdem sind zur Zeit 
Erwägungen im Gange, einen Mehrzweckkanal von Ako­
sombo bis Tema zu bauen, der einmal das Land in dem 
großen Dreieck Tema—Accra—Akosombo bewässert und 
zum anderen der Wasserversorgung dieses ganzen Ge­
bietes dient. 

Das sind einige der vielen technischen, sozialen, volkswirt­
schaftlichen und finanziellen Überlegungen, die nebst Boden­
untersuchungen und chemischen Prüfungen des Wassers für 
die Aufstellung des Planes maßgebend waren. Danach sieht 
die zweite Etappe für die Wasserversorgung des Metro-
politan-Gebietes wie folgt aus: Der Damm bei Pakro soll 
600 m lang, 15 m hoch werden und 16 Mill. Liter Wasser 

stauen. In Zeiten der Trockenheit ist damit eine gleichblei­
bende Versorgung der Weija-Werke gesichert. Diese werden 
so erweitert , daß sie weitere 30 mgd aufbereiten können. 
In der Zwischenzeit, also bis 1971/72, wird dann entschieden 
sein, ob ein Kanal vom Volta her geleitet wird und ob dieser 
dann nur der Wasserversorgung oder zugleich auch der Be­
wässerung der Ebene zwischen Accra—Akosombo—Tema 
dienen soll. 
Die Abwasser 
Gegenwärtig gibt es in Accra kein Abwassersystem. Das 
gebrauchte Wasser wird auf die Straße gegossen, die Abfälle 
von Küche und Toilette werden vor die Tür gestellt. Diese 
Eimer, deren tägliche Abfuhr die Stadt pro J a h r und Eimer 
20 bis 25 G£ kostet, werden in die See am Strande westlich 
der Stadt entleert. Ein riesiger, graubrauner Fleck verpestet 
Strand und Wasser auf viele Quadratkilometer. Wenn der 
Wind ungünstig steht, ist die Verschmutzung besonders weit­
räumig. Die Stadt aber ist, besonders an heißen Tagen, er ­
füllt von dem Gestank der Abwässer in den schmalen Grä­
ben links und rechts der Straße, die eine Gefahr für die 
Gesundheit wie für den zunehmenden Verkehr bedeuten. 
Obwohl also rasch gehandelt werden mußte, galt es auch 
hier zunächst ein System zu bedenken, das gleichermaßen 
wirtschaftlich, sparsam und dauerhaft ist. Nach dem neuesten 
Stand der Forschung waren drei Möglichkeiten gegeben: 
1. Die Abwässer werden auf das Land zwecks Düngung und 

Bewässerung geleitet. 
2. Die Abwässer werden in die See, und zwar unmit telbar 

am Strand, geleitet, nachdem sie chemisch gründlich be­
handelt worden sind. 

3. Die Abwässer werden mittels Rohrleitungen etwa zwei 
Kilometer hinaus auf das Meer gebracht, nachdem sie 
leicht behandelt worden sind. 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und langfristiger Brauch­
barkeit der Anlagen entschied man sich für die dritte Lö­
sung, nachdem auch die Ergebnisse der Studien über die 
physikalischen Eigenschaften des Meeres an dieser Stelle, 
der Strömungen, der Zusammensetzung des Wassers, seiner 
Dichte, der Beschaffenheit des Meeresbodens usw. dafür spra­
chen. Hinsichtlich der leichten Behandlung wird es in erster 
Linie darauf ankommen, die Abwässer nach Möglichkeit frei 
von schwimmenden Bestandteilen zu halten. 
Die Kosten für diese Anlagen werden für die bis 1980 vor­
gesehenen Kapazitäten (56 mgd) für Accra auf 23 451 000 G£, 
und für Tema (39 mgd) auf 11247 000 G£ veranschlagt, das 
heißt 1000 gal. würden 26 bzw. 17 pence kosten, einschließ­
lich Betrieb und Unterhalt . 
Kosten und Verwaltung 
Damit sind wir bei einem wichtigen Thema. Von Natur aus 
neigt der Mensch zu der Auffassung, das Wasser sei frei 
wie die Luft. Freies Wasser aber führt zu Seuchen und 
gefährdet die Öffentlichkeit überhaupt. Der Regierung ent­
stehen Kosten, wenn sie gesundes Wasser in angemessenen 
Mengen zur Verfügung stellen soll. Diese müssen von denen 
getragen werden, die Nutznießer des Wassers sind und der 
Dienste, die das gebrauchte Wasser wieder abführen. 
Bisher gibt es nur in wenigen Häusern des Metropolitan-
Gebietes Wasserzähler. Im allgemeinen wird eine pauschale 
Gebühr erhoben, die sich zwischen 10 s und 1 L pro J a h r 
bewegt, j e nach der Qualität des Hauses. Für die öffenU 
liehen Zapfstellen muß ebenfalls eine Pauschale bezahlt wer­
den, aber nicht in allen Teilen des Landes. Diese höchst 
lückenhafte Abgeltung erklärt sich aus dem Mangel an ent­
sprechenden Kräften. 
Der Prä-Investment-Plan schafft auch hier Wandel. Es sind 
organisatorische und verwaltungsmäßige Maßnahmen vor­
gesehen, die eine systematische Erfassung des Verbrauchs an 
Wasser und eine entsprechende Bezahlung sicherstellen. Zu 
diesem Zweck ist von der Planung vorgeschlagen worden, alle 
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Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Wasserversorgung 
und der Abwässer aus der Zuständigkeit des Ministeriums 
für Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten zu nehmen und 
eine eigene Körperschaft zu gründen. Diese soll nach kom­
merziellen Gesichtspunkten arbeiten. Sie ist für die Versor­
gung mit Wasser, für den Betrieb wie den Unterhalt der 
Anlagen, für das Abwassersystem und für die Einnahme 
der Gebühren zuständig. Ein entsprechendes Gesetz ha t das 
Par lament von Ghana am 14. September 1965 verabschiedet. 
Die vorstehend umrissene Prä-Investment-Planung, die mit 
Hilfe des SF durch die WHO im Verein mit der Regierung 
von Ghana vorgenommen wurde, ist im Oktober 1965 abge­
schlossen worden. Sie entsprach nicht nur wirtschaftlichen, 
hygienischen und sozialen Notwendigkeiten, sondern auch 
einem tiefen Bedürfnis des Volkes. Diesem ist Rechnung 
getragen worden. 
Eine umfassende Planung, die eine zuverlässige Grundlage 
für die Entwicklung dieses Kernstücks Ghanas gibt, wurde 
mit relativ geringen Mitteln geleistet. Mit 783 400 $ des SF 
und mit Mitteln der Regierung im Gegenwert von 1 288 000 $, 
also mit insgesamt 2 071400 $, wurde in zwei Jahren eine 
solide Basis für Investitionen in Höhe des 80fachen Betrages, 
nämlich für rund 166 360 000 $ (für Wasserversorgung und 
Abwasser bis 1980 bzw. 1976) geschaffen. 
Das günstige Verhältnis 1 : 45 
Zusammenfassend seien die einzelnen Etappen der Entstehung 
eines Planes und seiner Finanzierung der Übersicht halber 
noch einmal aufgezählt. Vorher sei noch gesagt, daß die 
beiden Organisationen der UN, die technische Hilfe vergaben, 
das am 16. 11. 1949 beschlossene »Expanded Program of 
Technical Assistance« und der am 14. 12. 1957 beschlossene 
Special Fund am 22.11.1965 zum »United Nations Devel­
opment Program« (UNDP) vereinigt worden sind. Wohl­
gemerkt, es handelt sich hierbei nicht um ein »Programm«, 
sondern um eine Organisation. 
1. Die allgemeine Zielsetzung: Das »Programm« will un te r ­
entwickelte Staaten in die Lage versetzen, für Investitionen 
interessant zu werden und jene Kräfte und Potenzen zu ent­
wickeln, die für den sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt 
der Entwicklungsländer Voraussetzung sind (capacity to 
produce growth). 

Das »Programm« finanziert 
a) allgemeine Untersuchungen verschiedenster wirtschaft­

licher und sozialer Art sowie Projektstudien, 
b) die Ausbildung von Fachleuten aller Leistungsklassen in 

zur Zeit 195 Zentren, 
c) Forschungsstätten, um mit deren Hilfe die Errungenschaf­

ten der modernen Wissenschaft und Technologie zugunsten 
der Entwicklungsländer anzuwenden. 

2. Das Verfahren zur Erlangung von Mitteln des »Programms«: 
a) Die Regierung eines Entwicklungslandes stellt einen b e ­

gründeten Antrag. 
b) Der Antrag wird vom Generaldirektor befürwortet, nach­

dem er von seinen Mitarbeitern geprüft und vom Beirat 
früher des Fonds, jetzt des »Programms« begutachtet ist. 
Dieser Beirat setzt sich zusammen aus den Leitern der 
jeweils beteiligten Organisationen. 

c) Der Verwaltungsrat des »Programms« genehmigt die Mittel. 
Dieser Rat besteht aus 37 Mitgliedern; es sind in ihm so­
wohl Vertreter der Industriestaaten wie der Entwicklungs­
länder in gleicher Weise vertreten. 

d) Das Vorhaben wird im Auftrag des »Programms« von einer 
der Sonderorganisationen der UN ausgeführt Die Sonder­
organisationen können diese Arbeiten entweder selbst vor­
nehmen oder dafür ihrerseits auf dem Wege der Aus­
schreibung eine Consultant-Firma verpflichten. Ersteres 
Verfahren habe ich bei einem Irrigationsprojekt im Norden 
von Ghana beobachtet, das die FAO unmit te lbar bear ­
beitete. Aber auch wenn die Arbeiten vergeben werden, wie 
im vorstehend beschriebenen Fall, trägt z. B. die WHO, nicht 
die Consultant-Firma, gegenüber dem »Programm« die Ver­
antwortung. 

e) Schließlich wird das Projekt, sei es eine allgemeine Studie 
oder ein spezieller Plan, zu dem für die Fertigstellung im 
vorhinein genau festgelegten Termin der betreffenden Re­
gierung übergeben. 

Als Beispiel für das praktische Ergebnis der Arbeiten des 
»Programms« sei auf das letzte J ah r verwiesen: 18 sogenannte 
Prä-Investment-Studien, die zusammen 22 Millionen Dollar 
gekostet haben, bildeten die Grundlage für Investitionen von 
zusammen 990 Millionen Dollar. Anders ausgedrückt: 1 Million 
Dollar des SF bzw. des »Programms« hat 45 Millionen Dollar 
an Investitionen ermöglicht. 

Zum ersten Mal: Ermächtigung zur Gewaltanwendung (Fortsetzung von Seite 76) 

Meinungsverschiedenheiten darüber, wie diverse Forderungen 
von Regierungen für von ihnen erbrachte Leistungen bei 
UN-Friedensaktionen zu bewerten seien, deren Finanzierung 
bekanntlich eines der Grundprobleme der Organisation über­
haupt geworden ist. Immerhin bedeutete die Festsetzung der 
beiden Summen zugleich auch einen Hinweis auf die Höhe 
der freiwilligen Beiträge, die in jedem Falle aufgebracht 
werden müßten. 
Für die von der Organisation vor einigen Jahren aufgenom­
menen Schuldverschreibungen sind an Tilgung und Zinsen bis 
zum Auslaufen im Jah re 1990 insgesamt noch 186,4 Millionen 
Dollar zu zahlen. Einige Länder verweigern die Zustim­
mung zur Übernahme dieses Zinsen- und Tilgungsdienstes 
in den ordentlichen Haushalt der Organisation. Andere lehnen 
es ab, die auf sie entfallenden Anteile zu bestimmten Bud­
getposten zu zahlen. Die Experten haben errechnet, daß bis 
zum Auslaufen der UN-Schuldverschreibungen mit einem 
jährlichen Defizit von 3 bis 4 Millionen Dollar zu rechnen sei. 
Mitte April t ra t der Experten-Ausschuß in Genf zu einer 
zweiten Beratungsrunde zusammen. Sie galt der Verwal­
tungsgebarung der UN-Familie insgesamt, vor allem der Ver­
meidung von Doppelarbeit in den verschiedenen Organisa­
tionen und der Möglichkeit hieraus resultierender Einspa­

rungen. Erst wenn die Untersuchungsergebnisse mit Vor­
schlägen zuhanden der XXI. Vollversammlung vorliegen, 
wird ein Ausblick auf die zukünftige finanzielle Lage der 
Organisation möglich sein. 
Bis dahin scheinen die Mitgliedstaaten kaum noch freiwillige 
Beiträge leisten zu wollen. Die Sowjetunion und Frankreich, 
auf deren freiwillige Beiträge in UN-Kreisen vor allem ge­
rechnet wurde, rührten sich nicht, jedenfalls nicht durch 
Zahlung. Die Sowjetunion hat allerdings durch ihre UN-
Sprecher wiederholt erklärt, daß sie den im vorigen Herbst 
angenommenen >Konsens< über freiwillige Leistungen weiter­
hin anerkenne. Frankreich hat niemals eine derartige Er ­
klärung abgegeben, und die Haltung der USA in der Finanz­
frage hat sich hinsichtlich freiwilliger Beiträge oder der 
Streichung von Schulden der UNO für Leistungen vor allem 
bei Transporten von UN-Truppen und der Bereitstellung von 
anderem Transportmaterial eher verhärtet. 
Friedensaktionen - noch immer ungesichert 
In dieser Frage sollte der sogenannte 33er-Ausschuß eine 
Lösung suchen. Bisher sind die inoffiziellen Konsultationen, 
die der Vorsitzende des Ausschusses, der mexikanische Bot­
schafter Cuevas Cancino, führte, ergebnislos geblieben. Der 
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Ausschuß trat nach längerer Pause am 28. April wieder zu­
sammen und beschloß ohne Debatte, zunächst als formlose 
Arbeitsgruppe zu tagen. Auf diese Weise soll weiterhin 
nach einer Lösung der schwierigen Frage, welcher Kompe­
tenz Friedensaktionen der Vereinten Nationen unterliegen 
sollen und wie sie durchgeführt und finanziert werden kön­
nen, gesucht werden. 
Zypern-Aktion um drei Monate verlängert 
Wie unbefriedigend die gegenwärtige Regelung von UN-
Friedensaktionen ist, zeigte sich erneut bei der Beratung 
über die Verlängerung der UN-Aktion auf Zypern, die ja 
von Anfang an nur durch freiwillige Beiträge finanziert 
wurde und deren Weiterführung wiederholt durch den Mangel 
an finanziellen Mitteln bedroht war. Generalsekretär U Thant 
bezeichnete in seinem Bericht11 über die Lage in Zypern zum 
Ende des am 26. März 1966 abgelaufenen Vierteljahres der 
Aktion die Finanzierung weiterhin als unbefriedigend und 
benutzte Zypern zugleich als Beispiel, um darauf hinzu­
weisen, daß Friedensaktionen der UN nicht auf freiwilliger 
Finanzbasis aufgebaut werden können12. 
Andererseits ließ der Generalsekretär in seinem Bericht 
keinen Zeifel, daß der Abzug der UN-Truppen von Zypern 
zu einem Wiederaufleben der Feindseligkeiten zwischen den 
beiden Volksgruppen führen würde. Die UN-Truppen hätten 
seit ihrer Anwesenheit auf der Mittelmeerinsel die Ruhe 
aufrechterhalten, wenn auch der politische Zwist einer Lösung 
keinen Schritt nähergerückt sei. Daher empfahl er im Einver­
nehmen mit den beteiligten Regierungen Zypern, Türkei, 
Griechenland und Großbritannien die Verlängerung der 
Aktion, wobei er andeutete, daß eine solche um sechs Monate 
aus Verwaltungs- und Planungsgründen zweckmäßiger wäre. 
Der Sicherheitsrat gewährte am 16. März 1966 jedoch nur eine 
Verlängerung um drei Monate13. Die Mitglieder des Rates 
brachten damit ihre Unzufriedenheit über das starre Ver­
halten der Streitparteien auf Zypern zum Ausdruck und 
suchten auf diese Weise einen gewissen Druck auf sie zu 
größerer Nachgiebigkeit auszuüben. 
Der Beratung des Sicherheitsrates waren neue Vermitt lungs­
verhandlungen des Generalsekretärs vorausgegangen. Seit 
der von U Thant bestellte Zypern-Vermittler, der frühere 
ecuadorianische Staatspräsident Galo Plaza, zurückgetreten 
war, weil die türkische Regierung ihn wegen seines Berichtes 
über Zypern für die Zukunft ablehnte, ersuchte der General­
sekretär seinen persönlichen Vertreter auf Zypern, den 
brasilianischen Diplomaten Carlos Bernardes, seine Tätigkeit 
auf die Untersuchung von Verhandlungsmöglichkeiten aus­
zudehnen14. Die Betrauung Bernardes ' war von den beteiligten 
Regierungen vorher gutgeheißen worden. Bernardes hat te 
Gelegenheit, dem Generalsekretär bei dessen Besuch in Paris 
am 30. April zu berichten, anschließend reiste er nach Athen 
und Ankara, um mit den beiden Regierungen über Vermit t­
lungsmöglichkeiten zu beraten. 
Gegen die Verjährung von Kriegsverbrechen 
Ein großer Teil der Tätigkeit in den Vereinten Nationen 
war in der Berichtszeit humanitären und wirtschaftlichen 
Fragen gewidmet. Die Tagung der Kommission für Menschen­
rechte vom 8. März bis 5. April galt insbesondere der Fert ig­
stellung eines Vertragstextes über religiöse Toleranz. Die 
Schwierigkeit des Themas ließ nur die Formulierung von 
5 Artikeln zu. Der Rest der Arbeit soll in der Tagung von 
1967 geleistet werden. Politische Bedeutung hat die ausdrück­
liche Nennung des Antisemitismus* als einer der Formen 
religiöser Intoleranz, die durch die Konvention zukünftig 
verboten werden sollen. 
Zu einem Beschluß kam die Menschenrechtskommission in 
der Frage der Verjährung von Kriegsverbrechen. Sie war 
1965 in Genf auf die Tagesordnung gestellt worden. In ­
zwischen hat te das UN-Sekretariat eine umfangreiche Studie 

über alle Seiten dieser Frage mit Stellungnahmen und Unter­
lagen von Regierungen hauptsächlich über deren nationale 
Gesetzgebung vorgelegt. 
Die Schlußfolgerungen dieser Studie dienten den Beratungen 
als Grundlage. Sie verwiesen darauf, daß es keine Bestim­
mung im internationalen Recht gibt, die eine Verjährungs­
frist für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Mensch­
lichkeit vorsieht: Keines der nach dem Zweiten Weltkrieg 
abgeschlossenen Ubereinkommen enthalte eine Bestimmung 
über Verjährung. Eine zweite Schlußfolgerung der Studie war, 
daß die Verjährung von solchen Verbrechen nicht dem Gebot 
der Gerechtigkeit entspräche. 
Die polnische Delegation hat te einen Antrag vorgelegt, der 
von der Voraussetzung ausging, daß es im geltenden inter­
nationalen Recht keine Verjährungsfrist gibt und es daher 
Pflicht aller Staaten sei, keine Verjährungsfristen auf diesem 
Gebiet anzuerkennen. 
Zu diesem Antrag brachten unter Führung von Österreich 
und Israel Frankreich, Neuseeland, Niederlande und die USA 
Abänderungsanträge ein, die schließlich die Grundlage eines 
Beschlusses der Kommission bildeten. Der Text bejaht die Tat­
sache, daß es nach internationalem Recht keine Verjährungs­
frist gibt, er fordert, daß alle Staaten Maßnahmen treffen, 
die Anwendung von Verjährungsfristen zu verhindern, und 
sich um die Verhaftung und Bestrafung von Kriegsverbre­
chern zu bemühen. Aber der wichtigste Teil des Beschlusses 
lag darin, daß die Menschenrechtskommission auf ihrer Ta­
gung im Jahre 1967 eine internationale Konvention ausarbei­
ten soll, derzufolge es keine Verjährungsfrist für Kriegsver­
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit geben darf. 
Der Generalsekretär wurde ersucht, einen entsprechenden 
Konventionsentwurf fertigzustellen. 
Dieser Beschluß der Kommission für Menschenrechte, der 
nach eingehenden Diskussionen einstimmig gefaßt wurde, 
hat eine doppelte Bedeutung: er soll feststellen, daß es schon 
jetzt im internationalen Recht keine Grundlage für Verjäh­
rung von Kriegsverbrechen gibt und daß eine internationale 
Konvention diesen Grundsatz festhalten und zum bindenden 
internationalen Recht erklären soll. 
Die in der Resolution enthaltene Absicht, eine solche Konven­
tion 1967 zu beraten, ist nicht ohne Hinblick auf das Jah r 
1969 festgesetzt worden: in diesem Jah r nämlich wird in der 
Bundesrepublik Deutschland die Verjährungsfrist für diese 
Verbrechen wiedereinsetzen. Wenn bis dahin eine inter­
nationale Konvention von der Vollversammlung beschlossen 
und durch entsprechende Ratifizierungen Geltung erlangen 
sollte, wären Auswirkungen auf die Regelung dieser Frage 
in der Bundesrepublik unausbleiblich. 
Jedenfalls bedeutet der Beschluß der Kommission für Men­
schenrechte, daß die Diskussion über die Verjährungsfrist 
nicht verjähren wird. Die Resolution wird auf der Sommer­
tagung des Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Natio­
nen (ECOSOC) in Genf im Juli 1966 zur Beratung stehen 
und dann im Rahmen dessen Berichtes zuhanden der XXI. 
Vollversammlung von dieser behandelt werden. Dann folgt 
voraussichtlich in den ersten Monaten 1967 die Schlußformu­
lierung des Konventionsentwurfs wieder durch die Menschen­
rechtskommission15. 
Friedliches Zusammenleben - nicht vollendet 
Während sieben Wochen tagte in New York der Ausschuß 
für Grundsätze des internationalen Rechtes bezüglich des 
friedlichen Zusammenlebens von Staaten. Der Ausschuß war 
1963 durch einen Beschluß der Vollversammlung" eingesetzt 
worden. Seine Arbeiten, 1964 in Mexiko begonnen17, wurden 
fortgesetzt. Von sieben Grundsätzen des internationalen 
Rechts, durch die das friedliche Zusammenleben der Staaten 
geregelt werden soll, konnte der Ausschuß nach langwierigen 
juristischen und politischen Diskussionen zwei formulieren: 
Den Grundsatz der Souveränität und den Grundsatz der 
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Gleichheit von Ländern. Über den Grundsatz der Nichtein­
mischung wurde bisher, wie der Bericht ausdrücklich fest­
stellt, keine Einigung erreicht. Die Ergebnisse werden der 
XXI. Vollversammlung vorgelegt und im Juristischen Aus­
schuß beraten. Die Hauptschwierigkeiten, die ein schnelleres 
Vorwärtskommen der Arbeiten bisher verhindern, haben ihre 
Ursache in den grundsätzlich verschiedenen Rechtsauffassun-
gen der westlichen Länder, der Ostblockländer und der Ent­
wicklungsländer. Letztere waren vor allem an den Auswir­
kungen der Rassenprobleme interessiert, die Sowjetunion 
vertrat die ihrer Auffassung von Koexistenz zugrunde liegen­
den Rechtsprinzipien und die westlichen Länder die Anwen­
dung und Weiterentwicklung des abendländischen Völker­
rechts. 
ECOSOC und VNOID 
Der Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) tagte erstmals nach 
seiner Erweiterung von 18 auf 27 Mitglieder vom 23. Februar 
bis 8. März 1966 in New York. 
Von den Beschlüssen, die gefaßt wurden, verdienen folgende 
hervorgehoben zu werden: 1. Das J a h r 1967 wurde zum 
J a h r des internationalen Tourismus erklärt, da dieser unter 
anderem als Mittel der Völkerverständigung zu werten sei, 
zugleich solle damit den Entwicklungsländern bei der Ent­
wicklung ihres Fremdenverkehrs geholfen werden. 2. Die 
BUligung des Berichtes des Generalsekretärs über die zweck­
mäßige Ausnutzung nicht-landwirtschaftlicher Naturschätze. 
3. Die Forderung an die Menschenrechtskommission, Ver­
letzungen der Menschenrechte besonders auf rassischem Ge­
biet zu beraten. 
Wichtiger waren die Beratungen eines von der Vollversamm­
lung eingesetzten18 Sonderausschusses über die Vorbereitung 
der neuen UN-Organisation für Industrielle Entwicklung 
(United Nations Organization for Industrial Development, 
UNOID). Sie hat - in einer gewissen Parallele zur ständigen 
Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwick­
lung (UNCTAD) - die Aufgabe, als selbständige Organisation 
im Rahmen der Vereinten Nationen die Industrialisierung 
der Entwicklungsländer zu fördern. 

In den langen Verhandlungen, die schließlich zur einstim­
migen Annahme der vorgeschlagenen Resolution führten, war 
zwischen der Sowjetunion und den Entwicklungsländern die 
Frage strittig, ob die Industrialisierung der Entwicklungs­
länder oder eine allgemeine Industrieberatung, was die 
kommunistischen Länder wünschten, in den Vordergrund 
gestellt werden sollte. Mit Hilfe der westlichen Industr ie­
länder setzten die Entwicklungsländer ihre Interessen gegen 
die Sowjetunion durch. 
Stritt ig zwischen den Entwicklungsländern und einigen west­
lichen Industriestaaten, besonders Frankreich, war die Frage, 
ob UNOID die zentrale Organisation auf dem Industr ial i­
sierungsgebiet sein sollte. Frankreich wünschte, daß die Zu­
ständigkeit der Sonderorganisationen auf dem Gebiet der 
Industrialisierung, vor allem der Internationalen Arbei ts­
organisation, erhalten bliebe. Die Entwicklungsländer setzen 
sich auch hier durch. Die neue Organisation wird gegenüber 
den Sonderorganisationen federführend sein. Die Errichtung 
dieser für die Entwicklungsländer wichtigen neuen Organi­
sation, die den Bereich der Arbeiten der Vereinten Nationen 
auf wirtschaftlichem Gebiet abermals erweitert, ist ein neuer 
Hinweis auf die Richtung, in die die Entwicklung der Haup t ­
arbeiten der Weltorganisation geht. Aber deren Tätigkeit 
steht, wie sich in den Beratungen über Rhodesien zeigte, auch 
in politischer Beziehung nicht still. So unbefriedigend ihre 
Arbeit durch die ihr auferlegten Beschränkungen bisweilen 
sein mag, die Krisen, insbesondere diejenigen, in denen nicht 
wie in Vietnam die Interessen der Weltmächte entscheidend 
zusammenstoßen, führen, zwar langsam, doch unaufhaltsam, 
zu Maßnahmen, die noch vor wenigen Jahren als unmöglich 
erschienen wären. (Abgeschlossen 2. Mai 1966) 

Anmerkungen : 
1 UN-Doc. S/RES/221 (1966) vom 9. April 1966. - Deutsche Ubersetzung siehe VN Heft 2/66 S. 68 f. 
2 UN-Doc. S/RES/216 (1965) vom 12. November 1965 und S/RES/217 (1965) vom 20. November 1965. - Deutsche Übersetzung siehe VN Heft 6/65 S. 214. 
3 Siehe Bericht Leichter, Otto in VN Heft 2/66 S. 61 f. 

Der UNO-Film iMohn ist 
auch eine Blume* ist inzwi­
schen auch in der Bundes­
republ ik Deutschland ange­
laufen. Der Film behandel t 
ein Mafia-Thema: eine 
Rauschgiftbande wird be ­
kämpft. Alle Erlöse aus dem 
Film fließen dem Welt-
kinderhi l fswerk (UNICEF) 
zu. Die Schauspieler e rha l ­
ten n u r einen Dollar als 
symbolische Gage. - Unser 
Bild zeigt bei einer Presse­
konferenz in Nizza (v. 1. Rita 
Hayworth , Yul Brynner , der 
Ini t ia tor des Films, Trevor 
Howard und Luisa Rivelli. 
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4 Die 8 Sicherheitsratsmitgl ieder wa ren : Argent inien, China, Groß­
bri tannien , Japan , Neuseeland, Niederlande, Uruguay und die USA. 
Frankre ich und Jordan ien erklärten unabhängig hiervon, daß sie 
berei t seien, an einer Sitzung des Rates am 7. April 1966 teilzu­
nehmen. Damit lag die Zus t immung von 10 von 15 Ratsmitgl iedern 
zu einer außerordentlichen Sitzung an diesem Tage vor. Aus ver­
läßlicher Quelle wurde berichtet , daß bei der am Vormit tag des 
7. April abgehal tenen Umfrage un t e r den Mitgliedern auch die 
Sowjetunion ihre Zus t immung zu einer dringlichen Sitzung an 
diesem Tage gegeben hat . Die im Sicherheitsrat übliche Methode 
bei Konsul ta t ionen über den Zei tpunkt einer Einberufung ist, daß 
eine einfache Mehrhei t der Mitglieder entscheidet; über die Ein­
berufung einer Sitzung selbst, sofern auch nur eines der Mitglieder 
sie fordert , besteht jedoch ke in Zweifel. 

5 Noch vor Ende der Amtszeit des Ratspräsidenten für den Monat 
April nahm der USA-Chefdelegierte Ar thu r Goldberg in einer Note 
a n ihn zu der Si tuat ion Stellung, die durch die Verzögerung der 
Einberufung des Rates en ts tanden war (S/7261 vom 21. Apri l 1966). 
Es w u r d e n einige Präzedenzfälle aus der Geschichte des Rates 
zitiert, aus denen sich ergab, daß der Ratspräsident nicht das Recht 
habe, sich über den Wunsch eines Ratsmitglieds nach sofortiger 
Einberufung und einer Mehrhei t der Mitglieder nach einer Sitzung 
zu einem bes t immten Zei tpunkt , besonders angesichts dr ingender 
Entscheidungen, hinwegzusetzen. Es w u r d e dabei sowohl auf 
Artikel 28 der Char ta hingewiesen, der den Sicherhei tsrat als e ine 
>ständige Körperschaft konst i tuier t , als auch auf die Bes t immungen 
der Geschäftsordnung des Rates, die dem Präsidenten das Recht 
geben, den Zei tpunkt der Sitzungen nach Konsul ta t ionen mi t den 
Mitgliedern festzusetzen. Der Zei tpunkt , den der Präsident schließ­
lich bekanntgegeben habe, sei ohne Konsul ta t ionen mit der USA-
Delegation bes t immt worden. Das Schreiben ver langte , daß diese 
Ste l lungnahme der USA nicht n u r als Dokument des Sicherheits­
ra tes zirkuliere, sondern darüber hinaus in die vom UNO-Sekre-
ta r ia t angelegte Sammlung der Entscheidungen über das Verfahren 
des Rates aufgenommen werde. - Der Präsident des Rates, der Mali-
Botschafter Keita, an twor te te am Tage vor Auslaufen seiner Amts­
zeit als Ratspräsident (S/7272 vom 29. April 1966). Er berief sich auf 
das Recht, Konsul ta t ionen vor Einberufung einer Ratssi tzung abzu­
hal ten und den Zei tpunkt der Sitzung festzusetzen. Einige Rats­
mitgl ieder hätten eine Sitzung für den 7. April gewünscht, andere 
nicht. Hierbei ließ der Präsident die Tatsache unerwähnt, daß 

8 Mitglieder des Rates gemeinsam und unabhängig von ihnen zwei 
weitere, also insgesamt 10 von 15 Mitgliedern, berei t waren, einer 
Sitzung noch am 7. April zuzust immen. Präsident Keita fand jedoch, 
wie er in seiner Antwor tno te feststellte, daß seine Geschäftsführung 
nicht als >Präzedenzfall< angesehen werden könne. 

6 Siehe Anm. 1. 
7 UN-Doc. S/7243 vom 9. April 1966. 
8 UN-Doc. A/AC. 109/158 vom 21. April 1966. 
9 UN-Doc. A/RES/2049 (XX) vom 20. Dezember 1965. 

10 UN-Doc. A/6289 vom 28. März 1966. 
11 UN-Doc. S/7181 vom 10. März 1966. 
12 In einem Appell an alle Mitgl iedstaaten u n d an wei tere Länder, 

die wie die Bundesrepubl ik Deutschland und die Schweiz Beiträge 
für die Zypern-Akt ion schon bisher geleistet hat ten, ersuchte 
U Thant am 24. März 1966 (S/7220) e rneu t um freiwillige Beiträge für 
die Aktion, wobei er zugleich auf das bes tehende Defizit verwies. 

13 UN-Doc. S/RES/220 (1966) vom 16. März 1966. - Deutsche Übersetzung 
siehe VN Heft 2/66 S. 68. 

14 UN-Doc. S/7180 vom 4. März 1966. 
15 In den Bera tungen der Menschenrechtskommission spiel te die Be­

schwerde des In ternat ionalen Arbei tsamtes (ILO) wegen der Unter ­
drückung der Gewerkschaftsfreiheit in Burund i und der Bedrohung 
von Gewerkschaftsfunktionären mit dem Vollzug der über sie ver­
hängten Todesstrafe eine aus prinzipiellen Gründen wichtige Rolle. 
Es handel te sich um den ersten Fall, in dem ein Staat oder eine 
Regierung vor der Menschenrechtskommission zur Veran twor tung 
gezogen werden sollte. Das In terna t ionale Arbei tsamt forderte , daß 
diese Frage auf dringlichem Wege in die Tagesordnung der Men­
schenrechtskommission aufgenommen würde. Eine Entscheidung 
der Kommission in diesem Fall wäre ein wichtiger Präzedenzfall 
für andere Beschwerden gegen Staaten gewesen. Hierzu kam es 
aber nicht, da die Burundi-Delegat ion bei der UNO sich vorher 
berei t erklärte, eine Untersuchung der ILO über die Frage der 
Gewerkschaftsfreiheit zuzulassen. Später erklärte Burundi , eine 
Abordnung nach Genf zu entsenden und dort Aufklärung über die 
in Burund i angeblich nicht respekt ie r te Gewerkschaftsfreiheit zu 
geben. 

16 UN-Doc. A'RES/1966 (XVIII) vom 16. Dezember 1963. - Deutsche Uber­
setzung siehe VN Heft 6/64 S. 226. 

17 Vgl. Bericht UN-Doc. A/5746 vom 16. November 1964. 
10 UN-Doc. A/RES/2089 (XX) vom 20. Dezember 1965. 

Deutschland und die Vereinten Nationen Dokumente und Nachrichten 

Generaldirektor des Weltkinderhilfswerks 
beim Bundespräsidenten 
Bundespräsident Lübke empfing Anfang Mai den General­
direktor des Weltkinderhilfswerks der Vereinten Nationen 
(UNICEF), Henry Richardson Labouisse aus New York. 
Mr. Labouisse dankte dem Bundespräsidenten für die bisher 
durch die Bundesregierung dem Weltkinderhilfswerk ge­
leistete Hilfe und gab der Hoffnung Ausdruck, daß die 
deutsche Hilfe in Zukunft noch verstärkt werden könne. Der 
Bundespräsident ließ sich von Mr. Labouisse über die große 
Aktion des Weltkinderhilfswerks berichten, die das Deutsche 
UNICEF-Komitee als Ausbildungs- und Gesundheitshilfe für 
Tunesien zu unternehmen begonnen hat. - UNICEF wurde 
1947 gegründet. In den Jahren 1947 bis 1952 ha t das Welt­
kinderhilfswerk vier große Aktionen in Deutschland durch­
geführt und mehrere Millionen deutsche Kinder be t r eu t 
Allein schon aus diesem Grunde ist es angebracht, daß heute 
Deutschland seinerseits die Ziele des Weltkinderhilfswerks 
fördert (siehe Bild Seite 85). 
UN-Seminar fiber Sozialarbeit in Deutschland 
Führungskräfte der Sozialarbeit aus 16 europäischen Ländern 
nahmen an einer Arbeitstagung der Vereinten Nationen vom 
3. bis 12. Mai 1966 in Arnoldshain teil. Veranstalter des Se­
minars war die Sozialabteilung des Genfer Büros der Ver­
einten Nationen, Gastgeber die Bundesregierung. Das Thema 
der Tagung lautete: >Die Funktion und die Ausbildung ehren­
amtlicher Mitarbeiter in der Sozialarbeit<. Damit wurde eine 
Aufgabe angesprochen, die in unserer hochorganisierten Ge­
sellschaft erneut an Bedeutung gewinnt, deren Gewicht sich 
aber gegenüber der früher vorherrschenden Auffassung von 
ehrenamtlicher Tätigkeit vollständig verlagert hat. Die ver ­
änderte Struktur unseres Zusammenlebens läßt Menschen 
hilfsbedürftig werden, ohne daß eine materielle Not vorliegt. 
Hinzu kommt, daß das System der sozialen Hilfen für den 
Einzelnen nicht mehr überschaubar ist. Diese Situation ver­
langt mehr und intensiver nach Mitverantwortung und Hilfe 

im menschlichen Bereich. Ehrenamtliche Sozialarbeit ist weit 
entfernt von der Armenpflege früherer Jahrzehnte, sie ver ­
langt in erster Linie Gemeinsinn und menschliches Verständ­
nis. Auf dem Seminar tauschten 16 Nationen ihre Erfahrungen 
auf diesem Gebiet aus, nicht zuletzt mit dem Ziel, einander 
zu unterrichten, wie mit modernen Methoden der Publizistik 
die breite Schicht der Menschen angesprochen werden kann, 
deren Bereitschaft latent vorhanden ist. - Dem jetzigen Se­
minar waren 1955 am gleichen Ort ein erstes mit dem Thema 
>Kinder in unvollständigen Familien< und 1958 ein zweites 
Seminar in Königswinter über die ind iv idue l le und soziale 
Bedeutung einer Tätigkeit für alte Menschen< vorangegangen. 
Auch in diesen beiden Fällen war der Veranstal ter die Sozial­
abteilung der Vereinten Nationen am europäischen Sitz in 
Genf. 
Deutscher Städtebund besucht die Vereinten Nationen 
Während einer vom Deutschen Städtebund veranstalteten 
Amerikareise besuchten 90 Mitglieder des Deutschen Städte­
bundes die Vereinten Nationen. Nach einer offiziellen Führung 
durch das UNO-Gebäude hatten sie Gelegenheit, mit einem 
Mitglied der deutschen Beobachtermission die deutsche Mit­
arbeit in den Vereinten Nationen zu erörtern. 
Weiterer deutscher Zypernbeitrag 
Der amtierende deutsche Beobachter der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Vereinten Nationen, Professor Fritz 
Caspari, konnte dem Generalsekretär der Weltorganisation 
den Beschluß der Bundesregierung mitteilen, für die Zeit von 
Ende Dezember 1965 bis Ende Jun i 1966 einen weiteren Bei­
trag von 4 Millionen DM für die friedenserhaltende Operation 
der UNO in Zypern zur Verfügung zu stellen, und einige Tage 
später U Thant einen Scheck über 1 Million Dollar überreichen. 
Damit erhöht sich der deutsche Beitrag für die Zypernaktion 
auf 4,5 Millionen Dollar (18 Millionen DM). Inzwischen hat der 
Sicherheitsrat eine Verlängerung der Stationierung von UNO-
Truppen auf Zypern bis Ende Dezember 1966 beschlossen. Die 
eingeleiteten Bemühungen um eine politische Lösung der 
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Zypernfrage sollen in der Zwischenzeit so weitgehende For t ­
schritte machen, daß die Anwesenheit von Truppen über das 
laufende Jah r hinaus nach Möglichkeit hinfällig wird. U Thant 
hat sowohl bei Ankündigung und Überreichung des Beitrags 
als auch bei seiner Begegnung mi t Bundesminister Scheel 
anläßlich der Tagung des Europa-Ministerrats in Straßburg 
Anfang Mai seinen Dank für diese stetige Unterstützung der 
Bemühungen der Vereinten Nationen um die Erhaltung des 
Friedens auf Zypern ausgesprochen. 
Intendant des Senders >Freies Berlin* in der UNO 
Das zunehmende Interesse deutscher Rundfunkstationen an 
der Arbeit der Vereinten Nationen fand in einem Besuch des 
Intendanten des Senders >Freies Berlin*, Walter Steigner, und 
des Vorsitzenden des Rundfunkrats des Senders, Dr. Franz 
Suchan, bei der Weltorganisation seinen Ausdruck. Der deut­
sche Beobachter Botschafter von Braun gab in seiner Residenz 
den beiden Herren die Gelegenheit, mit UN-Delegierten zu­
sammenzutreffen. Der UNO-Korrespondent des SFB, Rolf 
Menzel, der in Kürze als Korrespondent nach Washington 
übersiedeln wird, brachte die Besucher bei einem Frühstück 
mit den Rundfunk- und Fernsehspezialisten des Sekretariats 
der Vereinten Nationen zusammen. 
Besuch von Paul Hoffman bei Bundeskanzler Erhard 
Auf einer kurzen Europareise hat der Direktor des UN-Ent­
wicklungsprogramms, Paul Hoffman, kürzlich auch Bonn 
besucht und eine längere Unterredung mit Bundeskanzler 
Professor Erhard geführt. Es lag Mr. Paul Hoffman daran, 
seine Vorstellungen über die langfristige Gestaltung der inter­
nationalen Entwicklungshilfe vorzutragen und nicht nur das 
anhaltende Bedürfnis der Entwicklungsländer nach Unter­
stützung durch die reicheren Völker darzustellen, sondern 
auch die Bedeutung zu unterstreichen, die ein stetiges An­
steigen der Wirtschaftskraft in den Entwicklungsländern für 
die Industrieländer hat. 
Neue UN-Organisation für industrielle Entwicklung 
Der Industrieausschuß des Wirtschafts- und Sozialrats, der im 
Mai in New York tagte, beschloß, der Vollversammlung seine 
Auflösung und die Überführung seiner Aufgaben in die neue 
>United Nations Organization for Industrial Development* 
(UNOID) vorzuschlagen. Zur Vorbereitung dieser neuen Orga­
nisation t ra t ein Ad-hoc-Komitee zusammen, das einen Be­
richt über den Aufbau von UNOID und insbesondere über die 
Zusammensetzung ihres Verwaltungsrates erstat tete. Dieser 
Rat wird nicht, wie es beim Industrieausschuß der Fall war, 
vom ECOSOC, sondern von der Vollversammlung der UNO 
gewählt werden. Man denkt an eine Mitgliedschaft von 
45 Staaten. Die Bundesrepublik Deutschland wird als großes 
Industrieland im Verwaltungsrat vertreten sein, so wie sie 
auch seit Jahren dem Industrieausschuß angehörte. UNOID 
wird in der Bearbeitung von Wirtschaftsthemen in der UNO 
eine Lücke füllen und in einer gewissen Parallele zur Welt­
handelskonferenz eine Organisation für die industrielle Be­
treuung der Entwicklungsländer darstellen. Im Ad-hoc-Aus­
schuß war die Bundesrepublik durch Legationsrat Dr. Brunner 
von der Beobachtermission vertreten. 
Internationale Kakaokonferenz 
Vom 23. Mai bis 23. Jun i fand in New York im Rahmen der 
Welthandelskonferenz (UNCTAD) die internationale Kakao­
konferenz statt, die sich um ein Abkommen über Mindest-
und Höchstpreise sowie um die Schaffung und Finanzierung 
eines Vorratsstocks zum Ausgleich von Preisschwankungen am 
Weltmarkt bemühte. Es war die erste große Rohstoffkonferenz, 
die im Rahmen der Welthandelskonferenz (UNCTAD) s ta t t ­
fand. Sie bedeutete insofern ein Novum, als damit auch in 
diese neue Wirtschaftsorganisation der UNO-Familie neben 
mehr theoretischen Diskussionen ein Verhandlungselement 
eingeführt wurde, das auf konkrete Ergebnisse hinzielte. Zwar 
blieb diesmal ein endgültiges Ergebnis noch wegen einer 
Reihe sachlicher Meinungsunterschiede nicht nur zwischen den 
Herstellungsländern einerseits und den Verbraucherländern 
andererseits, sondern auch innerhalb jeder dieser beiden 
Gruppen aus. Immerhin wurden in den langwierigen Ver­
handlungen genügend Vorklärungen getroffen, um berechtigte 

Hoffnungen auf weitere Fortschritte in einiger Zeit hegen zu 
können. Insbesondere konnte, im Gegensatz zur ersten Kakao­
konferenz von 1963, Einverständnis über den Umfang des 
Vorratsstocks (250 0001), über die stetigen Einnahmen des 
Vorratsstocks (1 cent je lb Rohkakao) und über die zukünf­
tigen Marktquoten der Erzeuger, dagegen noch nicht über die 
wichtigen Fragen der Mindest- und Höchstpreise und über 
die Vorfinanzierung des Vorratsstocks erzielt werden. Nach 
inoffiziellen Besprechungen, die der Generalsekretär der 
UNCTAD, Prof. Raoul Prebisch, im Sommer führen will, soll 
wahrscheinlich im Herbst in Genf eine Verhandlungsgruppe 
zur Klärung dieser Punk te zusammentreten. Für die nächste 
Kakaokonferenz, für die ein Termin noch nicht feststeht, liegt 
eine Einladung der Regierung von Jamaika vor. - Die Bundes­
republik Deutschland, die ein großes wirtschaftliches Interesse 
am Kakaohandel ha t und politisch bemüht ist, den Hersteller­
ländern zu einer stabileren Wirtschaftsbasis zu verhelfen, 
nahm als Vollmitglied der Konferenz sehr aktiv an den Ver­
handlungen teil. Dabei wurde der deutschen Delegation auch 
von den Vertretern der Erzeugungsländer bestätigt, daß sie 
sich um Verständnis für das überragende wirtschaftliche P ro ­
blem der Marktstabilisierung für die Erzeugerländer, vor allem 
in Afrika, bemühte. Die deutsche Delegation wurde von Mini­
sterialdirektor Gebhardt vom Bundesministerium für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten geleitet; seine Stellvertreter 
waren Oberregierungsrat Kühn (Bundeswirtschaftsministe­
rium) und Regierungsrat Dr. Schlüter (Bundesfinanzministe­
rium). Die Verbände des Kakaohandels und der Schokoladen­
industrie entsandten ebenfalls Vertreter; sie waren in der 
Regel nur für Teilabschnitte der Konferenz abkömmlich und 
lösten dementsprechend einander ab. 
Asienreise des deutschen Beobachters bei den 
Vereinten Nationen 
Der deutsche Beobachter bei den Vereinten Nationen, Bot­
schafter Sigismund von Braun, unternahm eine zweimonatige 
Informationsreise durch eine Reihe asiatischer Staaten, um 
sich über die Probleme Asiens zu unterrichten und seinerseits 
die Regierungen der besuchten Staaten über die deutsche 
Stellung in den Vereinten Nationen zu informieren. Vor mehr 
als Jahresfrist hat te Botschafter von Braun auf einer gleich­
artigen Informationsreise eine Anzahl von mit tel- und süd­
amerikanischen Staaten besucht. 
Deutsche Teilnahme am >Interne Programme* der UN 
Ein gutes Ergebnis brachte eine Ausschreibung in der Bundes­
republik für die Teilnahme an einem Fachseminar der Ver­
einten Nationen in Genf. Die Vereinten Nationen führen seit 
einigen Jahren jährlich ein solches Seminar unter der Bezeich­
nung >Interne Programme* durch. Das diesjährige Seminar 
findet vom 21. Jul i bis 10. August statt . Veranstal ter ist das 
Europäische Büro der Vereinten Nationen in Genf. Das Thema 
des diesjährigen Seminars heißt >Städteplanung - ein Welt­
problem* (Urbanization: a World Challenge, Urbanisation: un 
Probleme mondial). Alle Probleme einer modernen großen 
Stadt werden erfaßt. Es gehören dazu Städtebebauung, Ver­
kehrswesen, öffentliches und privates Gesundheitswesen, Er ­
nährungsfragen, Arbeitsprobleme und Arbeitsbedingungen 
usw. Dementsprechend weit ist der Teilnehmerkreis. Als In ­
teressenten haben sich Soziologen, Nationalökonomen, Archi­
tekten, Mediziner, Psychologen und Kommunalpolit iker ge­
meldet. Die Bewerber müssen eine entsprechende Fachausbil­
dung nachweisen und außerdem Englisch oder Französisch 
beherrschen. Es meldeten sich aus der Bundesrepublik 16 Aka­
demiker. Die von der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen über 61 Universitäten, Technische Hochschulen usw. 
veranlaßte Ausschreibung war damit erfolgreich. Sechs 
deutsche Bewerber wurden durch die Auswahlkommission 
der Vereinten Nationen zugelassen. Die Teilnehmer kommen 
aus den USA, den europäischen und aus einigen nordafrika­
nischen Ländern. Gesamtleiter, Gruppenleiter und Referenten 
sind international angesehene Experten aus verschiedenen 
Ländern. Vormittags findet ein Referat für alle Teilnehmer 
statt, nachmittags je ein Referat für die Fachgruppen. An­
schließend sind Diskussionen. Da die Bundesregierung an 
einer deutschen Teilnahme sehr interessiert ist, ha t sie für 
die deutschen Teilnehmer Stipendien zur Verfügung gestellt. 
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Afghanistan + + + + + + + + + + + + 4 + 
+ — Afghanistan 

+ + + + + + 
+ 
+ 

Albanien + + + + + 4 Algerien 4- + 4 4 4 4 + + 4 + 4 4 4 Algerien + 4 4 4 
+ + Argent in ien + + 4 4 + + + + + 4 4 + + 4 4 Argent in ien 

4 4 + 4 + + + 4 + + + + 4 4 — Äthiopien 
4 + + + 4 Austral ien + + + + + + + + + + + + 4 + 4 

Belgien + + 4 + 4 + 4 + + + + 4 4 4 

Birma - + + 4 + + + 4 + + 4 + 4 4 

Bolivien + + + + + + + + + + + + 4 4 — 
Brasilien + + 4 4 + + + + + + + + 4 + 
Bulgar ien + + 4 — + + + 4 4 4 

Bundesrepubl ik Deutschland — + + + + + + + 4 4 + + 4 4 4 

Burundi + — + + + + 4 + + — — + 4 4 — 
Ceylon 4 + + 4 + + + + + 4 + 4 4 4 — 

Chile + + + 4 + + + + + 4 4 + 4 4 — 
China 4 + + — 4 + + + + — 4 + 4 4 4 

Costa Rica + 4. + + + 4 + + + + 4 + + 4 — 
Dahome + — + + + + + + + — + + 4 4 — 
Dänemark + + + 4 + 4 + + + 4 4 + + 4 

Dominikanische Republik 4 + + + + + + + + + 4 + 4 4 4 

Ecuador + + + + + + + + + 4 + + 4 f + 
Elfenbeinküste + + 4 + + + + + + + + + 4 4. •1-

El Salvador + + + + + + + + + + + + + + — 
Finnland + + + + + + + 4 + 4 + + 4 4 4 

Frankre ich + + 4 + + + + + + + + + + + + 
Gabun + 4 + + + + + + — + + + + — 
Gambia + — — + — — — —- — — — — — — — 
Ghana + + + + + + + + + + + + + 4 + 
Griechenland + + + + + 4 + -1- + + + + 4 4 + 
Großbritannien 4 4 + 4 4 + + + 4 4 4 4 4 + 4 

Guatemala + + + + + 4 - + 4 + + 4 4 + + — 

Guinea + — 4 + 4 4 + + — — + 4 4 4 — 

Haiti 4 + + + 4 + 4 + + 4 4 + + 4 4 

Honduras 4 4 + + + + + 4 4- + 4 4 4 4 4 

Indien 4 + 4 + + + + + 4 4 4 4 4 4 4 

Indonesien — 4 -1-1 42 + * 4 — — — — 4 4 4 4 4 

I rak 4 + + + + + + + + + + + + 4 — 
I r an 4 4 4 + + + + 4 + + + + 4 4 + 
I r land + — + + + + + + + 4 + + + 4 4 

Is land + 4 + + + + + 4 + 4 4 + 4 4 + 
Israel 4 4 + + 4 4 4 + + 4 4 + + 4 + 
I ta l ien 4 + 4 4 + + 4 4 + 4 + 4 + 4 4 

Jama ika + — + + + + + + — + + + + 4 — 
J a p a n 4 4 4 + 4 + + + + 4 + + 4 4 + 
Jemen 4 — + + + + — — — — + + + — — 
Jordan ien + — 4 4 4 4 + 4 4 + + + 4 + — 
Jugoslawien + + + + + + 4 + + — + 4 + 4 + 

+ Kambodscha 4- 4 — 4- + + — — — — 4 4 + 4 
+ 
+ 

K a m e r u n 4 4 + + 4 + + + + — + + + + + 
Kanada + + + + + + 4- + 4 + 4 + + 4 + 
Kenia + + 4- + + + 4 4 4 + 4- 4 + 4 — 
Kolumbien 4 + + + + + + + + 4 + + 4 4 

Kongo (Brazzaville) + — + + + + + + + — + 4 + + — 

Kongo (Leopoldville) 4 + + + 4 + 4 4 + — + + 4 4 

Kuba 4 4 + + + + — — — — 4 + + + — 

Kuwei t 4 4. + + 4 4 + 4 4 + 4 4 4 4 4 

Laos + — + + 4 + + 4 + — 4 + + 4 — 
Libanon t- 4 + + + + + + + + + + + 4 — 

Liberia + 4 + + + + + + + + 4 + 4 — + 
Libyen + 4- + + + + + + 4 + 4 4 4 

4 
4 

Liechtenstein + 
4 
4 

Luxemburg 4 4 4 + + + 4 + + + + 4 4 4 

Madagaskar + 4 + 4 + 4 + 4 4 + 4 + 4 4 + 
Malaysia + — + 4 + + 4 4 4 4 4. 4> 

Malawi — + + + + + + + + + 4 4 
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Malediven + _ _ _ + 
Mali + + + + + + + + + — + + + + — 
Malta + — + + + + — — — — + + + — — 
Marokko + + + + + + + + + + + + + 
Mauretanien + — + + + + + + + — + — + + 
Mexiko + + + + + + + + + + + + + + + 
Monaco — + — — + + + + — — 
Mongolische Volksrepublik - - — + + + + — 
Nepal + — — + + + + + + — + + + — — 
Neuseeland + + + + + + + + — + + + + + + 
Nicaragua + + + + + + + + + + + + + + — 
Nieder lande + + + + + - f + + + + + + + + + 
Niger + - + + + + + + + — + + + + — 
Nigeria + + + + + + + + + + + + + + + 
Norwegen + + + + + + + + + + + + + + 
Obervolta + — + + + + + + + — + + + — 
Österreich + + + + + + + + + + + + + + — 
Pakis tan + + + + + + + + + + + + + 
P a n a m a + — + + + + + + + + + + + — + 
Paraguay + + + + + + + + + + + + + + — 
P e r u + + + + + + + + + + + + + + _ 
Phi l ippinen 4* + + + + + + + + + + + + + + 
Polen + + + + + + — — — — + + + + + 
Por tuga l + + + + + + + — — + + + + 
Rumänien + + + + + + — — — — + + + + + 
Rwanda + — + + + + + + + — + + + + — 
Sambia + — + + + + + + + + + — + + 
San Marino — — — — — — — — — — _ + 
Saudi -Arabien + + — + + + + + + + + + + + 
Schweden + + + + + + + + + + + + + + + 
Schweiz — + + + + + — — — — + + + + + 
Senegal + + + + + + + + + + + + + + + 
Sierra Leone + — + + + + + + + + + + + + _ 
Singapur + — + — + — — — — — — — + — — 
Somalia — + + + + + + + + + + + + 
Sowjetunion + + + — + + + + + + 
Spanien + + + + + + + + + + + + + + + 
Südafrika + + • — — + + + + + + + + + 
Sudan + + + + + + + + + + + + + + — 
Süd-Korea — + — + + + + + + + + + + + + 
Süd-Vietnam — + + + + + + + + — + + + + — 
Syrien + + + + + + + + + + + + + + + 
Tansania + — + + + + + + + + + + + + — 
Thai land + + + + + + + + + + + + + — 
Togo -L — + + + + + + + + + + + + — 
Trinidad und Tobago + — + + + + + + — + + + + + 
Tschad + — + + + + + + + + + + + 
Tschechoslowakei + + — + + — — _ — + + + + + 
Tunesien + + + + + + + + + + + + + + + 
Türkei + + + + + + + + + + + + + + + 
Uganda + — + + + + + + + + — + + + 
Ukra ine + + + — + + + + + _ 
Ungarn + + + — + + + + + — 
Uruguay + + + + + + + + — — + + + + 
Vatikan — + + + 
Venezuela + + + + + + + + — + + + + + 
Vereinigte Arabische Republik + + + + + + + + + + + + + + + 
Vereinigte S taa ten + + + + + + + + + + + + + + + 
Weißrußland + + — + + + + + — 
Westsamoa — — — — _ + — — — 
Zentralafrikanische Republik + — + + + + + + + — + + + + — 
Zypern + + + + + + + + + + + + + + — 

Gesamtzahl 117 93 115 1103 1205 122« 103 103 96 80 110 127? 1298 126» 60 
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Anmerkungen: 
Die vollen Bezeichnungen der im Kopf ver ­
wende ten Abkürzungen für die mi t den Ver­
einten Nat ionen ve rbundenen Internat ionalen 
Organisat ionen lauten (die UN sind in der 
ers ten Spalte zum Vergleich zusätzlich auf­
geführt): IAEA - Internat ionale Atomenergie­
organisat ion; ILO - In terna t ionale Arbei ts ­
organisat ion; FAO - Ernährungs- und Land­
wirtschaftsorganisation; UNESCO - Organi­
sat ion der Vereinten Nat ionen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kul tu r ; WHO - Weltgesund­
heitsorganisat ion ; FUND - Weltwährungsfonds; 
BANK - Wel tbank; IDA - In terna t ionale En t ­
wicklungs-Organisation; IFC - In terna t ionale 
Finanz-Corporat ion; ICAO - In terna t ionale 
Zivil luftfahrtorganisat ion; UPU - Weltpost­
verein; ITU - In terna t ionaler Fernmelde­
vere in; WMO - Weltorganisation für Meteoro­
logie; IMCO - Zwischenstaatliche Bera tende 
Seeschiffahrtorganisation. 
1 Indonesien und Albanien benachrichtigten 

am 25. März 1965 bzw. 5. August 1965 die ILO 
von ihrem Entschluß auszutre ten. Südafrika, 
das die ILO am 11. März 1964 von seinem 
Entschluß auszut re ten in Kenntn is setzte, 
ist ab 11. März 1966 nicht m e h r Mitglied. 

2 Indonesien ist aus der FAO ausgetre ten . Der 
Aust r i t t wurde am 12. Feb rua r 1966 wirksam. 

3 Die FAO hat zusätzlich 4 assoziierte Mit­
glieder; Basutoland, Betschuanaland, Gua­
yana, Mauri t ius . 

4 Indonesien benachrichtigte am 12. Feb rua r 
1965 die UNESCO von seiner Absicht aus­
zutre ten. Dieser Aust r i t t w i rd mi t dem 
31. Dezember 1966 wirksam. 

5 Die UNESCO ha t zusätzlich 3 assoziierte 
Mitglieder: die Brit isch-Ostkaribischen In­
seln, Katar , Mauri t ius . 

6 Die WHO hat zusätzlich 3 assoziierte Mit­
gl ieder: Katar , Mauri t ius , Südrhodesien. 

7 Die Gesamtzahl von UPU schließt folgende 
7 Gebiete als Mitglieder ein; die n ieder­
ländischen Antil len und Sur inam; die por­
tugiesischen Provinzen In Westafrika; die 
portugiesischen Provinzen in Ostafrika, 
Asien und Ozeanien; die spanischen Terr i ­
tor ien In Afrika; die Uberseegebiete für 
in terna t iona le Beziehungen, für die Groß­
br i tannien verantwor t l ich 1st; die vom Fran ­
zösischen Post- und Fernmeldeminis te r ium 
ver t re tenen Überseegebiete; die USA-Terr i ­
tor ien einschließlich des durch die USA ver­
wal te ten UN-Treuhandgebie tes im Pazifik. 

8 Die Gesamtzahl von ITU schließt folgende 
6 Gebiete als Mitglieder ein: die vom Fran ­
zösischen Post - und Fernmeldeminis te r ium 
ver t re tenen Uberseegebiete; Überseegebiete 
für in ternat ionale Beziehungen, für die 
Großbritannien verantwort l ich ist; por tu­
giesische Überseeprovinzen; Rhodesien; spa­
nische Provinzen in Afrika; Terr i tor ien der 
Vereinigten Staaten. 

9 Die Gesamtzahl von WMO schließt folgende 
12 Gebiete als Mitglieder ein, die ih re 
eigenen meteorologischen Stat ionen haben : 
die brit ischen Karibischen Terr i tor ien und 
Guayana; Französisch-Polynesien; Franzö-
sisch-Somaliland; Hongkong; Mauri t ius ; die 
niederländischen Anti l len; Neukaledonien; 
Portugiesisch-Ostafrika; Portugiesisch-West­
afr ika; Südrhodesien; die spanischen Ter r i ­
tor ien von Guinea; Sur inam. 

Literaturhinweise 

Fritz Baade: . . . denn sie sollen satt werden. 
Strategie des Weltkampfes gegen den Hunger . 

Oldenburg und Hamburg : Gerhard Stalling 
Verlag 1964. 334 Seiten. 12 Fotos, 24 Zeichnun­
gen, zahlreiche Tabellen. Leinen 19,80 DM. 

Die v ie r te Seligpreisung der Bergpredigt 
schließt mit den Worten des Titels. Aber das 
vorl iegende Buch des bekannten , bisweilen 
gefürchteten ehemaligen Direktors des Kieler 
Weltwirtschafts-Insti tuts, der im Sommer 1963 
als Exper te einer der Referenten auf dem 
Welternährungskongreß in Washington war , 
befaßt sich nicht mit dem seelischen, sondern 
mi t dem leiblichen Hunger : Es behandel t die 
Probleme der Entwicklungsländer und der 
Entwicklungshilfe. 
Was k a n n man über dieses Thema noch 
Neues schreiben? Neu und anregend in diesem 
Buch sind nicht die Fakten , wohl aber die 
Analyse und die Schlußfolgerungen. 
Baade geht von »vier Grunderkenntn i ssen der 
Strategie« aus, die, nach seinen Worten, »so 
banal (sind), daß man Hemmungen hat, sie 
niederzuschreiben«, aber »so wichtig (sind), 
daß von ihnen Sieg oder Niederlage im Kampf 
gegen Hunger und A r m u t entscheidend a b ­
hängen.« Sie sind: 1. Wenn man einen großen 
Kampf gegen den Hunger anfängt, ist der 
Sieg keineswegs sicher. 2. Das sicherste Mittel 
zum Verl ieren eines Kampfes ist die Unter ­
schätzung der Kräfte des Gegners, der hier 
Hunger heißt. 3. Wer einen Krieg anfängt, 
muß einen Begriff davon haben, was er kostet 
und wie lange er dauer t . 4. Zur Strategie ge­
hört es, daß m a n die F ron t kenn t und a b ­
tastet . 
Eingehende Untersuchungen in mehre ren Ent ­
wicklungsländern im Lichte dieser Grund­
erkenntnisse haben den Autor zu der Über­
zeugung gebracht, daß man die Entwicklungs­
länder un te r den Gesichtspunkten von >Kosten, 
Methoden und Erfolgsaussichten der Entwick­
lungshilfe« In die folgenden fünf Gruppen 
einteilen muß: 
1. G r u p p e : Länder, die mi t Auslandshilfe 
und eigenen Ans t rengungen unabhängig von 
geschenkter Hilfe geworden sind. Sie brauchen 
n u r noch Anleihen, die sie aber normal ver ­
zinsen und tilgen können. Beispiele: Grie­
chenland, Spanien, Mexiko. 
2. G r u p p e : Länder mit großen Reserven an 
Boden, Bodenschätzen und Wasserkräften u n d 
mit Regierungen, die fähig sind, diese Wohl­
standsmöglichkeiten zu entwicklen. Sie b rau­
chen dazu aber noch für eine gewisse Zeit 
finanzielle Hilfe. Beispiel: Marokko. 
3. G r u p p e : Länder, die wie die Länder der 
2. Gruppe Reserven besitzen, aber unstabi le 
Regierungen haben. Hier ist der Nutzeffekt 
von Hilfe und Geschenken gefährdet, solange 
ihnen das Stoppen der Inflation noch nicht 
gelungen 1st. Beispiel: Brasilien. 
4. G r u p p e : Länder ohne große Reserven an 
kul t iv ierbarem Land und mi t explosiv wach­
sender Bevölkerung. Sie besitzen aber kost­
bare Reserven an Erdöl. Beispiele: I ran, I rak. 
5. G r u p p e : Länder ohne Reserven an Land, 
mit explosiv wachsender Bevölkerung, aber 
ohne Erdölreserven. Die Rohstoffe und son­
stigen Expor tp rodukte dieser Länder sind 
nicht sehr gut verkäuflich. Die Nahrungs­
produkt ion läßt sich n u r durch Hebung der 
Hektarerträge steigern. Hier wird noch j ah r ­
zehntelang Hilfe notwendig sein, und hier 
liegt der heiße Frontabschni t t des Welt­
kampfes gegen den Hunger. Beispiele: Indien, 
Pakis tan , die Türkei. 
Bei der Beurte i lung über den >Aufstieg aus 
dem Elend< zählt Baade Griechenland, Spa­
nien und Mexiko zu den >drei besonders er­
folgreichen Ländern« und die Türkei, Pakis tan 
und Indien zu den >drei besonders schwie­
rigen Ländern«. 
In Griechenland und Spanien sei der Sieg 
über den Hunger dadurch sehr erleichtert 
worden, daß in diesen Ländern die Zunahme 
der Bevölkerung n u r bei etwa 1 v. H. jährlich 
liege. Diesen Ländern stehen nach der Mei­
nung des Verfassers aus vier Quellen Aus­
landsdevisen zur Verfügung: 1. aus dem Tou­
rismus, 2. aus den Geldsendungen Ihrer 
Staatsangehörigen, die im Ausland arbei ten, 
3. aus ausländischen Kapital invest i t ionen in 
ihren Ländern, u n d 4. aus Kred i ten sei tens 

befreundeter Länder oder in ternat ionaler Or­ganisat ionen. 
Was Mexiko betrifft, so habe es den Sieg über den Hunger e r rungen , t rotz der Tat ­sache, daß es ständig mit den Auswirkungen einer Bevölkerungsexplosion fertig werden müsse. Einige der Mittel, mi t denen Mexiko seine Erfolge erzielt habe, seien: s teigende Hektarerträge, Ausdehnung der Bewässerungs­fläche und bessere Ernährung der Pflanzen. Die Hauptprob leme der besonders schwie­rigen Länder seien in der Türkei das wach­sende Defizit in der Ernährung, in Pak is tan die schwache Wasserwirtschaft und in Indien das fortschri t tswidrige Kastenwesen. Professor Baade prophezeit , daß die Türkei »nach zehn Jahren , allerspätestens nach fünfzehn Jahren« ein erfolgreiches »Take-off« vollziehen wird, und schätzt, daß die Kosten, die aufgewendet werden müßten, um die Türkei eines Tages von wei terer Hilfe unabhängig zu machen, jährlich bei 4 Md. Dollar lägen. Pakis tan brauche eine Hilfe von 700 Mill. Dollar jähr­lich, und dies für mindes tens 15 Jahre , wenn all die erfolgreichen großen Invest i t ionen in der Bewässerungswirtschaft u n d im Aufbau von Mustergebieten des landwirtschaftl ichen Forlschri t ts durchgeführt und wenn für die in der Landwirtschaft nicht benötigten Men­schen Arbeitsplätze außerhalb der Landwir t ­schaft geschaffen werden sollen. Ein wirk­licher Erfolg sei aber nur dann zu e rwar ten , wenn das Problem >Hilfe an Pakistan« in kon­s t rukt iven Zusammenhang mi t dem Problem >Hilfe an Indien« gebracht werde . Der Ver­fasser vermute t , »daß der Kampf gegen Hunger und A r m u t in Indien n u r gewonnen werden kann , wenn die Hilfe a n Indien wäh­rend des vier ten Fünfjahresplanes nicht n u r auf eine Nahrungshi lfe in der Größenordnung von 3 bis 3,5 Md. Dollar, sondern außerdem noch etwa auf den gleichen Betrag an Ka­pitalhilfe gesteigert wird«. Baade nennt vier Faktoren , die in der Stra­tegie der Entwicklungspoli t ik mobilisiert wer ­den müßten: das Wasser, die Pflanzen, die Arbei tskraf t und den Sonnenschein. In den letzten Kapi te ln seines Buches geht er mi t dem Schlagwort >Helfen, aber mit Ver­stand« ausführlich auf die entwicklungspoli­tische Strategie für die einzelnen der fünf Entwicklungsländer-Gruppen ein, sowie auf eine Abschätzung der Gesamtkosten der Hilfe und schließlich auf eine mögliche Zusammen­arbei t zwischen Ost und West in der Entwick­lungspolitik. 

Die Thesen, die Professor Baade in seinem ebenso kri t ischen wie gründlichen Werk ver­tr i t t , können mit folgenden Worten zusam­mengefaßt werden : Wir dürfen unser gutes Geld, Entwicklungshilfe genannt , nicht so breitwürfig wie häufig bisher über die Welt s t reuen. Wir müssen es vie lmehr planmäßig einsetzen, damit nicht eine Mark, nicht ein Dollar in das bekann te Faß ohne Boden fallen. Wohl guter Wille, aber ebenso ein Mangel an Sachkenntnis bes t immt häufig die Vertei lung der Mittel. Der Kampf wi rd mehr kosten als der I. Weltkrieg, nicht ganz so viel wie der II. Weltkrieg, auf jeden Fall aber weniger als der III. Weltkrieg an seinem ersten Tag. Aber der größte Aufwand ist ver­schwendet, wenn wir nicht auch die Völker, denen geholfen werden soll, dazu br ingen, daß sie viel energischer als bisher an ihrer eigenen Ret tung mi tarbei ten . Verl ieren dür­fen wir den Kampf auf ke inen Fall, denn eine Niederlage wird die Erde im Westen und im Osten zur Hölle machen, und kein Wirtschafts­wunder kann unsere Kinder und Enkelkinder von diesem Fluch befreien. Es ist nicht zu leugnen, daß der bekann te Fachmann sich vieler Schlagworte bedient , von denen einige die Ernsthaf t igkei t seines Werkes und das Ansehen seiner Person be­einträchtigen könnten (Beispiel: »Kerle, wollt ihr ewig geben?«) und daß er in diesem Buch, dem Ergebnis jahrzehnte langen Studiums und mehre re r Weltreisen, manchmal so autor i ta t iv formuliert , daß im Leser Zweifel an der All­gemeingültigkeit seiner Thesen und Behaup­tungen wach werden könnten. Abgesehen von diesen an und für sich wertfreien Fehlern, 1st das Buch, das im Anhang mit Statist iken, Li teraturverzeichnis und Register versehen ist, sowohl Wissenschaftlern als auch En t ­wicklungspoli t ikern und allen interessier ten Laien mit der gleichen Leidenschaft zu emp­fehlen, mi t der der Verfasser es geschrieben hat . Dr. M. Y. Cho 
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MAX-PL A NCK-INST1TUT FÜR AUSLÄNDISCHES ÖFFENTLICHES RECHT UND 
VÖLKERRECHT 
BEITRÄGE ZUM AUSLÄNDISCHEN ÖFFENTLICHEN RECHT U. VÖLKERRECHT 

42 C h r i s t i a n Tomuschat 

Die gerichtliche Vorabentscheidung 
nach den Verträgen über die 
europäischen Gemeinschaften 
1964. XII, 226 Seiten. Kartoniert DM 29,50 

D e m Z i e l e inhe i t l i che r Aus l egung u n d A n w e n d u n g des Ge­
meinschaftsrechts d i e n t v o r a l l em das bereits i m E G K S - V e r t r a g 
v e ranke r t e , i n den E W G - u n d Euratomverträgen e rwe i t e r t e 
V e r f a h r e n s i n s t i t u t der Voraben tsche idung des Gemeinschafts­
gerichtshofes über b e s t immte , v o r staat l ichen Ger i ch t en s t r e i t i g 
werdende Fragen. D u r c h die h i e r i n ge forder te u n m i t t e l b a r e 
Zusammenarbe i t zwischen na t i ona l em u n d Gemeinschaftsgericht 
ents teht eine Re ihe neuar t i ge r Prob leme, die i n den V e r t r a g s ­
t e x t en n u r unvollständig gelöst s ind. D e r Verfasser un t e r such t 
au f G r u n d bre i t en rechtsvergleichenden Mate r ia l s Vorausse t zun­
gen, Durchführungen u n d R e c h t s w i r k u n g e n des Ve r f ah r ens 
u n d g i b t z u a l len au f t r e t enden Rechtsfragen eine ausführlich 
begründete eigene S te l lungnahme ab. Sorgfältig w e r d e n ins­
besondere Vo r l a ge r e ch t u n d -p f l i ch t der staat l ichen Ger i ch te 
gegeneinander abgegrenzt . 

Das K u r a t o r i u m der Universität Le iden ha t den Verfasser für 
seine D a r s t e l l u n g der Vorabentsche idung m i t dem Preis der 
S t i f t u n g „Legatum V i s s e r i a n u m " ausgezeichnet. 

43 G e r h a r d Boehmer 

Der völkerrechtliche Vertrag 
im deutschen Recht 
1965. XII, IIS Seiten. DM 14,50 

I n fast a l l en Bereichen des wir tschaf t l i chen u n d sozialen Lebens 
hat die wachsende i n t e rna t i ona l e V e r f l e c h t u n g zu ve r t rag l i chen 
Rege lungen geführt, die i m na t i ona l en Bereich berücksichtigt 
werden müssen. Es fehlte bisher an einer monographischen D a r ­
s t e l lung des Gesamtprob l ems der V o l l z i e h u n g völkerrechtlicher 
Verträge i m ge l t enden deutschen Recht . D i e vor l i egende U n t e r ­
suchung befaßt sich m i t den dadurch au fgewor fenen , z u n e h ­
m e n d w i c h t i g e r w e r d e n d e n Fragen, d a r u n t e r m i t den A u s ­
legungsregeln, d e m Einfluß v o n Änderungen der Ve r t r a g s ­
g e l tung ( V o r b e h a l t e , M i tg l i ederwechse l bei m u l t i l a t e r a l e n V e r ­
trägen, Vertragsänderungen, -Verlängerungen, -beendigung ) , 
der A n w e n d u n g mehrsprach iger T e x t e u n d der Behand lung 
v o n Widersprüchen zwischen Ver t rags rech t u n d deutschem 
Recht . D i e seit T r i e p e l i n Deutsch land vorherrschende T r a n s ­
f o r m a t i o n s l e h r e w i r d e iner k r i t i s chen Prüfung un te r zogen . 

C A R L H E Y M A N N S V E R L A G K G 

Kö ln • B e r l i n • B o n n • München 

Das _ 
Waschmittel 

mit der * 
Garantie* 

speziell für alles Farbige 
neu in der Zusammensetzung 

4fc speziell in der Wirkung 
bewährt in der Qualität 
Für farbige Textilien: 
REI 65 garantiert reine unveränderte Farben und klare Muster 
nach jeder Wäsche, denn REI ist frei von optischen Aufhellern 
und chemischen Bleichmitteln, die Farben verfälschen können. 
Schaumreinigung: 
REI 65 garantiert gründliche Schaumreinigung von Teppichen, 
Polstermöbeln, Deko-Stoffen, Lampenschirmen, Autopolstern. 

Haushaltspflege: 
REI 65 garantiert schonende Behandlung empfindlicher Mate­
rialien wie Schleiflack-Flächen, feines Porzellan, Kristall, Silber. 

fürSauberkeit unterwegs 
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Ein großer Gast aus der weiten Welt... Salute - Cheerio - zum Wohle! 
Lutthansa-Cocktail, ein Drink, der beschwingt. 

LUFTHANSA-Cocktail PARTY 
pur oder mit Sekt -
ein eleganter Cocktail 
aus 12 kostbaren 
Zutaten nach inter­
nationalem Bar-Rezept 
gemixt. Er regt an 
und beschwingt, 
ist wunderbar 
bekömmlich. 

NEU 
LUFTHANSA-Cocktail 

DRY MARTINI* 
pur-der klassische 
Cocktail vor dem Essen 
oder für alle Freunde 
eines klaren, 
sauberen Drinks. 
Auf der Basis von 
feinem, trockenem Gin 
und original 
Dry Martini. 

NEU 

LUFTHANSA-Cocktail BITTER 
mit Soda-
ein erfrischender 
Longdrink 
für Männer, 
den auch Damen 
mögen: 
anregend, 
aromatisch, 
angenehm bitter. 

f ix und fert ig fü rS ie gemix t 

LUFTHANSA Unter Verwendung von französischem 
MARTINI EXTRA DRY im Einvernehmen 
mit der MARTINI & ROSSI AG 
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